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Präsident 
K r  a n  k gemeldet ist lng. Rudolf Heinz 

Fischer. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die eingelangte Anfragebeant­
wortung wurde den Anfragestellern übermit­
telt. Diese Anfragebeantwortung wurde auch 
vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­
verteilt. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen: 

Bundesgesetz, mit dem das Bäck.ereiarbei­
tergesetz geändert wird (Bäckerei arbeiter­
gesetz-Novelle 1974) (1416 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Kriegsopferver­
sorgungsgesetz 1957 geändert wird (1417 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Heeresversor­
gungsgesetz geändert wird (12. Novelle zum 
Heeresversorgungsgesetz) (1418 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Opferfürsorge­
gesetz geändert wird (23. Opferfürsorgegesetz­
novelle) (1419 der Beilagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Invalideneinstel­
lungsgesetz 1969 geändert wird (1420 der Bei­
lagen), 

weise idl dem Ausschuß für soziale Verwal­
tung zu. 

Den eingelangten Bericht der Bundesregie­
rung über die soziale Lage 1973 (III-162 der 
Beilagen) weise ich dem Ausschuß für soziale 
Verwaltung zu. 

Beriebt des Finanz- und Budgetausscbusses 
über die Regierungsvorlage (1285 und Zu 1285 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1975 samt Anlagen (1375 der Beilagen) 

Kapitel 50: 

Kapitel 51 : 

Kapitel 52: 

Kapitel 53: 

Kapitel 54: 

Kapitel 55: 

Kapitel 56: 

Kapitel 57: 

Kapitel 59: 

Kapitel 73: 

Kapitel 74 

Kapitel 75: 

Kapitel 76: 

Spezialdebatte 

A. 

Beratungsgruppe XI 

Finanzverwaltung 

Kassenverwaltung 

Offentliche Abgaben 

Finanzausgleidl 

Bundesvennögen 

Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Familienlastenausgleich 

Staatsvertrag 

Finanzschuld 

Salz (Monopol) 

Glücksspiele (Monopol) 

Branntwein (Monopol) 

Hauptmünzamt 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage (1285 und Zu 1285 der Beilagen): Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1975 samt Anlagen 
(1375 der Beilagen). 

Wir gelangen nunmehr zur Verhandlung 
über die in der Beratungsgruppe XI zusam­
mengefaßten Kapitel des Bundesvoransmlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Jungwirth. Ich ersume um seinEm Be­
richt. 

Spezialberichterstatter Jungwirtb: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Im bringe den Spezial­
bericht zu Beratungsgruppe XI, Kapitel 50: 
Finanzverwaltung, Kapitel 51: Kassenverwal­
tung, Kapitel 52: Offentliche Abgaben, Kapi­
tel 53: Finanzausgleich, Kapitel 54: Bundes­
vermögen, Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsver­
waltung), Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 
Kapitel 57: Staatsvertrag, Kapitel 59: Finanz­
schuld, Kapitel 73: Salz (Monopol), Kapit,el 14: 
Glücksspiele (Monopol), Kapitel 15: Brannt­
wein (Monopol), und Kapitel 76: Hauptmünz­
amt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe XI zusammengefaßten 
Kapitel des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1975 am 21. November 1974 in Verhandlung 
gezogen. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Budgetvoranschlag sieht im Rahmen der Kapi­
tel der Gruppe Finanzen im Grundbudget an 
Ausgaben rund 58 Milliarden Schilling oder 
fast ein Drittel der Gesamtausgaben des Bun­
des und an Einnahmen rund 129 Milliarden 
Schilling oder mehr als drei Viertel der gesam­
ten erwarteten Einnahmen des Bundes im Vor­
anschlag 1975 vor. 

1. Kapitel 50 "Finanzverwaltung" 

Dieses Kapitel umfaßt das Bundesministe­
rium für Finanzen, die Finanzlandesdirektio­
nen, die Finanz- und Zollämter, das Oster­
reichische Postparkassenamt sowie sonstige 
zugehörig,e Ämter. 1975 sind an Ausgaben 
!Und 4846 Millionen Schilling gegen 4495 Mil­
lionen Schilling in diesem Jahr und Einnah­
men von 1028 Millionen Schilling gegenüber 
1150 Millionen Schilling im Voranschlag 1974 
vorgesehen. 

Die Erhöhung bei den Ausgaben von rund 
351 Millionen Schilling ist vor allem auf Be­
zugserhöhungen und Teuerungszulagen sowie 
auf Mehraufwendungen im Zusammenhang 
mit elektronischen Datenverarbeitungsanlagen 
zurückzuführen. 
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Ab dem Voranschlag 1975 ist im Zuge der 
rechnerischen Bereinigung der sogenannten 
"Durchlaufer" von der Gesamtgebarung der 
Kostenersatz an das Hauptmünzamt für die 
Ausprägung der Scheidemünzen ( 1 97 5 rund 
700 Millionen Schilling) nicht mehr auf der 
Ausgabenseite veranschlagt, sondern auf der 
Einnahmenseite abgesetzt ausgewiesen. 

2. Kapitel 51 "Kassenverwaltung" 

Dieses Kapitel weist Ausgabe n  von 
2427 Millionen Schilling und Einnahmen von 
1852 Millionen Schilling auf. 

Bei den Ausgaben steht einer Verminde­
rung der Pauschalvorsorge für Rücklagenauf­
lösungen um 500 Millionen Schilling e in höhe­
rer Bedarf bei der Marktpflege sowie bei den 
Kursverlusten gegenüber. 

Im Zusammenhang mit der um 500 Millionen 
Schilling geringeren Veranschlagung der Aus­
gaben für Rücklagenauflösungen mußte bei 
den Einnahmen die Entnahme aus Rücklagen 
um den gleichhohen Betrag vermindert ange­
setzt werden. 

3.  Kapitel 52 "Offentliche Abgaben" 

Der Veranschlagung für 1975 wurde eine 
Fortsetzung der günstigen Wirtschaftsentwick­
lung und ein Zuwachs des Bruttonationalpro­
duktes von etwa 1 3  bis 14 Prozent unterstellt, 
wobei jedoch auf die zu erwartenden Ausfälle 
vor allem auf Grund der EStG-Novelle 1 974 
und des weiteren Abbaues der Zölle gegen­
über dem EWG-Raum Bedacht genommen 
v/urde. 

Die Bruttoeinnahmen an öffentlichen A bga­
ben des Bundes für das Jahr 1975 wurden dem­
gemäß mit rund 1 65,5 Milliarden Schilling und 
die Nettoeinnahmen mit rund 1 04 , 1 Milliarden 
Schilling geschätzt. 

4. Kapitel 53 "Finanzausgleich" 

Im Kapitel 53 sind Leistungen beziehungs­
weise Zuschüsse an Länder und Gemeinden 
sowie die damit in Zusammenhang stehenden 
Einnahmen veranschlagt. 

Unter Berücksichtigung der zur Vermeidung 
von Doppelveranschlagungen ab dem Voran­
schlag 1975 erstmals abgesetzten Teilbeträge 
betreffend die Weiterleitung von Katastro­
phenfondsmitteln (rund 1 0 1 4  Millionen Schil­
ling) sind an Ausgaben 2230 Millione n  Schil­
ling und an Einnahmen 691 Millionen Schil­
ling vorgesehen. 

5. Kapitel 54 "Bundesvermögen" 

Bei diesem Kapitel sind vor allem Ausgaben 

lungsverpflichtungen veranschlagt. Für 1975 
sind hiefür Ausgaben von 2399 Millionen 
Schilling und Einnahmen von 1 129 Millionen 
Schilling vorgesehen, was einer Zunahme um 
229 beziehungsweise 81 Millionen Schilling 
entspricht. 

6. Kapitel 55 "Pensionen (Hoheitsverwaltung) " 

Im Budgetentwurf 1975 sind bei  diesem Ka­
pitel Ausgaben von 13.459 Millionen Schilling 
gegenüber 1 1 .293 Millionen Schilling im heu­
rigen Jahr vorgesehen. 

Die Mehrausgaben von fast 2,2 Milliarden 
Schilling sind vor allem auf einen erhöhten 
Bedarf für die Pensionisten der Hoheitsver­
wallung des Bundes (+ 1 Milliarde Schilling) , 
für Ersätze der Pensionen der Landeslehrer 
(+ 0,4 Milliarden Schilling) sowie für den 
Pensionsanteil der Osterreichischen Bundes­
bahnen (+ 0,7 Milliarden Schilling) zurückzu­
führen. 

Die Einnahmen wurden 1 975 mit 1032 Mil­
lionen Schilling gegenüber 978 Millionen Schil­
ling im Jahre 1 974 veranschlagt. 

7. Kapitel 56 "Familienlastenausgleich" 

Die Einnahmen bei diesem Kapitel wurden 
im Budgetentwurf 1975 mit 1 6.397 Millionen 
Schilling veranschlagt, was gegenüber dem 
Voranschlag 1974 einer Steigerung um 
3930 Millionen Schilling entspricht. Diese Er­
höhung ist insbesondere durch die zu erwar­
tende Steigerung der Lohnsumme, von der 
6 Prozent als Dienstgeberbeitrag zu leisten 
sind, bedingt. Zur Bestreitung der in gleicher 
Höhe angesetzten Ausgaben des Ausgleichs­
fonds ist im Jahre 1 975 die Zuführung eines 
Betrages von 509 Millionen Schilling aus den 
Rücklagen des Reservefonds vorgesehen. 

Die Erhöhung bei den Ausgaben ist im 
wesentlichen zurückzuführen auf eine Erhö­
hung der Familienbeihilfen ab 1. Juli 1 974 
beziehungsweise 1.  Jänner 1 975 um insgesamt 
70 S, auf die Erhöhung der Geburtenbeihilfe 
von 4000 auf 16.000 S, auf höhere Aufwen­
dungen bei den Schulfahrtbeihilfen und Schü­
lerfreifahrten, auf Schulbuchpreiserhöhungen 
sowie auf die erstmalig anfallenden Unter­
suchungskosten nach dem Mutter-Kind-Paß. 

8. Kapitel 57 "Staatsvertrag" 

Beim Kapitel 57 sind im Bundesvoranschlag 
1975 Ausgaben von 118 Millionen Schilling 
(1 974: 64 Millionen Schilling) und Einnahmen 
von 46 Millionen Schilling (1974: 1 23 Millionen 
Schilling) vorgesehen. 

und Einnahmen im Zusammenhang mit Kapi- Die Erhöhung bei den Ausgaben ist vor 
talbeteiligungen des Bundes, Bundesdarlehen, allem auf die erstmalige Vorsorge für Aus­
Haftungsübernahmen sowie besondere Zah- hilfezahlungen für politisch Verfolgte im Be-
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trage von 30 Millionen Schilling zurückzufüh­
ren. Die Mindereinnahmen sind im wesent­
lichen durch den Wegfall der Entschädigungen 
für Vermögensverluste in Italien (- 71 Mil­
lionen Schilling) bedingt. 

9. Kapitel 59 "Finanzschuld" 

Für die Finanzschuld des Bundes sind 1975 
Ausgaben in Höhe von rund 1 4  Milliarden 
Sdlilling veranschlagt, was gegenüber dem 
heurigen Jahr einer Erhöhung um rund 
2,3 Milliarden Schilling entspricht. Vor allem 
muß bei den Bundesschatzscheinen sowie bei 
der Tilgung und Verzinsung von Inlandan­
leihen mit einem erheblichen Mehrbedarf ge­
rechnet werden. 

10 .  Kapitel 73 "Salz (Monopol)" 

Die Betriebsausgaben beim Kapitel 73 "Salz" 
sind im Budgetentwurf 1 915 mit 3 15  Millionen 
Schilling ( 1974: 212 Millionen Schilling), die 
Betriebseinnahmen mit 268 Millionen Schilling 
( 1974 : 253 Millionen Schilling) vorgesehen. Der 
höhere Abgang resultiert aus vermehrten Per­
sonalkosten und Preiserhöhungen der Produk­
tionsmittel. 

1 1 . Kapitel 74 "Glücksspiele (Monopol)" 

Beim Kapitel 74 "Glücksspiele" stehen im 
Bundesvoransd1lag 1 975 Ausgaben von 
102 Millionen Schilling ( 1974 :  584 Millionen 
Schilling) Einnahmen von 779 Millionen Schil­
l ing (1974 : 650 Millionen Schilling) gegenüber, 
sodaß sich der Monopolertrag um 11  Millio­
nen Schilling erhöhen wird. 

1 2 .  Kapitel 75 "Branntwein (Monopol)" 

Bei diesem Kapitel sind im Bundesvoran­
schlag 1 975 Betriebsausgaben von 278 Mil­
lionen Schilling ( 1974 :  264 Millionen Schilling) 
und Betriebseinnahmen von 837 Millionen 
Schilling ( 1974 :  164 Millionen Schilling) vor­
gesehen. 

D"er um 59 Millionen Schilling höher erwar­
tete Monopolertrag ist vor allem auf höhere 
Branntweinverkaufserlöse zurückzuführen. 

1 3 .  Kapitel 76 "Hauptmünzamt" 

Beim Kapitel 76 "Hauptmünzamt" sind im 
Bundesvoranschlag 1 975 Ausgaben von 
903 Millionen Schilling ( 1974 :  567 Millionen 
Schilling) und Einnahmen von 804 Millionen 
Schilling ( 1974 : 571 Millionen Schilling) vor­
gesehen. 

nung des Bundes zurückzuführen. Den Mehr­
ausgaben aus der notwendigen Münzmaterial­
Bevorratung werden im Jahre 1976 entspre­
chend höhere Einnahmen gegenüberstehen. 

An der Debatte, die sich an die Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters anschloß, be­
teiligten sich die Abgeordneten Dr. Koren, 
Dipl .-Vw. Josseck, Mühlbacher,  Sandmeier, 
Maria Metzker, DDr. Neuner, Pfeifer, Doktor 
Zittmayr, Dr. Pelikan, Nittel, Suppan, Kern, 
Josef Schlager, Bregartner und Hietl . Bundes­
minister für Finanzen Dr. Androsch nahm zu 
den in der Debatte aufgeworfenen Fragen Stel­
lung. 

Bei der Abstimmung wurden die finanzge­
setzlichen Ansätze der in gegenständlicher Be­
ratungsgruppe zusammengefaßten Kapitel des 
Bundesvoranschlages unverändert angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be­
schließen : 

Dem Kapitel 50: Finanzverwaltung, 

dem Kapitel 5 1 : Kassenverwaltung, 

dem Kapitel 52 : Offentliche Abgaben, 

dem Kapitel 53 : Finanzausgleich, 

dem Kapitel 54 : Bundesvermögen, 

dem Kapitel 55 : Pensionen (Hoheitsverwal-
tung) , 

dem Kapitel 56 : Familienlastenausgleich, 

dem Kapitel 57 : Staatsvertrag, 

dem Kapitel 59 : Finanzschuld, 

dem Kapitel 73 : Salz (Monopol) , 

dem Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) , 

dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol) und 

dem Kapitel 76: Hauptmünzamt 

samt den zu den Kapiteln 50 und 54 gehören­
den Teilen des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1 975 ( 1 285 der Beilagen) wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Ich bin ferner ermächtigt zu beantragen, in 
die Spezialdebatte einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Sandmeier . 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Zur Diskussion steht am 

Die Erhöhung bei den Ausgaben ist ins- letzten Tag der Budgetdebatte wie jedes Jahr 
besondere auf den höheren Weltmarktpreis das Kapitel Finanzen. Ich werde mich zum 
für das Münzsilber, die Mehreinnahmen sind Abschluß dieser Budgetdebatte, aber auch zum 
auf die damit im Zusammenhang stehenden Abschluß einer fünf jährigen sozialistischen 
höheren Ersätze für Ausmünzungen für Rech- I Budgetpol,itik zuerst mit einigen allgemeinen 
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Grundsätzen der Budgetpolitik auseinander­
setzen und dann noch auf einige Detailfragen 
des Kapitels Finanzen eingehen. 

Neben der allgemeinen Wirtschaftspolitik, 
der Preispolitik, der Wohnbaupolitik, dem 
Demokrabieverständni s ,  der Landesverteidi­
gungspolitik und der Gesundheitspolitik ist 
zweifelsohne die Budgetpolitik einer der dunk­
len Flecke auf der sozialistischen Weste. Das 
Versagen der sozialistischen Budgetpolitrik ist 
von Jahr zu Jahr deutlicher geworden und 
führt jetzt dazu, daß fast alle Zeitungen von 
der kritischen Situation unserer Staatsfinan­
zen sprechen. (Abg. Dr. T u  1 1: Diesen.Eindruck 
haben wir aber nicht!) Dann lesen Sie keine 
Zeitung, Herr Dr. Tull !  Vielleicht nehmen Sie 
sich einmal die Zeit. (Abg. Dr. T u 11: Die 
heutige müssen Sie lesen!) 

Seit der Veröffentlichung des Budgets 1 915 
haben sich eine Reihe namhafter Finanz- und 
Budgetexperten mit diesem Budget kritisch 
auseinandergesetzt. Wenn man von den sozia­
listischen Parteizeitungen absieht, gab es wohl 
keine Pressestimme, die das letzte Budget der 
sozialistischen Alleinregierung positiv beur­
teilt hätte. 

Der bekannte Wirtschaftsjournalist Profes­
sor Horst Knapp faßt das Ergebnis der soziali­
stischen Finanz- und Wirtschaftspolitik in dem 
lapidaren, allerdings schwerwiegenden und 
vorwurfsvollen Satz zusammen: "So wenig in 
Ordnung waren die Staatsfinanzen seit Men­
schengedenken nicht." 

Da ich weiß, Herr Bundesminister für Finan­
zen, daß Sie Professor Horst Knapp als einen 
sehr fähigen, seriösen Wirtschafts- und Finanz­
fachmann schätzen, muß dieses Urteil für den 
Finanzminister und die gesamte Bundesregie­
rung niederschmetternd wirken. (Anhaltende 
Rufe und Gegenrufe zwischen den Abgeord­
neten Dr. W i t h a 1 m und Dr. T u  11.) 

Alle ernst zu nehmenden Zeitungen unseres 
Landes haben sich daher - in großer Sorge -
mit der tristen budgetpolitischen Lage unseres 
Staates befaßt und die Bevölkerung linformiert. 
In den dort aufscheinenden Dberschriften ist 
eigentlich alles ausgedrückt : 

"Staat braucht 20 Milliarden Kredit, nur 
1 0  Milliarden aufzutreiben." 

"Griff zur Notenpresse, um Budgetloch zu 
stopfen. " 

"Budget-Chaos." 

"Bund in höchsten Finanzschwierigkeiten. " 

"Riesendefizit droht.·· 

"Sparappelle kommen um Jahre zu spät." 

"Perfekt verschleierte Bilanz." 

"Wirtschaftsforschungsinstitut zerfetzt das 
Androsch-Budget." 

Und so weiter. In all diesen Artikeln, meine 
Damen und Herren, kommt die Sorge zum 
Ausdruck, wie es weitergehen soll ! (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. T u 1 1.) 

Die Verhaltensweise der Bundesregierung 
in den fünf Jahren ihrer Tätigkeit rächt sidl 
heute bitter. Von Anfang an hat die Regierung 
die Inflationspolitik geschürt und dann wohl­
wollend geduldet, weil damit dem Staat reich­
lich Mehreinnahme n  zuflossen, die man auf 
Teufel komm' raus I, eben verteilen wollte. 
Sie erlag offensichUich der irrigen Meinung, 
sich damit eine gute Ausgangsposition für 
die nächsten Nationalratswahlen zu sichern. 

In der Zwischenzeit muß die Regierung 
Kreisky gemerkt haben - und das haben die 
Regionalwahlen und die Arbeiterkammerwah­
len eindeutig bestätigt -, daß sie die Oster­
reicher für wirklich und reichlich primitiv ge­
halten hat : Was nützt ein bisserl mehr im 
Lohnsackerl, was nützt ein bißchen mehr Rente 
und Pension (Abg. Dr. Tu 11: Nichts dagegen!), 
wenn man damit in eine scharfe Progression 
hineingetrieben wird und wenn das Mehr 
durch die von der Regierung zu einem großen 
Teil mitversc:huldete Teuerung wieder aufge­
fressen wird? 

Die Inflat,ion, die von den Sozialisten durch 
die Budgetpolitik, speziell durch die Ausgaben­
explosion, durch ihre Tarifpolitik und eine 
Inflation von Versprechungen, erst so richtig 
entfacht wurde, wurde erstmals mit dem Bud­
get 1974 eine echte Hypothek für den Finanz­
minister. 

Im heurigen Jahr wird nach vorsichtigen 
Schätzungen der Ausgabenrahmen um mehr 
als 20 Prozent oder mehr als ein Drittel stärker 
als das Bruttonationalprodukt steigen. Da die 
Ausgaben nach einer schriftlichen Beantwor­
tung des Finanzministers um mindestens 
1 1  Milliarden Schilling die veranschlagten 
Werte übersteigen werden, die Einnahmen 
aber keine allzugroßen Steigerungen erfahren 
werden, ist zu befürchten, daß sich das Defizit 
bedrohlich der 20-Milliarden-Grenze nähert. 

Meine Damen und Herrenl Da nimmt sich 
das schon legendäre Zitat des Herrn Bundes­
kanzlers Kreisky geradezu wie ein Hohn aus, 
wenn er damals - allerdings war er damals 
in der Opposition - gesagt hat :  Defizite von 
8 Milliarden Schilling sind doch ein Wahn­
sinn ! - Heute gehen wir auf ein 20-Milliar­
den-Defizit hin. Da kann man eben nur sagen : 
Vor Tische las man's andersl (Zustimmung bei 
der OVP.) 
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Aber nicht nur das Jahr 1974 bereitet Sor­
gen. Auch das Budget 1 975 ist wieder falsch 
konzipiert. Sie werden jetzt s agen : Diese 
ewige Schwarzmalerei. Ich werde deshalb diese 
meine Behauptung durdl eine völlig neutrale 
Institution bestätigen lassen. 

Im Bericht des Wirtschaftsforschungsinsti­
tutes des Monats November 1 974 heißt es 
unter anderem : 

"Die hervorstechendsten Merkmale des Bud­
gets 1975 sind die Verlagerung der Ausgaben­
struktur zu den konsumwirksamen Ausgaben­
kategorien, die Fortsetzung der expansiven 
Grundtendenz des Budgets und die angespann­
ten Finanzierungsmöglichkeiten. " 

Es heißt dort weiter: 

"Für 1 975 lassen sowohl die Erhöhung des 
inlandswirksamen Defizits, als auch die Ent­
wicklung des Finanzierungssaldos erwarten, 
daß sich die expansiven Wirkungen des Bun­
deshaushaltes fortsetzen." 

Heute lebt der Staat von der Hand in den 
Mund. Die Staatskasse ist leer! Um die drin­
gendsten Verbindltichkeiten abzudecken, hat 
der Bund, wie man erfährt, erst vor kurzem 
einen 2-Milliarden-Kredit auf dem Umweg 
über die Postsparkasse und den Kreditapparat 
direkt bei der Nationalbank aufgenommen. 

Das allerdings steht im Widerspruch zu den 
gesetzlichen Bestimmungen des Nationalbank­
gesetzes. "Die Presse" vorn 6. Dezember 1974 
spricht in diesem Zusammenhang von einern 
Zugriff zur Notenpresse. 

In der Beantwortung der dringlichen Anfrage 
vom vorigen Freitag, also vor fast einer 
Woche, hat der Herr Finanzminister auf die 
Frage : "Entsprechen jene Zeitungsnachrichten 
den Tatsachen, wonaG.� fällige Zahlungsver­
pflichtungen des Bundes im Ausmaß von 2 Mil­
liarden SchiHing unter Mißachtung der ein­
deutigen Bestimmungen des § 41 National­
bankgesetz von der Kontrollbank vorfinan­
ziert werden, die ihrerseits die notwendigen 
Mittel aus einem Lombardkredit der Oester-

Woher Sie, Herr Bundesminister, bei der reichischen Nationalbank an die Osterreichi­

Beurteilung des Budgets noch den Mut haben, sehe Postsparkasse erhalten soll?, geantwor­

von einern Sparbudget zu reden, weiß ich tet : "Es bestehen keine Vereinbarungen." 

nicht. 

Da mit dem Budget 1975 das letzte Budget 
in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird, 
liegt es nahe, noch einmal kurz fünf Jahre 
sozialistischer Budgetpolitik zu durchleuchten 
und die großen Versprechungen der Soziali­
sten als Oppositionspartei und besonders vor 
der vVahl mit den Tatsamen und Wirklim­
keiten zu vergleichen. 

Nur einige Punkte möchte ich anführen: 

Erstens: Im sozialistischen Wirtschaftspro­
gramm, also in dem, das Sie vor der Wahl 
versprochen haben, heißt es auf Seite 26 wört­
lich : 

"Die strukturellen Defiz,ite sind das Ergeb­
nis einer konservativen Budgetpolitik, der 
jedes längerfristige Konzept fehlt. Anstatt den 
längerfristigen Entwicklungstendenzen Rech­
nung zu tragen, begnügt man sich mit budget­
politischen Ad hoc-Entscheidungen ."  

Das war, meine Damen und Herren, Ihre 
Krit,ik. Und was haben Sie selbst dann wirk­
lich gemacht? 

Das , was Sie damals geschrieben haben, 
klingt heute wie eine einzige Selbstanklage. 
Was ist aus dem längerfristigen Budgetkon­
zept geworden, Herr Bundesminister? 
Nichts haben Sie in dieser Richtung gemacht. 
Im Gegenteil :  Noch nie wurde in der Budget­
politik so kurzfristig gedacht und gehandelt 
wü� gerade in den letzten Jahren. 

Meine Damen und Herren! In der Zwisdlen-
zeit hat allerdings die Postsparkasse unsere 
Vermutungen bestätigt. In der Stellungnahme 
der Postsparkasse heißt es nämlich : 

" . . .  einziges Ziel dieser Transakt·ionen ist 
es, den begünstigten Firmen" - das heißt 
jenen Firmen, denen der Bund die Bezahlung 
seit vielen Monaten schuldig geblieben ist -
"die ihnen zustehenden Zahlungs eingänge 
nodl vor Weihnachten zukommen zu lassen, 
um soie ihrerseits in die Lage zu versetzen, 
ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen 
zu können." 

Was hat sich wirklich abgespielt? - Weil 
die Republik Osterreich durch die Politik des 
Von-der-Hand-in-den-Mund-Lebens dieser Re­
gierung kein Geld hat, um audl nur die dl'\ing­
liehsten Verpflimtungen noch vor Jahresende 
begleichen zu können, mußte die Postspar­
kasse den Gläubigern des Bundes gegen Zes­
sion der Forderungen Kredite für 2 Milliarden 
Schilling einräumen. 

Die Postsparkasse hat allerdings selbst kei­
nen Spielraum mehr, und so mußte daher die 
Kontrollbank für sie einspringen. Nun haUe 
aber die Postsparkasse audl das Geld nicht, 
um die Kredite auszahlen zu können. Daher 
borgte sich die Postsparkasse das Geld ein­
fach bei der Nationalbank aus. 

Die Operation ist, wie die Fadlleute über­
einstimmend feststellen, ein klarer Verstoß 
gegen das Nationalbankgesetz. Bis zur Stunde 
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steht eine Äußerung des Generalrates der 
Nationalbank noch aus. 

Was soll man von einer Regierung halten, 
die völlig illiquid geworden ist ,  die längst 
fällige Rechnungen nicht mehr auf reellem 
Wege bezahlen kann? - Das ist das Ergebnis 
einer Budgetpolitik, die nur kurzfristig aus­
gerichtet ist. Also von einem vor der Wahl 
angekündigten längerfristigen Budgetkonzept 
weit und breit keine Rede! 

Zweitens : Um den Wirtschaftsprojekten 
eine längerfristige Orientierungshilfe zu 
geben, wurde angeblich jenes Investitionspro­
gramm geschaffen, um das es in der Zwischen­
zeit bereits wieder ganz still geworden ist. 
Dieses sogenannte Investitionsprogramm weist 
nicht nur keine Prioritäten auf, sondern ist 
auch völlig nebulos. 

Drittens : Der Finanzminister erklärte in der 
Budgetrede : In dieser Zeitspanne konnte das 
Budget konsolidiert werden. Die Staatsfinan­
zen sind in Ordnung. 

Einige Tage später mußten Sie ,  Herr Bun­
desminister, sich von Professor Horst Knapp, 
den Sie sehr schätzen, sagen lassen, daß die 
Staatsfinanzen noch nie so wenig in Ordnung 
waren wie jetzt. 

Dies manifestiert sich in der praktischen 
Zahlungsunfähigkeit der Regierung, in den 
extrem hohen Budgetdefiziten und in einer 
Staatsverschuldung, die die 1 00-Milliarden­
Grenze bereits erreicht hat. Am Schluß der 
sozialistischen Regierungsperiode wird also 
jeder Osterreicher mit etwa 1 6.000 S pro Kopf 
an Staatsschulden belastet sein. 

Viertens: Der seinerzeitige Oppositionspoli­
tiker Dr. Androsch hatte damals eine beson­
dere Förderung der Investitione n  verlangt. 
Und was ist heute? - Die Ausgaben für In­
vestitionen im Budget 1975 sind rückläufig. 
Die Mittel für den Straßenbau sind sogar abso­
lut zurückgegangen, und für den Hochbau stag­
nieren sie. Ähnlich ist die Entwicklung bei 
den Investitionsförderungen. Das österreichi­
sche Institut für Wirtschaftsforschung stellt 
fest :  

Die  Ausgabenstruktur wird sich 1975 stark 
zu jenen Ausgaben verschieben, die den pri­
vaten Haushalten zufließen. In der Investi­
tionstätigkeit hingegen wird der Bund zurück­
haltend sein. Im kommenden Jahr wird daher 
vom Bundeshaushalt her der private Konsum 
zusätzliche Impulse erhalten. 

Fünftens: Vor der Wahl wurde immer wie­
der von Transparenz gesprochen. Man hat 
Kreisky scherzhalber den "Transparenzkanz­
ler" genannt. 

Eine Regierung, die vor ihrem Amtsantritt 
die Transparenz übermäßig strapaziert hat, 
legt heute ein Budget der raffinierten Ver­
schleierung vor. Als Beispiel möchte ich nen­
nen : die Dreiteilung des Budgets, um das 
wahre Defizit zu verschleiern, um den wirk­
lichen Ausgabenrahmen und d i e  damit ver­
bundene Ausgabenexplosion zu vernebeln. Als 
weiteres Beispiel ist die tatsächliche Verschul­
dung des Staates anzuführen, aber nur ein 
Teil wird offen ausgewiesen. 

Sechstens : Die hohen Preissteigerungen sind 
nicht zuletzt durch die verfehlte Budget-, Tarif­
und Steuerpolitik dieser Regierung verursacht 
worden. Ein beredtes Beispiel sind die stän­
digen Benzinpreiserhöhungen, die zweimalige 
Zigarettenpreiserhöhung, Post- und Bahntarif­
erhöhungen. 

Auf Grund der verschlechterten wirtschaft­
lichen Lage dürften heuer einige Steuern, vor 
allem die Mehrwertsteuer, nicht in der extrem 
optimistischen Höhe einlangen. 

Nun versucht der Finanzminister, die Schuld 
dafür schon wieder in dem angeblich zu nied­
rigen Mehrwertsteuersatz zu finden. Er spricht 
bereits von einer Anhebung des Mehrwert­
steuersatzes von derzeit 1 6  auf 18 Prozent, 
was eine zusätzliche steuerliche Belastung der 
Bevölkerung im Ausmaß von 6 MiHiarden 
Schilling pro Jahr bedeuten würde. 

Daß an diesen Mindereinnahmen bei der 
Mehrwertsteuer jedoch Gesetzesmängel, Schät­
zungsfehler und die wirtschaftliche Lage schuld 
sind, zeigt ganz eindeutig ein Gutachten des 
Instituts für Wirtschaftsforschung, das ,in den 
letzten Tagen veröffentlicht wurde. Daraus 
geht ganz eindeutig und klar hervor, daß der 
Mehrwertsteuersatz keinesfalls zu niedrig, 
sondern um ein halbes bis dreiviertel Prozent 
zu hoch ist. 

Siebentens: Große Versäumnisse und Ver­
fehlungen zeigen .sich vor allem auf dem Ge­
biet der Lohn- und Einkomme nsteuerpolitik. 
Das, was wir Ihnen seinerzeit bei der Be­
schlußfassung über die Steuerreform vorge­
halten haben, nämlich daß sie progressions­
versdlärfend, nivellierend und leistungsfeind­
lich wirkt , familienfeindlich ist,  hat sich leider 
bestätigt, und niemand wird d ies abstreiten 
können. 

Die Unzufriedenheit und Enttäuschung im 
Zusammenhang mit der Steuerpolitik dieser 
soziali stischen Regierung zeigen in den Wahl­
ergebnissen ihren Niederschlag. 

Achtens : Die Regierung hat es zustande­
gebracht, daß es plötzlich ein neues, sehr ern­
stes Problem gibt: das Problem der Finanzier­
barkeit der Defizite und der Vorhaben über­
haupt. 
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Wie leicht es skh die derzeitige Regierung 
mit der Finanzierung von Ankündigungen 
macht, sei nur am Beispiel des Budgets 1 975, 
im speziellen am angekündigten sogenannten 
Bau-Sofortprogramm bewiesen. Obwohl das 
Defizit 1 975 - p räliminiert mit mehr als 
1 6  Milliarden; in Wirklichkeit werden es über 
20 Milliarden sein - schon nicht mehr finan­
zierbar ist, werden voraussichtlich noch einige 
Milliarden - man spricht von 5 Milliarden 
Schilling - des heurigen J ahres in das nächste 
Jahr hinübergeschoben und belasten dadurch 
im voraus den Kapitalmarkt 1975 aufs neue. 

Wenn schon das Grundbudget 1 975 nicht 
finanzierbar list, wie sollen da die mehr als 
6 Milliarden Schilling in der Stabilisierungs­
quote beziehungsweise im Konjunkturbele­
bungsprogramm finanzierbar sein? Lauter un­
beantwortete Fragen. 

Als letzten Gag hat der Finanzminister, 
offenbar weil in der Bauwirtschaft nicht alles 
zum besten bestellt ist und man dort Arbeits­
losigkeit befürchtet, ein sogenanntes Bau­
Sofortprogramm in Höhe von 4,3 Milliarden 
Schilling verkündet. Wie dies im einzelnen 
finanzierbar sein soll, darüber herrscht tiefes 
Schweigen. Aber angekündigt wurde es, man 
schreibt darüber, und das ist ja am wichtigsten. 
Es hat ja einmal eine unabhängige Zeitung 
vom "Luftballonloslasser" Kreisky gesprochen. 

Das wiederholt skh immer wieder:  Man 
setzt etwas in die Welt, kündigt etwas an, 
man spricht, schreibt darüber, aber dann wird 
es in der Versenkung verschwinden. 

Doch wenn einmal die Osterreichische 
Volkspartei den Vorschlag macht, dies und 
jenes zu berücksichtigen, dann ruft die Regie­
rungspartei sofort nach einem Bedeckungsvor­
schlag, obwohl es ihre Aufgabe ist, die Priori­
täten im Budget zu setzen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich möchte nur in Erinnerung rufen, wie Sie 
sich zur Zeit der Opposition verhalten haben. 
An einem einzigen Tag haben Sie damals 
Forderungen in der Höhe von über 7 Milliar­
den Schilling an den Staat gestellt. (Abg. Dok­
tor Z i t t m  a y r: Das waren noch gute Schil­
linge!) Und heute tun Sie so unschuldig und 
ein bißchen - verzeihen Sie den Ausdruck -
scheinheilig, so, als ob Sie sich selbst nichts 
vorzuwerfen hätten. 

Das möchte ich auch dem Abgeordneten 
Fischer, der heute leider nicht hier ist, ins 
Stammbuch schreiben, weil er skh so gerne 
mit diesem Thema beschäftigt. (Abg. Doktor 
F i s  e h e  r betri t t  den Saal . - Abg. Doktor 
T u  1 1 : Er ist schon da! - Abg. S e  k a n i n a: 
Wenn der Fischer da ist, geht es euch wieder 
schlecht!  - Heiterkei t.) 

Am 1. November 1 974 schreibt Professor 
Horst Knapp in den "Finanznachrkhten" -
ich muß es wiederholen -: 

"So wenig in Ordnung waren die Staats­
finanzen seit Menschengedenken nicht." 

Im selben Artikel erklärt er, der Finanz­
minister müsse wohl wissen, daß die Situation 
der Staatsfinanzen denkbar prekär sei, daß 
er aber der Parteiräson zuliebe das Gegenteil 
behaupte. Knapp schreibt in diesem Artikel 
weiter:  

"Ausgegeben wird - ohne jede Rücksicht 
auf konjunktur-, stabilitäts- oder wachstums­
politische Erfordernisse - genau jener Betrag, 
den der Staat einnehmen oder sich ausborgen 
zu können hofft." 

Was haben Sie, meine Damen und Herren, 
vor der Wahl und in Ihrem Wirtschaftspro­
gramm angekündigt? Dort heißt es im klaren 
Gegensatz zu Ihrer Verhaltensweise : 

"Das Ausmaß" - das haben Sie damals 
geschrieben -, "in dem Mehreinnahmen dem 
Bund zu erschließen wären, muß sich nach der 
Entwicklung der Ausgabenerfordernisse und 
damit der Gesamtausgaben richten." 

Ebenfalls im Wütschaftsprogramm heißt es, 
daß die Gesamtausgaben des Staates selbst 
bei einem völligen Ausgaben-Einnahmen­
Gleichgewicht eine Expansivwirkung hervor­
bringen. Dazu heißt es weiter - wenn man 
das liest, muß man sagen, das würde direkt 
erheiternd anmuten, wäre es nicht so ernst - :  

"Bei Vollbeschäftigung hätte eine solche 
Expansivwirkung insofern unangenehme 
Nebenwirkungen, als Preissteigerungen aus­
gelöst beziehungsweise verstärkt werden 
könnten. Um dieser Expansivwirkung aus 
Gründen der Geldwertstabilität entgegenzu­
wirken, muß das Ausmaß der für den Staat 
alljährlich erforderlichen Mehreinnahmen so­
gar jenes der Mehrausgaben übertreffen, wo­
bei" - und jetzt horchen Sie! - "der Uber­
schuß einkommensunwirksam anzulegen ist." 

Heute mutet das direkt wie ein Witz an, 
wenn man Ihre Verhaltensweise betrachtet ! 

"Aus all diesen Uberlegungen" - heißt es 
im Wirtschaftsprogramm weiter - "muß unter 
den für eine Wirtschaft mit Vollbesdläftigung 
geltenden Bedingungen dafür gesorgt werden, 
daß die Entwicklung der Staatseinnahmen ten­
denziell nicht nur mit der Entwicklung der 
Staatsausgaben Schritt hält, sondern erforder­
lichenfalls darüber hinausgeht." 

Das also, meine Damen und Herren, haben 
Sie vor der Wahl zu tun versprochen. Sie sind 
mit dem \rVirtschaftsprogramm herumgereist 

133. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 67

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 133. Sitzung - 19. Dezember 1974 12925 

Sandmeier 
und haben gesagt : Wir sind bestens vorbe­
reitet. Wir ersuchen die Dsterreicher, uns zu 
wählen. 

Sie haben viel versprochen. Was haben Sie 
gehalten? 

Sie haben sich daran fast überhaupt nicht 
gehalten, sonst hätten wir heute nicht dieses 
Schlamassel. Genau das Gegenteil hat diese 
Regierung gemacht : Mehreingänge in der 
H öchstkonjunkturzeit wurden sofort mit leich­
ter Hand wieder ausgegeben. 

Versprochen haben Sie - und dies wäre 
budgetpolitisch richtig gewesen -, den Uber­
schuß durch Mehreinnahmen einkommensun­
wirksam anzulegen. 

Die Bevölkerung hat längst ein gutes Emp­
finden dafür, was sie von sozialistischen Wahl­
programmen und Versprechungen zu halten 
hat . Ich habe bereits im ersten Teil meiner 
Rede auf die Unglaubwürdigkeit, auf die Ver­
schleierung, Verschwendung, Schuldenpolitik 
und die Expansivwirkung des Budgets hin­
gewiesen. 

Nun möchte ich noch einmal hervorheben, 
daß es diese Regierung bedauerlicherwelise 
nicht verstanden hat, mit ihrer Budgetpolitik 
entsprechende Prioritäten zu setzen. Während 
sich die Staatsschulden verdoppelt haben, kost­
spielige Prestigebauten und verschwendungs­
intensive Umverteilungsmaßnahmen, wie zum 
Beispiel das Wegwerfschulbuch, der wach­
sende Propagandaaufwand, Milliardenbeträge 
verschlingen und das Bundestheaterdefizii 
trotz heftigster sozialistischer Kritik in frühe­
ren Jahren auf 800 Millionen SchHling ange­
wachsen ist, stehen für die eigentlichen Pro­
bleme und für die Bedürfnisse der Bevölke­
rung zum Teil nur unzulängliche Mittel zur 
Verfügung. So wird zum Beispiel der Spitals­
ausbau von einer eigenen Steuer abhäng,ig ge­
macht, für die wirtschaftliche Landesverteidi­
gung, also die Bevorratung, sind 2000 S ein­
gesetzt, die Ansätze für Jugendförderung und 
Erwa chsenenbildung haben sich trotz Inflation 
gegenüber 1 974 sogar verringert. 

Schließlich wird dem öffentlichen Konsum 
Vorrang vor den dringend benötigten Investi­
tionen, wie Schulen, Straßen oder Kranken­
häus ern, eingeräumt. Das zeigt, daß das Bud­
get 1975 ed1te Prioritäten vermissen läßt und 
daß es offensichtlich auf kurzfristiges Uber­
lebe n  angelegt ist. 

Wenn ich das sage, möchte ich etwas vor­
weg nehmen, weil der Herr Abgeordnete 
Marsch sehr aufmerksam zuhört und ja der 
nächste Redner ist. '!\Tenn ich sage, daß für 
Schulen, Straßen und Krankenhäuser keine 
Prioritäten gesetzt wurden, möchte ich Ihnen 

vorwegnehmen, daß Sie nicht wieder begin­
nen mit dem, was ich erst gesagt habe und 
worin der Abgeordnete Fischer schon der Mei­
ster ist, nämlich zu sagen, "er tut nur lizitie- . 
ren und sagt nicht, woher nehmen". 

Ich möchte Ihnen folgendes sagen: Ihre Auf­
gabe ist es, am richtigen Ort zu sparen, Ver­
schwendungen hintanzuhalten, richtige Priori­
täten zu setzen. Wenn Sie das im Budget tun, 
dann werden Sie auch die nötigen Mittel zur 
Finanzierung dieser Probleme zur Verfügung 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Nach diesen mehr allgemeinen Ausführun­
gen zum Budget und zur Budgetpolitik über­
haupt, möchte ich mich nun kurz einigen spe­
ziellen Kapiteln zuwenden. Vorerst zum 
Rinanzausgleich. 

Der Finanzausgleich hat den Zweck, Bund, 
Länder und Gemeinden mit jenen finanziellen 
Mitteln auszustatten, die diese Gebietskörper­
schaften brauchen, um die ihnen durch Gesetze 
zugewiesenen Aufgaben finanzieren zu kön­
nen. Aufgabenerfüllung und finanzielle Aus­
stattung befinden sich in einem engen Konnex, 
wobei man gerechterweise wohl sagen muß , 
daß bei keiner der Gebietskörperschaften die 
Aufgaben in den letzten Jahren so stark zu­
genommen haben wie gerade bei den Ge­
meinden. Der Bau , die Erhaltung von Straßen 
und Wegen, die Aufschließung von Siedlun­
gen, die Infrastruktur in Beziehung zur ge­
samten Raumordnung, der Bau von Schulen 
und Kindergärten , all diese Aufgaben sind 
wichtig, notwendig und dringend. Das N ah­
verhältnis zwischen Gemeindebürger und Ge­
meindevertretung zwingt diese, schnell und 
vor allem richtig  zu handeln. Die hiefür vor­
handenen finanziellen Mittel reichen bei wei­
tem nicht aus, die gesetzlichen Aufgaben zu 
erfüllen. Ein Beweis dafür ist die überaus 
rasche Zunahme der Verschuldung der Ge­
meinden. 

Auf Grund statistischer Unterlagen des 
Städtebundes und des Gemeindebundes wer­
den die Gemeinden im Zeitraum 1973 bis 
1976 43,6 Milliarden Schilling investieren, da­
von 35 Prozent allein für Wasserversorgungs­
und Abwässerbeseitigungsanlagen, und für 
Schulbauten 9 Milliarden Schilling. Für diese 
Aufgabe liegen bereits Beschlüsse vor, diese 
Projekte wurden zum Großteil schon begon­
nen. 

Für diese 43,6 Mill iarden Schilling stehen 
nur 21 Prozent Eigenmittel und 1 7  Prozent 
Zuschüsse zur Verfügung . 62 Prozent dieser 
Mittel oder 27 Milliarden Schilling müssen 
auf dem Kapitalmarkt durch die Gemeinden 
aufgebracht werden. Das zeigt doch, meine 
Damen und Herren, ganz deutlich, daß es den 
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Gemeinden in Kürze nicht mehr möglich sein oft die Frage aufgeworfen worden: Wie konnte 

wird, allein diese gesetzlichen Aufgaben zu das so weit kommen, daß hier diese Regie-

erfüllen. rung auf vielen Gebieten so versagt hat? 

Ich habe das deshalb aufgezeigt, um recht­
zeitig auf die finanzielle Situation der Ge­
me,inden im Hinblick auf einen künftigen 
Finanzausgleich hinzuweisen. 

Zum Familienlastenausgleich wird noch ein 
anderer Kollege sprechen. Ich möchte mich 
lediglich auf die Feststellung beschränken, daß 
der Familienlastenausgleichsfonds ein typi­
sches Beispiel unseriöser Budgetierung und 
Verschwendung seitens sozialistischer Politik 
ist. So werden seit Jahren Einnahmen in Mil­
liardenhöhe verschätzt, während für das Weg­
werfschulbuch, durch das schlechte System, 
wiederum Milliardenbeträge zum Fenster hin­
ausgeworfen oder besser gesagt in die Müll­
tonnen hineingeworfen werden. Diese Milliar­
den könnten wahrhaftig besser und zweck­
mäßiger angelegt werden. 

Bezüglich der Steuern möchte ich nur einen 
einzigen Satz sagen. Der sozialistischen Regie­
rung ist es gelungen, im heurigen Jahr den 
bisher höchsten Prozentsatz der Besteuerung 
der Bevölkerung zu erreichen. Die Steuerbe­
lastung beträgt nämlich bereits 24,4 Prozent. 

Zu den Finanzschulden möchte ich zu dem, 
was ich bisher gesagt habe, lediglich hinzu­
fügen, daß sich der Zinsenaufwand im Jahre 
1 975 dem Tilgungsaufw

'
and bedenklich nähert 

und daß es bald soweit sein wird, daß der 
Staat überwiegend Zinsen zurückzahlen muß. 
Zu dieser Entwicklung hat die Regierung 
Kreisky wesentlirn beigetragen. 

Bezüglich der Monopole sei schließlich er­
wähnt, daß die Bundesregierung auch hier 
keineswegs stabilitätskonform vorgegangen 
ist. Ich erinnere nur an die zweimalige Tabak­
steuererhöhung, wovon bisher kein Schilling 
echt für den Spitalsbau zweckgebunden wurde. 
In diesem Zusammenhang muß auch an die 
jüngste Anhebung der Salz- und Spritpreise 
erinnert werden. 

Ich möchte nunmehr, meine Damen und 
Herren, zum Schluß kommen. Mit dem vorlie­
genden Budget 1 975 verabschiedet sich also 
die sozialistische Alleinregierung und, wie 
jch hoffe, im Interesse der österreichischen Be­
völkerung, für immer. (BeiJall bei der OVP. 
- Abg. S e k a n i n a: Ja, was ist denn mit 
Ihnen los, Herr Kollege? - Heiterkeit bei 
der O VP.) 

Ich stehe nicht an zu sagen, daß Sie sicher­
lich in diesen fünf Jahren auch Positives ge­
macht haben. (Abg. Dr. T u  I 1: Sehr viel! 
Jedenfalls mehr als die OVP-Regierung, 
wesentlich mehr!) Ich sage sogar, daß Sie 
bleibende Werte geschaffen haben, i ch  bin 
nicht so, daß ich das nicht anerkennen möchte. 
Aber in den entscheidenden Fragen, meine 
Damen und Herren, in den entscheidenden 
Lebensfragen dieses Volkes, in den Wirt­
schafts- und Finanzfragen haben Sie leider 
versagt. (Beifall bei der OVP.) 

Man fragt sich oft: Wie ist denn das so ge­
kommen? Nun, es gibt mehrere Gründe. Ein 
Grund dafür ist sicherlich auch der: Bevor 
diese sozialistische Alleinregierung installiert 
wurde, haben die Sozialisten an versrniedenen 
Koalitionsregierungen teilgenommen. Und 
immer haben sie dort Ministerposten besetzt, 
wo sie nur zu verteilen brauchten. Das Geld 
herbringen, gut wirtschaften, das haben Sie 
den OVP-Ministern überlassen. Und plötzlich 
stehen Sie in einer Alleinregierung und müs­
sen hier selbst alles machen, gehen in den 
Maschinenraum und müssen praktisch den 
Hebel selbst betätigen. Und da hat sich gezeigt, 
daß Sie eben viel zu viele linke Daumen ge­
habt haben und damit auch nicht fähig waren, 
das Maschinenwerk richtig zu betätigen , wie 
es hier notwendig gewesen wäre. 

Man glaubte vielfach den Versprechungen, 
die vor der Wahl gemacht wurden. Es gibt 
heute schon - und die Beweise liegen auf 
Grund der Wahlen vor - eine große Anzahl 
enttäuschter Wähler. Denn nichts ist es ge­
worden mit den j ährlich 5000 Wohnungen 
mehr, nichts ist es geworden mit dem 
6monatigen Wehrdienst; jeder Präsenzdiener 
weiß, daß er acht Monate zu dienen hat. Nichts 
ist es geworden mit dem Versprechen, die 
Preise lin den Griff zu bekommen. Im Gegen­
teil, die Regierung ist selbst zum größten 
Preistreiber geworden. Nichts ist es geworden 
mit einer ernten Steuerentlastung, das System 
der SPO-Steuerreform treibt die Löhne und 
Gehälter immer schneller in die steilere Pro­
gression hinein. Nichts ist es geworden mit 
dem Versprechen, das Los der Rentner und 
Pensionisten zu verbessern. Im Gegenteil,  noch 
nie haben unsere alten Mitbürger so unter 
der enormen Teuerung zu leiden gehabt wie 
in der Zeit der Regierung Kreisky. Gebrochen 

Die Erwartungen, die ein großer Teil der wurde das Versprechen, das Budget zu konso­
Bevölkerung in eine sozialistische Reg,ierung lidieren. (Abg. Dr. T u 11: Das glaubst du selbst 

gesetzt hat, wurden nicht erfüllt. (Abg. Doktor nichtl) Zum Nachlaß der Regierung Kreisky 
Tu 11: Wieder eine Selbsttäuschung!) Es ist, zählt ein nicht mehr finanzierbares Defizit von 
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Sandmeier 
offen ausgewiesenen 1 6,5 Milliarden Schil- sind. (Beifall bei der SPO. - Abg. K e r n : 
ling. In Vvirklichkeit sind es 20 Milliarden. Ihr geht nur mehr zur Postsparkasse!) 

Meine Damen und Herren ! Das ist das Erbe, 
das die sozialistische Regierung hinterläßt. Das 
vorliegende Budget wird keine Besserung brin­
gen. Es wird im Gegenteil die Teuerung wei­
ter anheizen und den Schuldenberg vergrö­
ßern. Es wird wohl niemanden wundern und 
es wird niemand erwarten, daß wtir solch 
einem Budget unsere Zustimmung geben könn­
ten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete M arsch. 

Abgeordneter Marsch (SPO) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her­
ren ! Mein Vorredner hat versucht, den Stand­
punkt der OVP zu diesem Budget, das wir 
heute beschließen, zu profilieren. Ich möchte 
dazu sagen:  Vor einigen Tagen wurde an 
Hand objektiver Fakten nachgewiesen, daß 
die Staatsfinanzen in Ordnung sind. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Wie h eißt denn der Abgeord­
nete?) Es wurde eindeutig festgestellt - an 
das möchte ich in diesem Zusammenhang er­
innern -: Erstens, daß der Anteil der Budget­
ausgaben am Bruttonationalprodukt von 
27,4 Prozent auf 26, 1 Prozent gesunken ist, 
und zwar im Vergleich der Zeit, in der eine 
sozialdemokratische Regierung die Verantwor­
tung für die Finanzen hat, gegenüber jener 
Zeit, als noch die OVP die Verantwortung 
getragen hat . 

Der Vergleich am Anteil des Defizits am 
Bruttonationalprodukt ist ebenfalls so, daß er 
rückläufig ist. Hat er bei Ihnen 2,3 Prozent 
betragen, so hat er in unserer Zeit 2 Prozent 
betragen. Bei den Haushaltsabgängen war es 
so, daß sie g emessen an den Gesamtausgaben 
im Schnitt in Ihrer Zeit 8,2 Prozent betrugen, 
in unserer 7 , 5 .  Bei den Finanzschulden war 
der Anteil am Bruttonationalprodukt in Ihrer 
Zeit noch 1 3, 1 Prozent und in unserer Zeit 
10 , 1  Prozent. Auch hier ist eine klare und 
deutliche Verringerung festzustellen. Ebenso 
bei den Staatsschulden, die in Osterreich heute 
8000 S pro Kopf betragen. Wir gehören - das 
hat der Herr Finanzminister ausdrücklich vor 
einigen Tagen erwähnt - mit der Sdlweiz 
und Deutschland zu den geringst verschulde­
ten Ländern. 

Meine Damen und Herren ! So ist es bei 
allem. Ich kann Ihnen den Vorwurf nicht er­
sparen : Wenn man aU das gemacht hätte, 
was die OVP im Laufe der letzten Zeit ge­
fordert hat, so wären heute damit Mehraus­
gaben von 35 bis 40 Milliarden Schilling ent­
standen, ein Betrag, der nicht zu bedecken 
wäre und der aufs Neue unter Beweis stellt, 
wie weit Sie von der Verantwortung entfernt 

Meine Herren! Es war Ihr OVP-Obmann, 
der die Forderung nach Senkung der Mehr­
wertsteuer gestellt hat. Allein das hätte 8 Mil­
liarden Schilling ausgemacht. Es waren Ihre 
Forderungen, als Sie die Einbeziehung von 
Benzin, D ieselöl und Düngemittel in den 
halben Mehrwertsteuersatz verlangten. Allein 
das wären dreiviertel Milliarden Schilling ge­
wesen. (Abg. F a c h J e u t n e r: Wie ist das 
in anderen Ländern, Herr Kollege?) 

Es war Ihr Antrag, den Sie am 1 .  Jänner 
dieses Jahres zur Lohnsteuersenkung gestellt 
haben und dann am 1 .  Juli wiederholt haben. 
Auch das hätte das Budget mit 2,4 Milliarden 
Schilling belastet. Es war Ihr Antrag, die Zol1-
senkungsetappe vorzuziehen vom 1 .  Jänner 
1975 auf den 1 .  Jänner 1 974. Auch das hätte 
eine halbe Milliarde Schilling mehr gekostet, 
beziehungsweise dem Finanzminister an Min­
dereinnahmen erbracht. 

Es waren Ihre Entschließungsanträge im 
Finanz- und Budgetausschuß des vergan­
genen Jahres - ich mömte gar nicht im ein­
zelnen darauf eingehen -, aber es wären 
3,9 Milliarden Schilling, mit denen Sie dieses 
Budget 1 974, das nun abläuft, zusätzlich be­
lastet h ätten. Es war Ihr Antrag - dUm das 
sei in diesem Zusammenhang erwähnt -, das 
Müttergehalt einzuführen. Wer hätte da keine 
Freude, w enn man das machen könnte? Aber 
den Staat hätte es 1 ,2 Milliarden Schilling 
gekostet. Es war schließlich und endlich Ihr 
Antrag, als Sie das Lebenskapital gefordert 
haben, für das allein dem Staat 5 Milliarden 
Schilling Mehrkosten entstanden wären. 

Es bleibt an Hand der einzelnen Fakten 
Tatsache, daß,  wenn es nach der OVP gegan­
gen wäre (Abg. K e r n : Da könnten wir ruhig 
schlafen!), dieses Budget in unverantwortlich­
ster Weise um 35 bis 40 Milliarden Schilling 
mehr belastet worden wäre. (Abg. K e r Il: 

Oder noch weniger!) 

Meine Damen und Herren! Es ist dieses 
Budget für 1975 das letzte Budget, das vor 
den nächsten Nationalratswahlen beschlossen 
wird. Meine Damen und Herren von der OVP­
Seite ! Es ist das fünfte Budget, das Sie ableh­
nen. Zum Unterschied von der kleinen Oppo­
sitionspartei dieses Hauses, haben Sie sich 
niemals auch nur einen Augenblick lang be­
müht, zu differenzieren und sich Gedanken 
darübe r  zu machen, wie glaubwürdig die sture 
Ablehnung, das stereotype Nein, letztlich also 
der Wahlkampf in Permanenz ist, den Sie 
führen, seit dem Sie nach einem Vierteljahr­
hundert Ihrer Dominanz vom österreichischen 
Wähler in die Opposition geschickt wurden. 
(Abg. S a n  d m e  i e r : Bei diesem Budget der 
Regierung kann man nicht anders!) 

893 
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Dies,em österreichischen Staatsbürger, der 

für uns nur am Wahltag Wähler ist, können 
wir Sozialdemokraten guten Mutes das Urteil 
darüber überlassen, was es in vVirklichkeit 
mit dem "Scherbenhaufen" der Wirtschafts­
politik auf sich hat, von dem Ihr Klubobmann 
und Finanzexperte Dr. Koren gerne spricht, 
was es in Wirklichkeit auf sich hat mit dem 
"Konkurs" ,  den Ihr Part,eiobmann Dr. Schlein­
zer dieser sozialdemokratischen Regierung an­
dichten will. 

Dem halte ich die klare und einfache Frage 
entgegen, eine Frage, die zu beantworten 
jedermann in diesem Land kein großer Wirt­
schaftsexperte zu sein braucht : Wo gibt es  
ein Land, ringsum, in dem es besser ist  als 
in Osterreich? (Beifall bei der SPO.) 

Wollen Sie uns Deutschland als Beispiel 
nennen, wo eine sozial-liberale Regierung 
trotz aller wirtschafts- und sozialpolitischer 
Vorsorgemaßnahmen heuer mit dem Problem 
von 800.000 Arbeitslosen zu ringen hat? Oder 
Italien, das im heurigen Winter mehr als eine 
halbe Million Arbeitslose zählen wird, oder 
England, wo man noch vor kurz·em die Kurz­
arbeit in der konservativen Regierung gehabt 
hat, die Dreitagewoche, aber sieben Tage leben 
mußte? Die Beispiele lassen sich leider belie­
big fortsetz·en. 

Aber die OVP redet von Konkurs und 
Scherbenhaufen und tut das - ich muß das 
hier feststellen - wider besseres Wissen. 
(Beiiall bei der SPO.) Denn auch Ihnen dürfte 
nicht unbekannt sein, daß die Zahl der Be­
schäftigten in Osterreich heuer höher war als 
je  zuvor. Auch Ihnen dürfte nicht der neu­
trale und objektive Bericht des OECD unbe­
kannt sein, der Osterreichs Wirtschaftspolitik 
ein Vorzugszeugnis ausstellt, und das welt­
bekannte Wirtschaftsblatt, die "Financial 
Times" in London, das Osterreich den 'Wirt­
schafts-Oscar verliehen hat, weil es seine 
ökonomischen Probleme so mustergültig lösen 
konnte. 

Meine Damen und Herren von der OVP ! 
Sie haben vor einiger Zeit landauf, landab 
plakatiert, daß Sie die Wirtschaft wieder in 
Ordnung bringen würden. Geben Sie sich doch 
keiner Illusion hin ! Die Zeiten, in denen man 
in der Bevölkerung dazu neigte, Ihnen zuzu­
trauen, daß Sie mehr von der Wirtschaft ver­
stehen, sind schon bei den berühmten Pauken­
schlägen des Herrn Dr. Koren vorbei gewesen. 
Aber nach vi,er J ahren sozialistischer Regie­
rungspolitik gehören sie endgültig und un­
widerruflich der Vergangenheit an. (Beifall 
bei der SPO.) 

1966 bis 1 97 0  wurden fünf Steuern erhöht 
und zwei neu eingeführt. Die OVP hat ihre 
auffällige Liebe für die Steuerzahler erst dann 

entdeckt, als sie die Regierungsbank mit der 
Oppositionsbank vertauschen mußte. 

Die SPO-Regierung hat dagegen seit 1 970 
dreimal eine Steuersenkung durchgeführt, ,ein 
Erfolg, den in der zweiten Republik noch keine 
andere Regierung auf ihre Fahnen heften 
konnte. (Beifall bei der SPO.) 

Konsequent löst die Regierungspartei ihre 
Versprechen ein, den finanziell schwächeren 
Schichten unter die Arme zu greifen und die 
Steuern Schritt für Schritt zu mildern. Bei der 
Steuerreform 1 973 wurde zum Beispiel die 
Individualbesteuerung, die für berufstätige 
Ehepartner die Steuerprogression spürbar 
senkt, eingeführt, und das Jahr 1 975 bringt 
durch den \Vegfall der Steuergruppe A den 
jungen, unverheirateten Menschen, die j a  
ohnedies durch die in diesem Alter notwen­
dige Wohnraumbesdlaffung finanziell belastet 
werden, eine Erleichterung. 

Die Steuerreform 1 975 garantiert aber auch, 
daß das Realeinkommen der Arbeitnehmer 
dieses Jahr trotz einer nahezu zehnprozenti­
gen Inflationsrate weiter steigen wird. 

Ubermäßige Lohnforderungen, die die Infla­
tion weiter anheizen könnten, werden ver­
mi,eden. Der Anstieg des Lebensstandards 
bleibt dennoch aufrecht. Auch das ist heute 
in vielen Staaten der Welt nicht so selbst­
verständlich wie hierzulande. Dazu muß man 
allerdings festhalten, daß jede Steuersenkung 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik voraus­
setzt, denn nur dann kann nämlich der Staats­
haushalt auf Einnahmen verzichten. 

Gerade in den letzten fünf Jahren wurde in 
Osterreich gut und erfolgreich gewirtschaftet. 
Darüber kann auch die permanente Schwarz­
malerei der OVP nicht hinwegtäuschen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Es geht uns allen spürbar besser. Die Tat­
sachen, die auch die OECD vermerkt hat, sind 
für j eden Osterreicher und für j ede Oster­
reicherin überzeugend. Trotz spürbarer Preis­
erhöhungen - wer würde sie leugnen?, auch 
wenn sie weit unter dem liegen, was in den 
meisten anderen Ländern vor sich geht -
sind Realeinkommen und Lebensstandard stän­
dig gewachsen. Die zweckentsprechende Wirt­
schaftspolitik der Bundesregierung hat auch 
bewirkt, daß wir die massiv erhöhten Ein­
standskosten für Erdöl und Rohstoffe ohne 
wesentliche Einbußen unserer Devisenreser­
ven bewältigen konnten. 

Hand in Hand damit geht ein Wirtschafts­
wachstum, das auch unter den Industrielän­
dern seinesgleichen sucht. Seit dem Amtsan­
tritt dieser Bundesregierung liegt Osterreichs 
\Virtschaftswachstum kontinuierlich beträcht­
lich über dem OECD-Durchschnitt. Der Schil-
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Marsdl 

Bng gehört heute zu d e n  härtesten Währungen 
der Welt. 

Wo sind die Bedenke n, meine Herren von 
der OVP, die Sie gegen die Aufwertung hat­
ten? Wo sind sie geblieben? - Die Vollbe­
schäftigung, das erklärt,e erste Ziel der \Virt­
schaftspolitik dieser Regierung, konnte nicht 
nur voll gehalten werden, die OECD weist 
sogar besonders auf d a s  gesunde Verhältnis 

. hin, daß nämlim der Zu wams an inländischen 
Beschäftigten stärker war als der an Gast­
arbeitern. 

Das, meine Damen und Herren, ist di,e Wahr­
heit über das, was Herr Schleinzer als Konkurs 
und Herr Koren als Scherbenhaufen glauben 
bezeichnen zu müssen. 

Wer glaubwürdiger i st, eine internationale 
Institution wie die OECD, die keinen Grund 
hätte, Osterreich nicht scharf zu kritisieren, 
wenn es dazu einen Anlaß gäbe, oder eine 
Partei, die Opposition um j eden Preis betreibt 
und sich sogar von keineswegs der SPO nahe­
stehenden Wirtschaftsma nagern sagen lassen 
muß, daß das Krankj a mmern und Schwarz­
malen Gefahren heraufbesrnwören könnten, 
die sonst gar nicht gegeben wären, wer da 
glaubwürdiger ist, das s oll die österreichische 
Bevölkerung entscheiden.  

Wem der OECD-Bericht aber noch zuwenig 
ist, der möge sirn ange sirnts dieses letzten 
Budgets vor den nächsten Wahlen norn einige 
Tatsachen vor Augen h alten, die sehr direkt 
und sehr unmittelbar m i t  der Wirtschaftspoli­
tik dieser Regi,erung zusammenhängen. Diese 
Regierung hat das Jah rhundertgesetz der Ge­
werbeordnung geschaffen, ein Reformgesetz, 
auf das die Wirtschaft schon seit Jahrzehnten 
gewartet hat. Auch j ene Gewerbevertr,eter, die 
sonst OVP wählen, m achen kein Hehl aus 
der Frag e :  Und das h a t  die OVP nicht zu­
sammengebracht? - Wir haben damit auch 
wieder dem einen Grundsatz unseres Wirt­
schaftsprogrammes Rechnung getragen, daß 
Planung und W,ettbewerb einander nicht aus­
schließen, sondern bedingen und ergänzen. 

Ich möchte weiter d a r  an erinnern, daß es 
diese Regierung war, die auch die große 
Fusion der Stahl- und Eisenindustrie unter 
Dach und Fach gebracht hat, gegen alle Wider­
stände, gegen allen kleinlichen Egoismus und 
gegen die Bedenken von vielen, die das Schei­
tern dieser großen Reform prophezeiten. 

Wie steht heute die verstaatlichte Eisen­
und Stahlindustrie da? - als eines der ganz 
großen Weltunternehmen dieser Branrne mit 
über 74.000 Beschäftigten, um 1 500 mehr als 
vor der Fusion ; ein Unternehmen, das inter­
nationalen Größenordnungen entspricht und 
die Welt tagtäglim von der Qualität öster­
reichischer Arbeitsleistung überzeugt. 

Hier waren die Herren der OVP nicht dabei , 
sie waren dagegen. Wir haben diese Frage 
moderner Wirtschaftsstruktur, Fragen der Kon­
zentration und Koordinierung gelöst. So sind 
heute die Erzberg-Streitereien vorbei, weil 
man im neuen Konzern der VOEST-Alpine 
diese Srnwierigkeit überwunden hat. Es gibt 
keinen Erzkrieg mehr,  es  gibt Zusammen­
arbeit. Das haben wir aurn bei der Bunt­
metallkonzentration unter Beweis gestellt . 

In der Regierung szeit der OVP wurde das 
Problem nicht einma l  behandelt. Wir haben 
bei der Petro-Chemie neue Grundlagen der 
Zusammenarbeit geschaffen - da ist Ihr Kon­
zept seinerzeit danebengegangen, und im 
Elektrobereich wird d i e  Straffung durrngeführt. 
Damit schaffen wir europaadäquate Struktu­
ren in unserer Industrie. Damit gibt es ein 
Gleichziehen mit europäischen Konzernen, also 
einen wichtigen Nachvollzug. 

Damit hat diese Regierung den abgefahre­
nen Zug errei cht und Voraussetzungen ge­
smaffen, daß der K onsolidierungsprozeß be­
ginnen konnte. Die Investitionen in der ge­
samten versta atlichten Industrie wurden ver­
dreifacht. Waren sie 1 970 noch 3,8 Milliarden 
Srnilling, so sind sie 197 1  schon auf 5,2 Mil­
liarden Schilling ges tiegen, und 1 972 haben 
sie bereits 7,2 Milli arden Schilling erreicht 
und 1 973 bereits 8,8 Milliarden Schilling. Die 
Sicherstellung und Modernisierung der 
Arbeitsplätze wurde in der verstaatlichten In­
dustrie erreirnt, dank des Fleißes aller, die 
als Arbeiter, Angestellte oder als Hauptver­
antwortliche in diesen großartigen Wirtschafts­
unternehmungen tätig sind. 

So ist die verstaatlichte Industrie heute ein 
Musterbeispiel moderner indus trieller Unter­
nehmensführung im Interesse der österreichi­
smen Wirtschaft und aller seiner Menschen. 

Meine Damen und Herren ! W,enn ich auch 
norn daran erinnern darf, daß Sie von der 
OVP seinerzeit im Rahmen Ihrer Familien­
politik nichts Besseres wußten, als die Beträge 
des Familienlastenausgleichsfonds wie 
haben Sie das damals genannt? - zu inkarne­
rieren - andere haben gesagt, das wäre eine 
widmungsfremde Verwendung, ich glaube, das 
trifft schon eher den Kern der Sache -, so 
fällt es mir deshalb b esonders leicht, die ganz 
andere Haltung dieser,  der sozialdemokrati ­
schen Bundesregierung zu den Familien zu 
charakterisieren, weil ich dazu keines wegs uns 
selbst als Zeugen aufrufen kann. "Norn nie " ,  
s agte ein bekannter Publizist, "ist i n  diesem 
Lande so viel für d ie Familie geschehen wie 
j etzt . "  Das war der katholische Publizist 
Barta,  der dies dieser Regierung zugestanden 
hat. 
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Was immer Sie sagen und sdueiben und 
was vielleicht sogar im Hinblick auf manche 
Anfangsschwierigkeiten mit R,echt kritisiert 
wurde, eines steht fest : Das freie Schulbuch, 
die freie Fahrt zur Schule, die großzügigen 
Hilfen bei Familiengründung, bei der Geburt 
eines Kindes,  all das wird niemand mehr den 
österreichischen Familien, den österreichisc.lJ.en 
Frauen und Kindern wegnehmen können. (Bei­
fall bei der SPO.) 

All das s ind unverrückbare Maßnahmen zu 
einer größeren G leichheit der Chancen der 
Menschen, vor allem der jungen Menschen 
in diesem Lande. 

Meine Damen und Herren ! Kritiker, auch 
sehr genaue, sehr scharfe, vielleicht sogar 
übelwollende, werden sich schwer tun, die 
Wirtschaftspolitik, die in Osterreich betrieben 
wurde, zu verurteilen. Das kann kein Kriti­
ker, das kann nur, wer kritiklos ablehnt und 
nein sagt. Dieses Neinsagen bleibt der großen 
Oppositionspartei vorbehalten. Es steht im 
di ametralen Gegensatz zu den Tatsachen, zur 
wirtschaftlichen Realität in diesem Lande und 
seiner Entwicklung zu weiterem Wohlstand 
und weiterem Wachstum. Wenn schon gilt, 
daß die Regierung für alle Unzulänglichkeiten 
im Lande verantwortlich gemacht wird, dann 
d arf auch wohl gelten, daß sie auf ihre Erfolge 
verweist. 

Das Bundeshaushaltsgesetz 1 975 gewährlei­
stet die Fortsetzung dieses bewährten Weges. 
Deshalb geben wir ihm gerne unsere Zustim­
mung. 

Aber bleiben wir bei der Arbeitsteilung. Die 
Regierung regiert ,  und die OVP schimpft . Für 
unser Land hat sich dies während der letzten 
Jahre durchaus bewährt. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Peter. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident l 
Meine Damen und Herren I Die Beratungen 
über das Bundesfinanzgesetz 1 975 haben im 
Plenum des Nationalrates die Zielgerade er­
reicht. Es liegt daher in der Natur der Sache, 
das kritische Nein der Freiheitlichen Partei 
und ihrer Abgeordneten zu diesem Budget 
noch einmal zusammenzufassen. 

Es handelt sich um das fünfte Budget, das 
die sozialistische Alleinregierung vorgelegt 
hat. Diesem Budget begegnen wir Freiheit­
lichen mit einem überzeugten und kritischen, 
aber nicht mit einem sturen Nein. Dort, wo 
die sozialistische Alleinregierung noch willens 

Nutzanwendungen im positiven Sinne 
waren möglich in der Außenpolitik, sie waren 
möglich beim Kapitel Justiz und beim Kapitel 
Wissenschaft "und Forschung. Daher haben wir 
Freiheitlichen diesen Beratungsgruppen die 
Zustimmung erteilt. 

Zu unserem großen Bedauern sind die Kon­
sensgrundlagen in der Verteidigungspolitik 
verlorengegangen und haben nie Konsens­
grundlagen in der Frag,e der Währungspolitik 
bestanden. Daher ist es notwendig, aus 
freiheitlicher Sicht zum Bundesfinanzgesetz 
1 975 im gesamten ein sehr kritisches und aus­
geprägtes Nein zu sagen. 

Es ist aus diesem Anlaß auch notwendig, 
die sozialistische Finanz- und Budg.etpolitik 
kurz zu charakterisieren. Sie ist charakterisiert 
durch eine permanente Kaufkraftausweitung 
bei ständiger Kapitalschrumpfung. Die Konse­
quenzen daraus sind : Inflation und steigende 
Arbeitslosigkeit. Auf diese S ituation werden 
wir uns im Jahr,e 1 975 einzustellen haben. 

Wir glauben, daß die Einstellung darauf 
durch die sozialistische Alleinregierung über­
aus mangelhaft und unzulänglich vorgenom­
men wurde. Am Anfang einer solch betrüb­
lichen und bedauernswerten Entwicklung kann 
unserer Meinung nach nicht jene hemmungs­
lose Ausgabenpolitik st,ehen, die im Bundes­
fi nanzgesetz 1 975 einen sehr ausgeprägten 
Niederschlag findet. 

Diese hemmungslose Ausgabenpolitik be­
treibt die sozialistische Alleinregierung doch 
zu dem Zweck und mit dem Ziel, die Wähler­
gunst zu erhalten beziehungsweise neue Wäh­
lergunst zu gewinnen. 

Eine Sache, Herr Bundesminister, muß man 
noch einm al zur Diskussion stellen, nämlich 
die Frage, wie das Verhältnis zwischen 
hausgemachter und importierter Inflation nach 
fünf Jahren sozialistischer Alleinregierung 
tatsächlich aussieht. 

Hier ist die Meinung zwischen sozialisti­
scher Alleinregierung einerseits und freiheit­
licher Fraktion andererseits immer stark aus­
einandergegang.en. Auf Grund dessen, was 
Fachleute in letzter Zeit an Meinungsäußerun­
gen von sich gegeben haben, halten wir Frei­
heitlichen unseren Vorwurf Ihnen gegenüber 
aufrecht, wonach etwa 20 Prozent importierte 
Inflation ,einer 80prozentigen hausgemachten 
Inflation der sozialistischen Alleinregierung 
gegenüberstehen. 

war, die Konsensgrundlagen in der Zusam- Das ist deswegen betrüblich, weil vier J ahre 
menarbeit zwischen der Regierung und den sozialistische Alleinregierung gleichzusetzen 
Oppositionsparteien aufrechtzuerhalten, haben sind mit vier Jahren Hochkonjunktur. Am 
wir diese Haltung ernst genommen und die Ende dieser vierjährigen sozialistischen Allein­
Nutzanwendungen daraus gezogen. I regierung sind wir, um ein hartes Wort be-
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wußt zu gebrauchen, mit der "Diktatur der 
leeren Kassen" des Finanzministers Doktor 
Androsch konfrontiert. 

Vielleicht war es ein Unglück, Herr Bundes­
minister, und kein Glück für Sie, daß Sie, als 
Sie Ihr Amt als Finanzminister antraten, einen 
durch die Konjunktur gedeckten Tisch vor­
fanden, den Sie in den abgelaufenen vier Jah­
ren gründlich abräumten. Wären Sie gleich am 
Beginn Ihrer Amtszeit mit Schwierigkeiten 
konfrontiert gewesen, dann sähe di,e Situa­
tion jetzt vielleicht anders aus, weil Sie genö­
tigt gewesen wären, alle Ihre Kräfte zur Be­
wältigung einer schwierigen Situation zu ent­
falten. 

So aber, Herr Bundesminister, haben Sie 
vier Jahre aus dem Vollen geschöpft , und zwar 
so tief aus dem Vollen geschöpft, daß der 
Steuertopf bis auf den Grund leer ist. 

Die "Diktatur der leeren Kassen" des 
Finanzministers Dr. Androsch hat in den 
letzten Wochen und Monaten eine neue 
Facette erhalten, eine für den österreichischen 
Steuerpflichtigen überaus unerfreuliche 
Facette : 

Die Hand der Finanzämter ist härter gewor­
den. Aber nicht aus eigenem Antrieb der dort 
beschäftigten Finanzbeamten, sonder n  weil der 
Druck der Finanzämter gegenüber den Steuer­
pflichtigen von allerhöchster Stelle, vom BuIi­
desminist-erium für Finanzen, ausgelöst wurde. 

Dieser Druck. der Finanzämter auf die Steuer­
pflichtigen , Herr Bundesminister, i s t  allmäh­
lich mit dem Begriff "Die Faust im Nacken" 
zu charakterisieren. Durch Formulierungen, 
die in den letzten Wochen und Monaten aus 
Ihrem Hause kommen, könnte der Eindruck 
entstehen, als wäre die österreichische Wirt­
schaft schlechthin mit dem Begriff des Steuer­
hinterziehers zu charakterisieren. Sie waren 
sdllecht beraten, als Sie Formulierung-en im 
aufgezeigten Sinn wählten und so argumen­
tierten, als wäre eine Pauschal verdächtigung 
gegenüber der österreichischen Wirtschaft 
gerechtfertigt. Die Pauschalverdächtigung, die 
östeneichischen Steuerpflichtigen wären in der 
Mehrheit Steuerhinterzieher, weisen wir Frei­
heitlichen mit allem Nachdruck zurück! (Beifa/1 
bei der FPO.) 

für mich unverständliche Ausgabenpolitik der 
sozialistischen Alleinregierung gekennzeich­
net, und zwar durch eine Ausgabenpolitik, 
Herr Bundesminister, als gäbe es für immer 
und ewig eine Konjunktur,  ja g,eradezu eine 
Hochkonjunktur. Das Gegenteil steht uns ins 
Haus und macht Ihnen und uns allen schwere 
Sorgen. 

Die Ausgabenpolitik der s ozialistischen 
Alleinregierung ist am Plafond . Diese Aus­
gabenpolitik haben Sie noch durdl ein wei­
teres, sehr g.efährliches Element Ihrer Finanz­
und Budgetpolitik ergänzt, nämlich durch eine 
so ausgeprägte Schuldenwirtschaft, daß Sie 
derzeit im Bereich der Staatsfinanzen nicht 
mehr zahlungsfähig sind. Herr Bundesminister, 
Ihre Ausgabenpolitik und Ihre Schuldenwirt­
schaft hält auch Osterreich - die Insel der 
Seligen - auf die Dauer nicht mehr aus. Wb 
aber soll die Tendenzumkehr stattfinden, wenn 
nicht bei Ihnen, dem zuständigen Bundesmini­
ster für Finanzen? 

Nun einige Uberlegungen zu den Schwer­
punkten Ihrer Finanz- und Budgetpolitik. Wie 
sehen die Schwerpunkte aus? Es gibt keine 
Schwerpunkte mehr in der sozialistischen 
Finanz- und Budgetpolitik, weil es nur mehr 
Schwerpunkte gibt und weil man dep \,yald 
vor lauter Bäumen nicht mehr sieht. Ich glaube, 
daß Sie auch in dieser Frage einen schweren 
Fehler in Ihrer Finanz- und Budgetpolitik in 
den letzten Jahren begangen haben. 

Bedenken wir, Herr Bundesminister, wie die 
sozialistische Alleinregierung in den letzten 
vier Jahren ein Projekt nach dem anderen 
auf die Beine zu stellen versuchte : 

Projekte, die von einer Generation nicht 
finanzierbar sind i 

Projekte, die von viel,en Generationen finan­
ziert werden müssen. 

Aber seine Generation, die j etzt die Ver­
antwortung trägt und die derzeit diese Pro­
jekte finanzieren muß, diese Generation hat 
die Haup tlast zu tragen. Gerade diese Gene­
ration ist in den letzten vier Jahren durch die 
sozialistische AUeinregierung empfindlich 
überfordert worden. 

Wenn man den Bogen spannt, so reicht er 
Wenn Sie aber schon genötigt s ind, Herr von den UNIDO-Bauten, über den Zuschuß, 

Bundesminister, eine "Diktatur der leeren Kas- der zur Donauinsel notwendig ist, über jene 

sen" zu tätigen, warum ziehen Sie nicht die Finanzierungspolitik, die für die Alpenüber­

Konsequenzen aus diesem Notstand und unter- gänge und Autobahnen gewählt wurde, bis zu 

werfen sich und Ihr Budget für 1 97 5 harten, jenen Finanzierungsformen, die für den Kraft­

aber unerläßlich notwendigen Ausgaben- werksbau und die Schulbauten festgelegt sind. 

beschränkungen? Al les auf einmal und alles möglichst in einer 

E fi d t k '  E' eh "  k 
Gesetzgebungsperiode ! Das war das Motto des 

. 
s n

, 
e 

. 
eme ms ran ung der Ausgaben Finanzministers Dr. Ha.nnes Androsch. 

1m Bunaesfinanzgesetz 1 975 statt, sondern die 
Ausweitung des Budgets feiert fröhliche Ur- I Sie können sich nicht bescheiden, Herr Bun­
ständ. So ist eben das Budget 1 975 durch eine I d esminister für Finanzen. Und weH Si,e eben 
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das nicht können, befinden Sie sich mit den 
Staats finanzen derzeit in so großen Schwierig­
keiten. 

Soll durch vier Jahre sozialistische Allein­
regierung in Frage gestellt werden, was 
25 Jahre vorher g,emeinsam unter nicht immer 
einfachen Bedingungen aufgebaut und erarbei� 
tet wurde1 Diese Frage steht mit dem Budget� 
abschluß für 1 975 heute sehr wohl im Raum 
und mit zur Diskussion ! 

In allen Staaten der Welt, meine Damen 
und HeHlen, sind die Minister, ganz gleich wel­
ches Ressort sie in der jeweiligen Regierung 
bekleiden, darauf aus, Geld zu bekommen und 
Geld auszugeben. Aber in jeder Regierung 
nimmt der Finanzminister eine andere St,el­
lung ein als seine übrigen Kollegen. Er muß 
das bremsende, das besonnene Element in 
einer Regierung sein. Er muß derjenige sein, 
der seine Ministerkollegen mahnt, sparsam zu 
sein, und der ihnen die Zügel in der Aus­
gabenpolitik anzulegen hätte. 

Sie waren immer sehr stolz darauf, Herr 
Bundesminister, daß Sie im Gegensatz zu OVP­
Finanzministern das Budget jeweils verfas­
sungsmäßig - also zeitgerecht - dem Natio­
nalrat unterbreitet haben. Vielleicht wäre es 
das eine oder andere Mal besser gewesen, 
bis zur letzten Minute dramatisch mit den 
einzelnen Ministern zu v,erhandeln und zu 
ringen, um ihnen da und dort noch Millionen 
abzustreichen, weil es besser gewesen wäre, 
sie nicht auszugeben, als sie so auszugeben, 
wie es die sozialisti sche Alleinr,egierung vor 
allem in den beiden letzten Jahren getan hat. 

Vielleicht ist Ihre Nachgiebigkeit in der Tat­
sache begründet, daß Sie über keine Haus­
macht in der Sozialistischen Partei v,erfügen, 
daß Sie nicht eine starke Landesorganisation 
hinter sich haben, die Ihnen jene Hilfe ge­
währt, die man in einer solchen Situation 
braucht. Also wäre es die Aufgabe des stärk­
sten Mannes in der Regi.erung gewesen, Sie 
zu stärken, nämlich die Aufgabe des Bundes­
kanzlers. Ich glaube, daß der Bundeskanzler 
zuwenig darauf bedacht war, den Finanzmini­
ster zu stützen und den anderen Ministern die 
notwendigen Zügel anzulegen. 

Ich möchte mich bev,,\lßt auf sehr wenige 
Zahlen in dieser abschließenden Stellung­
nahme der freiheitlichen Fraktion zum Budget 
1 975 beschränken. Aber auf einige Zahlen 
muß ich doch eingehen, weil gerade diese 
Zahlen sehr eindrucksvoll unter Beweis stel­
len, daß es nicht nur einen falsChen Propheten 
hinsichtlich der Beurteilung der finanziellen 
Situation gibt, sondern daß es zwei falsche 
Propheten gibt. 

Der eine falsche Prophet ist der amtierende 
Finanzminister Dr. Androsch, und der andere 
falsche Prophet ist der Finanzminister a. D. 
Dr. Koren. 

Ich folge mit großer Aufmerksamkeit den 
Ausführungen des Klubobmannes der Oster­
reichischen Volkspartei, wenn er die Finanz­
politik von Dr. Androsch einer harten Kritik 
unterzieht. Das ist für mich deswegen sehr 
interessant, weil vielfach die Argumente nicht 
stimmen, die Professor Koren bei der Kritik 
an der Androsch'schen Budgetpolitik verwen­
det, denn beide Herren haben sich mehrmals 
in gleicher Weise geirrt. 

Und damit komme ich auf das zurück, was 
außerhalb des Budgetkapitels Finanzen in 
einer dringlichen Anfrage der Osterreichischen 
Volkspartei am Freitag der vergangenen 
Woche bereits zur Diskussion gestellt wurde, 
eben die falsche Einschätzung der Einnahmen­
entwiddung für das Jahr 1 974 : 

Die zu optimistische Einnahmenschätzung 
des Finanzministers Dr. Androsch und die 
ebenfalls weitaus zu optimistische des Finanz­
ministers a. D. Dr. Koren. 

Allerdings hat Dr. Koren seine Argumenta­
tion jetzt auf den Kopf gestellt. Zuerst warf ,er 
dem Finanzminister vor, er nehme Unsummen 
an Mehrwertsteuer ein. Und dann trat im 
Sommer bei der OVP die Zäsur in der Argu­
mentation ein. Seit diesem Zeitpunkt, sagt 
Koren, ist das Budget für 1 974 nicht mehr 
finanzi,erbar. Er redet weiter davon, daß das 
Defizit für 1 974 nicht mehr "ausfinanziert" 
werden kann , um diesen Modeausdruck zu 
verwenden. 

Nun erbringe idl den konkreten Beweis an 
Hand von konkreten Ziffern, wie sich Herr 
Androsch und Herr Koren in der Beurteilung 
der Einnahmen für 1 974 geirrt haben : 

Warum also br,emst der Finanzminister 
nicht? Wahrscheinlich aus vielerlei Gründen. 

Es sind an Einkommen- und Vermögen­
steuer bis zum November dieses Jahres um 

Warum bremst der Kanzler nicht? Diese 746 Millionen Schilling weniger eingegangen 

Frage ' möchte ich bewußt aufwerfen. Dieser 
Androsch-Stil der raschen Budgeteinigung mit 
den Ressortministern hat nicht in j edem Fall 
Gutes gezeitigt, wenn er auch. andererseits 
den verfassungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Einbringung des Budgets gegenüber dem 
Nationalrat sehr wohl entsprochen hat. 

als erwartet wurde. Die Unsummen an Mehr-
wertsteuer, von denen die OVP Monate hin­
durch währ,end dieses Jahres geredet hat, gibt 
es nicht. 

Der Mehrwertsteuerminderertrag macht bis 
Ende November 4490 Millionen Schilling , also 
4,4 Milliarden Schilling aus. 
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An Abgaben von alkoholischen Getränken 

sind um 2 1  Millionen Schilling weniger ein­
gegangen, als präliminiert wurde. 

Bei den Einfuhrabgaben machten di,e Min­
dereinnahmen 360 Millionen Schilling gegen­
über den Budgetansätzen aus. 

Die Verbrauchssteuern liegen mit 1 096 Mil­
lionen Schilling unter den Budgetansätzen. Der 
Minderertrag von einer Milliarde bei den Ver­
brauchssteuern hängt auch mit der Mineralöl­
situa tion engstens zusammen. 

An Stempelgebühren sind um 1 06 Millionen 
Schilling weniger eingegangen, als nach dem 
Bundesfinanzgesetz 1 974 zu erwarten gewesen 
wäre,  und die Verkehrssteuern weisen bis 
Ende November 1 974 ebenfalls einen Minder­
ertrag von 1 23 Millionen Schilling gegenüber 
den präliminierten Ansätzen aus. 

S ieht man davon ab, daß in zwei Positionen 
ein Mehr,eingang vorhanden war, nämlich bei 
Nebenansprüchen 96 Millionen Schilling mehr 
als vorgesehen und bei verschiedenen Beiträ­
gen 1 79 Millionen Schilling mehr, als im Bud­
get ausgewiesen wurde, so machen die Brutto­
gesamteinnahmen ,einen Minderertrag Ende 
November 1 974 von 6667 Millionen, also 
6,6 Milliarden Schilling, aus. 

Berücksichtigt man die Ertragsanteile der 
Länder und Gemeinden im Ausmaß von 
2278 Millionen Schilling, so verbessert sich 
diese Ziffer für Mindereinnahmen so, daß die 
Nettogesamteinnahmen um 4389 Millionen 
Schill ing tiefer liegen, als sie im Budget für 
1 974 ausgewiesen wurden. 

Ein großer Irrtum ist also dem Bundesmini­
ster für Finanzen Dr. Androsch bei der Erstel­
lung des Budgets für 1 974 unterlaufen. Ein 
gleich großer Irrtum ist dem Finanzminister 
a.  D. Dr. Koren passiert, der auf Grund seiner 
falschen Schätzung der Einnahmenerwar­
tung als Klubobmann . der Osterreichisc..1-wn 
Volkspa rtei im Jahre 1 974 monatelang eine 
falsche Politik betrieben hat. 

Die falschen Propheten der OVP reichen 
von Herrn Dr. Koren über Herrn Dr. Mock 
bis z um Bundesparteiobmann der Osterrei­
chisch en Volkspartei Dr. Schleinzer und dessen 
problematischer Grundsatzerklärung anläßlich 
der Einführung der Mehrwertsteuer vom 
1 5 .  Juni 1 972. 

In dieser Rede führte Dr. Schleinzer neben 
vielen anderen Dingen wörtlich aus : "Das 
Mehrwertsteuergesetz wurde als Mehreinnah­
mengese tz für den Finanzminister konzipiert." 
- Das S tenographische Protokoll vermerk t :  
"Beifal1 bei der Osterreichischen Volkspartei ."  
Die Osterreichische Volkspartei hat damals 
Beifall am falschen Platze gespendet. 

Die Ausführungen Dr. Mock.s bei der Ein­
führung der Mehrwertsteuer am 15. Juni 1 9'72 
kann man unter das Motto stellen: Wozu brau­
chen wir denn das? Ich zitiere aus der Rede 
des Dr. Mock vom 1 5. Juni 1 972 : 

"Man soll nidlt darauf anspielen: Weil wir 
am 1 .  Jänner 1 973 einen Vertrag mit der EWG 
bekommen, brauchen wir zu diesem Zeitpunkt 
auch das Mehrwertsteuersysteml Viele andere, 
Vollmitglieder der EWG , haben es auch nicht 
notwendig gehabt." Italien ist Mitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und hat 
bis  heute - das hat sich inzwisChen geän­
d ert - das Mehrwertsteuersystem nicht ein­
geführt. 

Meine Damen und Heuen der Osterreichi­
s chen Volkspartei I Es hat Ihnen im Jahre 1 972 
a n  Mut gefehlt, dort mit anzupacken, wo das 
Anpacken unpopulär war. 

Sie sind den populären Weg gegangen. 

Sie haben den Weg des Lizitierens auf der 
Grundlage falscher Einnahmen aus den Steu­
ern beschritten. 

Sie haben allerdings mit dieser falschen 
Politik, mit der Lizitationspolitik - das gebe 
ich zu - bei der letzten Arbeiterkammerwahl 
große Erfolge erzielt. Das sei nicht in Abrede 
gestellt. 

Wenn wir die Entwicklung weiter verfolgen , 
stellt sich heraus, daß die lizitatorischen For­
d erungen, welche die Osterreichische Volks­
p a rtei seit Anfang des Jahres 1 974 in diesem 
H aus aufrechterhalten hat, nämlich die Ein­
kommens- und Lohnsteuersenkung vorzuver­
legen, vom 1 .  Jänner 1 975 auf den ' 1 .  J än­
ner 1 974 beziehungsweise dann auf Mitte des 
J ahres 1 974 vorzuziehen, nie realisierbar ge ­
w esen wäre, weil Sie, die OVP, die Steuer­
eingänge falsch eingeschätzt haben. Das muß 
bei aller Kritik, die wir Freiheitlichen an der 
sozi alistischen Alleinregierung und an ihrer 
Finanz- und Budgetpolitik zu äußern haben, 
ebenso kritisch an die Adresse der Osterrei­
chischen Vollespartei gerichtet werden. 

Herr Bundesminister !  Die budgetäre S itua­
tion schaut mit Ende November 1 974 folg,en­
dermaßen aus : Die Verschlechterung des ver­
anschlagten Jahreserfolges für 1 974 wird 
durch 4,4 Milliarden Mindereinnahmen und 
nicht zu erzielende Mehreinnahmen von 
3,'7 Milliarden Schilling gekennzeichnet, sodaß 
also eine Gesamtverschlechterung von insge­
samt 8; 1 Milliarden Schilling eingetreten ist.  
Wie bedenklich das ist ,  wissen Sie besser als 
ich. 

Daher darf ich Ihnen eine Frage vorleg,eu 
und wäre dankbar, wenn Sie dieselbe in der 
Debatte beantworten würden. Das Bundes­
finanzgesetz für 1 974 hat im Artikel II  eine 
Sicherungsklausel für den Haushaltsausgleich 
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eing,ebaut. Angesichts dieser unerfreulichen 
Einnahmenentwicklung hätten Sie doch von 
dieser Sicherungsklausel für den Haushalts­
ausgleich Gebrauch machen müssen. Mir ist 
aber von einer Verfügung hinsichtlich gene­
reller Ausgabenrückstellungen nichts bekannt. 
Verschiedene Rückfragen bei Herren Ihres 
Hauses haben ergeben, daß diese Sicherungs­
klausel nach Artikel II des Bundesfinanzgeset­
zes 1 974 von Ihnen nicht angewendet wurde. 
Darf ich bitten, mir zu beantworten, warum 
nicht? 

Man hört auch sehr besorgt,e Stimmen aus 
Ihrem Haus über j ene Anordnung, die Sie 
hinsichtlich der Prioritätenregelung für Zah­
lungsaufträge gegeben haben. In dieser An­
ordnung soll es unter anderem heißen : 

Um den Rück.stau nicht eingelöster Scheck.­
verkehrs aufträge bei der Osterreichischen 
Postsparkasse mangels Dotierung des Kontos 
der österreichischen Staatshauptkasse zu ver­
meiden beziehungsweise zu regulieren, sind 
"dringend unvermeidbare Auszahlungen" be­
sonders zu kennzeichnen. 

"Dringend unvermeidbare Ausgaben und 
Zahlungen" müssen besonders gekennzeichnet 
werden. Di·ese Anordnung reicht von der Prä­
si dentschaftskanzlei übe r  alle Ministerien und 
Landesregierungen, über alle Landesschulräte, 
über alle Oberlandesgerichte hinein und hin­
unter bis in den B ereich der g,esamten Ver­
waltung asterreichs.  

Das heißt doch, Sie können nicht mehr zah­
len, Herr Bundesminister!  Sonst wäre es doch 
nicht notwendig gewesen, diese AnOTdnung 
für "dringend unvermeidbare Auszahlungen" 
zu geben; wobei bei den "dringend unver­
meidbaren Auszahlungen" nach zwei Katego­
rien unterschieden wird : 

"Dringend B" um faßt Bezugszahlungen wie 
Gehälter, Löhne, Renten, Pensionen, Arbe.its­
losengebühren und so weiter. 

"Dringend S "  sonstige dringende Zahlungen. 

Und alle anderen Schulden, Herr Bundes­
minister, werden nicht bezahlt, bleiben liegen. 
Sie, Herr Bundesminister, haben als Flinanz­
minister Schulden (verzeihen Sie den A us­
druck, er ist nicht beleidigend gemeint) "wie 
ein Stabsoffizier", um hier ein altes landläu­
figes Wort zu verwenden. Sie schulden zum 
Beispiel den B ausparkassen 1 50 Millionen 
Schilling, weil Sie Ihren Verpflichtungen aus 
den Prämienzahlungen nicht nachkommen. 
Warum nicht, Herr Bundesminister? 

Mich bekümmert weiter, daß Sie dasitzen 
und eigentlich recht erhaben auf uns Abgeord­
nete, die wir besorgte Me.inungsäußerungen 
von diesem Pult aus tätigen, herabschauen. 
Wenn Sie uns etwas mehr sagen würden, 

wenn Sie uns mehr Aufschluß geben würden, 
als Sie es bisher getan haben, dann wäre 
vielleicht auch manches für den Abgeordneten 
einer Oppositionspartei verständlicher, als es 
im Augenblick ist. 

Herr Bundesminister ! Ein alter Grundsatz 
hierzulande lautet : Durch' s  Reden kommen die 
Leute zusammen, Und wir sind schon oft zwi­
schen Regierung und Oppositionsparteien in 
diesem Parlament zusammengekommen, wenn 
wir mehr miteinander geredet haben. 

Hier spiele ich ganz bewußt auf folgendes 
an : Die Gesprächsgrundlagen zwischen soziali­
stischer Alleinregierung und Parlament sind 
verlorengegangen. Die Regierung hat keine 
Zeit mehr fürs Parlament. Wir haben jetzt 
während dieser Budgetdebatte im Plenum des 
Nationalrates erlebt, daß manche Minister an 
dem Tag, an dem hier ihr Budgetkapitel abge­
handelt wurde, zum selben Zeitpunkt Presse­
konferenzen und Pressegespräche ansetzten. 
Das ist kein richtiges Verhalten der Regierung 
gegenüber dem Parlament. 

Ich glaube, und den Vorwurf halte lieh auf­
recht . . . (Abg. F a  c h J e u  t n e r: Warum so 
sanft, Herr Kollege Peter?) Man muß in einer 
s o  ernsten Situation nicht agressiv argumen­
tieren, Herr Fachleutner. Man kann im Argu­
ment sebr bart und in der Form verbindlich 
sein.  Wir stehen unmittelbar vor Weihnach­
ten. Da müssen wir doch nicht den größten 
Klamauk ,im Parlament aufführen. Trotzdem 
können wir uns recht hart auseinandersetzen, 
aber wohl so, daß wir uns heute am Abend 
alle miteinander fröhliche Weihnachten wün­
schen können. 

Dann bekümmert mich hinsichtlich der eben 
von mir zitierten Anordnung noch etwas : daß 
bei der Kennzeichnung der Aufträge als " drin­
gend" in dieser Ausnahmesituation auCh noCh 
ein sebr strenger Maßstab anzulegen i st .  

Aber das ist noch immer nicht alles. Am 
mei sten bekümmert mich, in welche Situation 
Sie die Beamten Ihres Hauses mit dieser Ver­
ordnung bringen, wenn Sie sinngemäß an­
ordnen : 

Die Nichtbeachtung dieser Anordnung des 
Finanzministeriums gefährdet staatliche Inter­
essen. - Wenn man Schulden nicht zahlt, 
warum gefährdet man staatliche Interessen? -
Bedienstete, welche diese Bestimmungen nicht 
befolgen, verletzen die ihnen nach der Dienst­
pragmatik und nach dem Vertragsbedienste­
tengesetz auferlegten Pflichten. 

M.it der Drohung, die Dienstpragmatik in 
Gang zu setzen, nötigen Sie Ihre Beamten bis 
zu einem gewissen Grad zur Unmoral. Das,  
Herr Bundesminister, finde ich sehr bedenk-
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Peter 
lieh. Was würde ein Abgeordneter zum Natio­
nalrat Dr. H an nes Androsch bei dieser De­
batte heute an Argumenten verwenden, wenn 
auf der Regierungsbank ein OVP-Finanzmini­
s ter säße, d e r  diese Anordnung vertreten 
müßte? 

Man kann einen SPO-Finanzminister nur mit 
den gleichen Maßstäben messen, wie wir es 
seinerzeit als Freiheitliche gegenüber einem 
OVP-Finanzminister getan haben. 

Ich glaube d aher guten Gewissens an die 
Adresse der bei den anderen Parteien des Hau­
ses den Vorwurf und das kritische Wort rich­
ten zu dürfen, daß beide im Jahre 1 974 in der 
Finanzpolitik f alsche Wege gegangen sind, 
sowohl die Regierungspartei einerseits als 
auch die Osterreichische Volkspartei anderer-
seits. 

-

Wenn es wirklich so gekommen wäre, wie 
die OVP gewol lt hätte, daß nämlich die Ein­
kommensteuersenkung nicht am 1. Jänner 
1975, sondern bereits am 1 .  Jänner oder am 
1 .  Juli 1 974 wirksam g�worden wäre, dann 
wäre die Situation noch trostloser, als sie uns 
im Augenblick begegnet. Und wenn die OVP­
Forderung, den Mehrwertsteuersatz von 1 6  auf 
1 4  Prozent zu senken, realisiert worden wäre, 
dann sähe es noch schlimmer aus, als es der­
zeit schon ausschaut. 

Aber an beide Parteien, die SPO und die 
OVP, daher ein offenes Wort : \Vie sieht es 
denn, Herr Bundesfinanzminister im Amte 
Dr. Androsch, und wie sieht es denn, Herr 
Bundesfinanzminister außer Dienst Dr. Koren, 
mit einer grund legenden Änderung des Steuer­
systems aus ? 

Sie machen nur Symptomkuren. Gerade die 
OVP hat in ihren Steuerreformvorschlägen 
nur Symptomkuren dem Hause unterbreitet. 
Von einer echten Änderung des Steuersystems 
war weder b e i  D r. Androsch noch bei Doktor 
Koren die Rede. 

Ich bin mir auch darüber im klaren, warum 
weder die OVP noch die SPO das Steuer­
system ändern will. Nämlich deswegen nicht 
ändern will, weil dieses Steuersystem in der 
Hand des jeweiligen Finanzministers ein aus­
geprägtes Machtinstrument ist. Mit diesem 
unleidlichen Steuersystem aus dem J ahre 1939 
betreibt eben d erzeit Dr. Androsch für die 
Sozialistische Partei Machtpolitik, und von 
1 966 bis 1 970 hat mit dem gleichen Steuer­
system der j eweilige OVP-Finanzminister 
Machtpolitik zugunsten der Osterreichischen 
Volksparteri b etrieben. Warum wird der frei­
heitliche Vorschlag, warum wird die freiheit­
liche Forderung nach grundlegender Änderung 
des Steuersystems von beiden anderen Par­
teien mit einer Handbewegung abgetan? (Abg. 

F a  c 11 1 e u  ( n e  r: Wie schaut denn das Grund­

legende aus ?) Abgeordneter Dr. Broesigke hat 
es unterb re itet. Vielleicht haben Sie die Güte, 
es einmal n achzulesen ; ich stelle es Ihnen 
gerne zur V e rfügung. (Zwischenruf des Abg. 

D1. T u  1 1 .) 

Jetzt aber auch ein kritisches Wort an die 
Adresse d e r  Länder und Gemeinden, Herr Ab­
geordneter Tull. Wenn man die sozialistische 
Alleinregierung auf Grund ihrer Finanzpoli­
tik einer ha rten Kritik unterzieht, dann darf 
man es nicht verabsäumen, im Sinne des 
Gleichheitsp rinzips auch auf finanzielle Miß­
stände in den Ländern und Gemeinden hin­
zuweisen. 

Die Machtpolitik, die im Bund ein SPO­
Finanzminister betreibt, wird in den Ländern 
von verschiedenen OVP-, aber auch SPO­
Finanzreferenten beziehungsweise Landes­
hauptleuten und Bürgermeistern betrieben. 

Betrachten wir die Gemeinden, mit welchen 
Problemen diese heute konfrontiert sind, dann 
wissen wir ebenso, daß dort viele Mißstände 
vorhanden s ind, die im Sinne einer rationellen 
und spars amen Finanzpolitik einer radikalen 
Änderung bedürfen. 

Wenn dieses Budget heute mit den Stimmen 
der sozialistischen Abgeordneten beschlossen 
werden wird,  dann beschließt j eder sozialisti­
sche Abgeordnete damit auch eine überaus 
unangenehme Konsequenz und Folgerung, die 
allerdings erst nach den Nationalratswahlen 
des Jahres 1 975 eintreten bzw. gezogen wer­
den wird. 

Worin b esteht diese Konsequenz? Sie be­
steht darin, daß das Bundesfinanzgesetz 1 975 
auf der Grundlage der jetzigen Steuersätze 
nicht mehr finanziert werden kann und daß 
nach den N ationalratswahlen 1 975 der große 
Katzenj amme r  für jenen kommen wird, der 
zuerst einma l  das Finanzministerium zu füh­
ren hat. Als Zahler Wiird dann der Steuer­
pflichtige herangezogen, ganz gleich, welche 
Partei zum gegebenen Zeitpunkt die Plätze 
auf der Regierungsbank einnehmen wird. 

Jetzt, Herr Bundesminister, ist die letzte 
Möglichkeit des Umdenkens. Aber auf Grund 
Ihrer bisherigen Haltung stehe ich nicht unter 
dem Eindruck, daß Sie zur Ein- und Umkehr 
in Ihrer Finanz- und Budgetpolitik bereit sind. 

Ich verstehe auch nicht, warum Sie sich 
bewußt und hartnäCkig diese Schwier:igkeiten 
an den Hals hängen. Ich bin überzeugt davon, 
daß Sie besser wissen als der Abgeordnete 
Peter, wie g roß die Schwierigkeiten sein wer­
den, die Si e sich selbst mit Ihrem eigenen 
Budget 1975 bereiten. Warum so uneinsichtig? 
Ich möchte bewußt den Ausdruck "stur" nicht 
verwenden, um die Diskussion nicht zu ver-

894 

133. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 67

www.parlament.gv.at



12936 Nationalra.t XIII. GP - 1 33. S itzung - 1 9 .  Dezember 1974 

Peter 

schärfen. Aber, Herr Bundesminister, warum 
sind Sie in dieser prekären Situation so unein­
sichtig und nicht bereit zu einem sinnvollen 
Abstrich, der für die Gesamtheit der Wirt­
schaft und aller Konsumenten von Nutzen 
wäre� 

Sie selbst haben in Ihrer Budgetrede darauf 
verwiesen, was sich in den letzten Monaten 
alles in der Welt geändert hat. Sie, Herr Bun­
desminister, haben in Ihrer Budgetrede davon 
geredet. (Abg. M ü h 1 b a c h  e r: Was meinen 
Sie denn? Steuererhöhungen?) 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
angedeutet, wie groß die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten geworden sind, was sich alles 
in dieser Richtung geändert und verändert hat. 
Und der Steuerberater Mühlbacher weiß ganz 
genau, daß man aus Schwierigkeiten dieser 
Art Konsequenzen im Sinne des Sparens und 
des Haushaltens ziehen muß, nicht Konsequen­
zen dahin gehend, die Steuern zu erhöhen. Ich 
bitte, mir das nicht zu unterstellen. 

Darf ich noch auf eine Vereinbarung zurück­
kommen, Herr Bundesminister, die am Anfang 
dieser Gesetzgebungsperiode zwischen der 
sozialistischen Alleinregierung einerseits und 
der freiheitlichen Fraktion andererseits ge­
schlossen wurde? Eine Vereinbarung, die von 
der sozialistischen Alleinregierung nicht er­
füllt wurde. Beide Partner vereinbarten 
damals ein neues Haushaltsrecht. Mit dem 
neuen Haushaltsrecht sind wir deswegen nicht 
vorangekommen, weil vor allem von Seite der 
sozialistischen Alleinregierung die Sache zu 
wenig betrieben wurde. (Abg. G r a f :  Ein Ge­
lleimpakt also, Herr Peter!) Herr Graf ! Sie 
passen nie auf. Hätten Sie die veröffentlichte 
Vereinbarung vor vier Jahren gelesen, dann 
wüßten Sie, was darin enthalten ist. (Abg. 
G I  0 f: Das ist Ihre Sache! Ich frage Sie nur: 
Ist es ein Geheimpakt? Sie können es vernei­
nen!) Sie machen sonst immer gescheite Zwi­
schenrufe ; das ist leider heute kein gescheiter ; 
ich kann Ihnen nicht helfen. (Abg. G I  a f: Das 
rich tet  sich nach dem Inhalt Ihrer Rede! Wenn 
Sie eine gescheite Rede halten, mache ich einen 
gescheiten Zwischenrutl) Kann ich sonst noch 
etwas für Sie tun, Herr Graf? Ich tue es gerne ! 
(Abg. G r a f: 1m Moment nichU) Reden wir 
also nachher darüber. 

Herr Bundesminister, diese Frage ist ofien ! 
Ich glaube,  daß auch Sie der Tatsache nicht aus 
dem Weg gehen können, daß das neue Haus­
haltsrecht notwendig wäre. 

So klaffen, gerade was die Finanzpolitik, 
die Wirtschafts- und die Budgetpol,itik anbe­
langt, die Standpunkte zwischen sozialistischer 
Alleinregierung und freiheitlicher Fraktion am 
Ende dieser Gesetzgebungsperiode mehr aus-

einander, als dies am Anfang der XIII. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates der Fall 
war. 

Dennoch haben wir Freiheitlichen uns nicht 
abhalten lassen, eine differenzierte Haltung 
zum Budget 1975 einzunehmen. 

Wir sind keine sture Neinsager-Fraktion. 

Wir haben Last und Bürde auf uns geladen, 
als wir seinerzeit der Mehrwertsteuer die Zu­
stimmung erteilt haben. 

Wir haben Sie nie in schwierigen Situatio­
nen mit der Forderung konfrontiert, die Mehr­
wertsteuer zu senken. 

Wir haben auf wirtschaftlichem Gebiet in 
dieser Gesetzgebungsperiode dort mit Hand 
angelegt, wo uns die Vorschläge der soziali­
stischen Mehrheitspartei und der SPO-Allein­
regierung sinnvoll erschienen sind - das war 
bei der Stahlkonzentration der Fall. 

Wir haben ebenso mitgewirkt bei der 
Lösung der Buntmetallfrage. 

Und wir haben, Herr Bundesminister, in die­
sen vier Jahren nie lizitiert ! 

Zieht man bei diesem letzten Budget der 
sozialistischen Alleinregierung lin dieser Ge­
setzgebungsperiode Bilanz, dann zeigt sich 
folgendes Bild :  

Die sozialistische Alleinregierung ist auf 
dem Gebiet der Wtirtschaftspolitik nur in 
einem Bereich tätig geworden, im Bereich der 
verstaatlichten Unternehmungen. Hier ist zum 
Teil Beachtliches geschehen. 

Untätig blieb die sozialistische Alleinreg,ie­
rung im Bereich des Handels, des Gewerbes 
und der mittelständischen Wirtschaft. Warum 
hat sich die sozialistische Alleinreg,ierung die­
ses Teiles der österreichischen Wirtschaft in 
den zurückliegenden vier Jahren nicht ange­
nommen� 

Völlig untätig blieb die sozialistische Allein­
regierung auf dem Gebiet der Agrarpolitik. 
Die Bauern wurden von der soziali stischen 
Alleinregierung nicht einmal ignoriert und 
gelegentlich vor Nationalratswahlen dadurch 
zu Almosenempfängern degradiert, daß das 
Kabinett Kreisky unter einem bestimmten 
Titel wie etwa Bergbauernförderung einige 
hundert Millionen Schilling gnadenweise an 
die Bauern ausgegeben hat. 

Ich stelle in Abrede, daß die sozialoistische 
Alleinregierung in diesen vier Jahren eine 
richtige Bildungspolitik betrieben hat. Eine 
Bildungspolitik, welche die Leistungsfähigkeit 
der österreichischen Wirtschaft auf weite Sicht 
gesehen erhält. 
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Peter 

Und ich erhebe absdlließend folgenden Vor­
wurf: Aus der Untätigkeit der sozialistischen 
Alleinregierung gegenüber der Landwirtschaft, 
dem Handel. dem Gewerbe und der mittelstän­
dischen Wirtschaft ergeben sich Probleme, die 
immer schwieriger und schwerer lösbar wer­
den. Während die Sozialdemokratie in den 
Jahrzehnten ihres Bestandes das Arbeiterpro­
letariat bewältigt hat, schafft sie durch Ihre 
Politik Ansätze eines neuen Proletariats. An­
sätze eines Proletariats .in Richtung der mittel­
ständischen Wirtschaft und in Richtung des 
Bauernstandes. Ob hier bewußte oder unbe­
wußte Versäumnisse vorliegen, lasse ich 
dahingestellt sein, aber die Versäumnisse, 
Herr Bundesminister, liegen vor. 

Es sind genug Beweise in der Budgetdebatte 
im Plenum des Nationalrates erbracht worden, 
daß bereits das Budget 1 974 nicht finanzierbar 
ist. Wie wird erst das Budget 1 975 finanzier­
bar sein? Bitte würden Sie lim Rahmen der 
Debatte zu dieser Frage unmißverständlich 
Stellung nehmen. Glauben Sie, daß man bis 
zum 3 1 .  Dezember 1 975 ohne Steuererhöhung, 
ohne Erhöhung der Einnahmen und Abgaben 
die Milliardenbeträge , welche Sie für 1 975 prä­
l iminiert haben, einnehmen wird? Oder 
stellen Sie w,ider besseres Wissen die Situa­
tion für 1 975 so optimistisch dar, damit die 
Familie Osterreicher erst nach den National­
ratswahlen die Wahrheit erfährt? 

Wer heute - und das wiederhole ich ab­
schließend mit Nachdruck - dem Bundes­
finanzgesetz 1 975 die Zustimmung erteilt, der 
muß sich der Tatsache bewußt sein, daß dieses 
Budget nur dann finanziert werden kann, wenn 
nach den nächsten Nationalratswahlen Steuer­
erhöhungen Platz greifen. 

Herr Bundesminister !  Sagen Sie doch den 
Steuerpflichtigen und damit der Bevölkerung 
die Wahrheit! 

Weil wir Freiheitlichen einer Budgetpolitik, 
die nur mit Steuererhöhungen finanzierbar 
und realisierbar ist, nicht die Zustimmung 
geben können, darum sagen wir zu diesem 
Budget nein. Wer aber meint, daß 1 975 Steu­
ern erhöht werden sollen, der soll und kann 
zu diesem Budget ja sagen. 

Wir Freiheitlichen glauben, daß Sie, Herr 
Bundesminister, jetzt d i e  letzte Möglichkeit 
hätten, eine Umkehr vorzunehmen oder dem 
Nationalrat unmißverständlich zu sagen, das 
von Ihnen vorgelegte Budget ist ohne Steuer­
erhöhungen im Jahre 1 975 finanzierbar. 

Ich glaube das nicht, daher möchte ich Ihr 
Wort im Hause deponiert haben, damit wü 
Sie, wenn auch nicht von diesem Platze aus, 
sondern auf einem anderen Platz, in J ahres-

frist beim Wort nehmen können, um Ihnen 
wieder einmal vor Augen zu führen, daß Sie 
sich geirrt haben, genauso wie sich Dr. Koren 
in der Einschätzung der Budgetsituation für 
1 974 geirrt hat. 

VI/eil Sie uns hinsichtlich der Auskunft über 
Ihre Budgetpolitik, H e rr Bundesminister, mehr 
schuldig geblieben sind, als vertretbar i st :  Das 
ist ein weiterer Grund dafür, daß wir Freiheit­
lichen zum Bundesfinanzgesetz 1 975 nein 
sagen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Nämster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr v erehrten Damen und Her­
ren ! Zunächst ein paar  Worte zu den Ausfüh­
rungen des Hauptspredlers der sozialistischen 
Fraktion. Es ist schon typisch, meine Damen 
und Herren, für eine soz.ialistische Finanzpoli­
tik, daß Sie j emanden wie den Zentralsekretär 
Marsdl, der im Finanzausschuß des Hauses 
nie mitwirkt, zum Hauptredner für finanz­
und steuerpolitische  Fragen machen. (Zustim­
mung bei der OVP.) Dabei hat er uns hier 
nichts anderes aufgetischt als eine Rede, bei 
der er aus der Fischer-Rede gefischt und hier 
einen dritten Aufguß serviert hat. (Neuerliche 
Zus timmung bei der OVP.) 

Sie berühmen sich, meine Damen und Her­
ren von der sozialistischen Fraktion, insbe­
sondere der Herr Foinanzminister, daß Sie in 
Ihrer Regierungstätigkeit dreimal Steuersen­
kungen gemacht haben,  und Sie schreiben und 
plakatieren überall : Weil wir so gut wirtschaf­
ten, können wir die Steuern senken ! 

Die Wahrheit, m eine Damen und Herren, 
ist:  Weil Sie so schlecht wirtschaften, müssen 
Sie die Steuern senken. (Zus timmung bei der 
OVP.) Ihr Einkommen- und Lohnsteuersystem 
ist nämlich von Grund auf falsch. Die Absetz­
beträge wirken gerade in einer inflationisti­
schen Wirtschaft absolut steuererhöhend. Sie 
müssen mit dem Fortschreiten der Inflation 
von Jahr zu Jahr die  Steuern senken, anson­
sten rauben Sie den Osterreichem das Geld 
aus den Taschen. 

Sie berühmen sidl, 7 Milliarden Schilling 
verteilt zu haben ; diese fließen an den Steuer­
zahler zurück, sagen Sie. Haben Sie nicht -
und das list auch eine Antwort an den Partei­
obmann der Freiheitlichen Partei - bedacht, 
wie viele Inflationsgewinne aus der Lohn­
steuer allein Sie eingesteckt haben? Im Jahre 
1 97 1  waren es 1 ,6 Milliarden Schilling, im 
Jahr 1 972 waren es 3,4 Milliarden Schilling, 
1 973 waren es 5,6 Milliarden Schilling, im 
Jahre 1 974 sind es 5,4 Milliarden Schilling ; 
insgesamt 1 6  Milliarden Schilling haben Sie 
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DDr. Neuner 

an Inflationsgewinn bei der Lohnsteuer mehl' 
eingenommen, als vom Realeinkommen her 
gerechtfertigt gewesen wäre. 

Das Wirtschafts forschungsinstitut sagte es 
in der Presseaussendung zum November­
bericht 1 974 sehr deutlich - ich zitiere - : 
1 974 wird die Steuerbelastung mit 24,4 Prozent 
den bisher höchsten Wert erreichen. 

Das sind die Steuergeschenke, Herr Finanz­
minister, die Sie der österreichischen Bevöl­
kerung machen. 

Und wie bezeichnen Sie, Herr Bundesmini­
ster, diesen Raubzug, diesen wirklichen Raub­
z�g auf die Taschen der Osterreicher? - Ich 
z-itiere aus Ihrer Budgetrede : 

"Durch Steuerreform und Steuersenkungen 
wurde . . .  ein . . .  wesentliches Stück Vertei­
lungsgerechtigkeit verwirklicht." - Von "Ver­
teilungsgerechtigkeit" sprechen Sie ! (Abg. 
Dr. T u  1 1 : Das ist ja nichts Schlechtes!) 

Was zum Beispiel den Sektor der gewerb­
lichen Gewinne betrifft, so wissen Sie ganz 
genau, Herr Bundesminister , wie die Inflation 
und der progressive Steuersatz auf die 
Gewinnbesteuerung wirken. Es werden 
Scheingewinne besteuert. Dem Wirtschaftsprü­
fer Dr. Androsch muß dieses Problem bekannt 
sein, und er müßte Abhilfe schaffen. Aber 
den so:oialistischen Gesellschaftspolitiker Dok­
tor Androsch stört das nicht, das trifft ja nur 
wenige selbständige Gewerbetreibende und 
Handelstreibende. Das Problem ist auch nur 
für wenige Sachkundige klar und eindeutig 
überblickbar. Die Masse speisen Sie mit 
Schlagworten wie "Verteilungsgerechtigkeit" 
ab. 

In der Budgetrede vor einem Jahr, Herr 
Finanzminister, haben Sie dem Steuerzahler 
Lob gezollt und sehr freundliche Worte ge­
widmet. Nachdem sich nunmehr auf Grund 
ihrer verfehlten Wirtschaftspolitik die Steuer­
einnahmen nicht so entwickelten, wie Sie es 
sich wünschen, verdächtigen Sie - ein Jahr 
später schon - die Unternehmer pauschal als 
Steuerverkürzer. (Präsident Dr. M a l  e t a  
übernimmt den Vor.sitz.) 

Als praktizierender Wirtschaftsprüfer, als 
Steuerberater, der wirklich seinen Beruf auch 
ausübt, kann ich Ihnen aus meiner Tätigkeit 
hier zwei Punkte sagen. 

Das erste, Herr Finanzminister: Die Steuer­
moral der Abgabepflichtigen ist keineswegs 
schlechter geworden. Mich persönlich wun­
dert das angesichts der Tatsache, daß diese 
Abgabepflichtigen sehen, wie Sie die schwer­
verdienten Steuerschillinge hinauswerfen mit 
VJ'egwerfbuch und anderen Dingen. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Das zweite, Herr Finanzminister: Die Quali­
tät der Berufsarbeit der Hnanzbeamten hat 
sich nicht verschlechtert. Sie ist gleichgeblie­
ben. Ein rückläufiges Steueraufkommen ist 
daher einzig und allein auf Ihre verfehlte 
Wirtschaftspolitik zurückzuführen. 

Unter der Regierungszeit der SPO haben Sie 
sehr häufig von Verwaltungsvereinfadmng 
geredet. Handlungen, Herr Minister, haben Sie 
aber keine gesetzt. Wohl aber das Gegenteil : 
Sie haben der Verwaltung neue Belastungen, 
neue Erschwerungen auferlegt. Sie haben die 
Verwaltung mit Arbeiten belastet, für die sie 
nicht geschult ist, nämliCh Verteilung von 
Heiratsbeihilfen, von Mietzinsbeihilfen und 
von Schulfahrtbeihilfen. Und die Beamten -
die dürfen nicht klagen, denn in den Führer­
bunker in der Himmelpfortgasse können nur 
Erfolgsmeldungen kommen ; und diese Ten­
denz wird sich bis zum April des n ächsten 
Jahres sicher noch verstärken. 

Wie sehr aber die Finanzbeamten überfor­
dert sind, Herr Minister, das sehen meine 
Berufskollegen und ich bei der tägliChen 
Berufsarbeit. Sie können ihre Arbeit bei 
bestem Willen und bestem Einsatz gar nicht 
mehr voll und zufriedenstellend verwlirklichen. 
Ich zitiere zum Beispiel aus dem Bericht des 
Rechnungshofes, der mitteilt, daß an ein 
Transportunternehmen 3 Millionen Schilling 
Schulfahrtbeihilfe ausgezahlt worden ist, die 
gar nicht gerechtfertigt war. Dieser Trans­
portunternehmer ist selbstverständlich zur 
Finanzverwaltung gegangen und hat gesagt: 
Das steht mir nicht zu, das muß zurückgezahlt 
werden. Das war sicher ein Versehen der 
Finanzbeamten, es war kein böser Wille dabei, 
aber ein Ausfluß der hohen Belastung, die Sie 
den Beamten auferlegt haben. 

Nun gehört es zum Stil sozialisbischer Regie­
rungsmitglieder, daß dann, wenn man Kritik 
an der Ressortführung übt, der Minister das 
als eine Kritik an den Beamten ummünzt; das 
gilt besonders für Sie, Herr Finanzminister. 

Darum ist es notwendig, einmal klipp und 
klar namens der Osterreichischen Volkspartei 
aufzuzeigen : Wenn wir Ihre GesellsChafts­
politik, Herr Finanzminister, auf dem Steuer­
sektor kritisieren, eine Gesellschaftspolitik, 
die Sie mit großen Reformen, mit Verteilungs­
geredltigkeit und so weiter verkaufen wollen 
und mit der Sie nichts anderes getan haben, 
als die Finanzleute in chaotische Zustände 
hineinzumanövrieren, so ist diese Kritik an 
Ihnen gleichzeitig aber mit einer Anerkennung 
der Berufsarbeit der Finanzbeamten verbun­
den, denen Sie, Herr Dr. Androsch, zwar Ver­
einfachungen und Erleichterungen verspro­
chen, aber unerträgliche Belastungen auferlegt 
haben. (Zustimmung bei der OVP.) 
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Sie von der sozialistischen Regierung haben 

den Familienerhaltern Steuererleichterungen 
versprochen. Gehalten haben Sie das Gegen­
teil : Das so�ialistische Lohn- und Einkom­
mensteuersystem schädigt den alleinverdie­
nenden Familienerhalter. Die starren Kinder­
absetzbeträge verlieren in der Inflation ihre 
Wirkung, was sich ganz besonders bei zahl­
reichen Kindern umso härter auswirkt. 

Sie von der Sozialistischen Partei und von 
der sozialistischen Regierung haben e ine Ver­
besserung der Rechte der Frauen versprochen. 
Gehalten haben Sie das Gegenteil : Das sozia­
listische Steuersystem diskriminiert geradezu 
die Ehegattinnen von selbständigen kleinen 
Gewerbe- und Handelstreibenden. 

Sie, Herr Bundesminister, haben wiederholt 
eine Änderung der Einstellung zum Abgabe­
pflichtigen versprochen. - Sehr schöne Worte, 
die sich gut in der Offentlichkeit verkaufen 
lassen. - Gehalten, Herr Bundesminister, 
haben Sie das Gegenteil, wie Ihre erst kürz­
!>ich ausgesprochenen Pauschalverdächtigungen 
beweisen. 

Sie, Herr Bundesminister, erklärten noch am 
22 . Oktober 1 974 hier in Ihrer Budgetrede : 
"Die Staatsfinanzen sind in Ordnung."  - Tat­
sächlich aber, Herr Bundesminister, treiben 
Sie eine Politik : Hinter mir die Sintflut. 

Im Finanzamt tür Körperschaften besteht 
die Weisung, schnell vorläufig Steuer­
bescheide hinauszugeben, damit die Staats­
kassen nicht noch rascher leer werden. Es 
stört Sie, Herr Minister, gar nicht, daß dieses 
Amt, das die größten Steuerpflichtigen Oster-

Weil wir von jeher den Inhalt dieser 

Umsatzsteuererlässe gewünscht h aben - sie 

tragen ja unser Gedankengut -, haben wir 

Ihnen, Herr Minister, und der s ozialistischen 

Fraktion Gelegenheit gegeben, den Inhalt die­

ser Erlässe in Gesetzesform zu kleiden. Sie 

haben aber unseren Initiativantr a g  glatt n ie­

dergestimmt. Ihre Berufung, Herr Bundesmini­

ster, auf Gelöbnis und Eid noch gut im Ohr 

klingend, wiederhole ich Ihnen heute, was ich 

Ihnen damals auch im Plenum sagte: Ihr Pre­

stigedenken geht Ihnen offenbar vor Verfas­
sungstreue. 

Die sozJalistische Regierung, meine Damen 
und Herren, hat eine Transparenz der Verwal­
tung, eine Offenlegung von Akten und andere 
schöne Dinge versprochen. Sie,  Herr Bun­
desminister Dr. Androsch, operieren nach wie 
vor mit Geheimerlässen. 

Im Antwortschreiben vom 6. Dezember 1974 
mußten Sie auf unsere Fragen im Finanzaus­
schuß zehn Erlässe bekanntgeben, die vom 
Jänner bis Oktober 1 974 herausgegeben wur­
den und deren Inhalt für die AbgabepfI,ichtigen 
ungemein wichtig ist. Wollen Sie etwa leug­
nen, Herr Bundesminister, daß beispielsweise 
der Erlaß betreffend die steuerliche Behand­
lung von Unterstützungs beiträgen an Rechts­
praktikanten nicht wichtig wäre, d aß ihn alle 
kennen? Wollen Sie leugnen, daß zum Beispiel 
der Erlaß betreffend die Berücksichtigung von 
außergewöhnlichen Belastungen für behin­
derte Kinder wert wäre, auch im Amtsblatt 
kundgemacht zu werden? 

Herr Bundesminister! So halten Sie es mit 
dem Versprechen einer Transparenz der Ver-
waltung. 

reichs verwaltet, dadurch im Veranlagungs-
rhythmus völlig unterbrochen wird und daß Herr Minister !  Bei Ihrem Amtsantritt habe 

die vorgezogenen Staatseinnahmen Ihnen in ich mir vom Sozialisten Dr. Androsch kaum 

der Zukunft fehlen werden. etwas erwartet, was sich mit meiner Uberzeu­

Verständlich, Herr Bundesminister, daß Sie 
diese Entwicklung schon abschätzen können 
kraft der Zahlen, die Ihnen die Finanzbeam­
ten liefern, da Sie derjenige innerhalb der 
sozialistischen Fraktion sind, der so rasch als 
möglich aus dieser Regierungsverantwortung 
abspringen will. Sie, Herr Bundesminister, 
haben gelobt, die Gesetze der Republik einzu­
halten. Erst vor einigen Tagen haben Sie hier 
gesprochen und sich darauf berufen, daß Sie 
einen Eid abgelegt haben. 

gung vereinbaren ließe. Von meinem Berufs­
kollegen Dr. Androsch habe ich mir genauso 
wie sehr viele unserer gemeinsamen Berufs­
kollegen erwartet, daß er die Kenntnisse, die 
Erfahrungen aus der Berufsarbe.it in den 
Dienst des Finanzressorts stellen würde. Kaum 
etwas, Herr Finanzminister, ist in dieser Rich­
tung geschehen. 

Wenn wir Ihnen im Ausschuß Fragen stel­
len, geben Sie vielfach Antworten, aus denen 
man schließen müßte, daß Sie überhaupt nie 
unseren gemeinsamen Beruf ausgeübt haben. 

Herr Bundesminister! Das hindert Sie  aber Dazu kommt noch eines, Herr Minister _ 

nic�t, gesetzwidrige Erlässe herauszugeben, und damit komme ich zum Schluß -, was ich 
weIl es dem Herrn Dr. Androsch eben wider- Ihnen noch sagen muß : Das ist ein Wort zu 
spridIt, durch Gesetzesänderungen j enen Zu- Ihrem Verhandlungsstil, den ich in den letz­
stand herzustellen, den die Osterreichische ten vier bis fünf Jahren aus allen Unteraus­
Volkspartei

. 
lim

.
mer wie�er und von Anfang schußberatungen über Steuerfragen kennen 

an als den nchtIgen bezeIchnet hat. I lernen mußte. 
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Finanzangelegenheiten und steuerpolitische 
Angelegenheiten sind äußerst schwierige Ma­
terien. Diese Verhandlungen in solchen Mate­
rien verlangen sicher den Einsatz von Fach­
wissen ;  aber dies ohne Schnoddrigkeit. Sie 
verlangen sicher den Einsatz von Bestimmt­
heit, mitunter auch von Härte;  aber ohne 
Arroganz. Diese Verhandlungen verlocken 
auch zum Einsatz der Macht; aber nie sollte 
dies ohne Kompromißbereitschaft geschehen. 

Sie, Herr Finanzminister, haben in allen 
wichtigen Materien, die wir in Ihrer Amtszeit 
verhandelt haben, nie den Konsens gesucht, 
und auch jetzt, Herr Minister, in der Stunde 
der Not betreiben Sie die Politik: Nach mir 
die Sintflut! 

Meine Damen und Herren!  Das ist ein 
Grund mehr, daß die Osterreichische Volks­
partei das Budget ablehnt. (Lebhafter Beifall 
bei der GVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Tull. Ich erteile es 
ihm. (Zwischenruf bei der GVP: Jetzt wird es 
lustig! - Abg. Dr. M u s  s i 1: Das überheb­
liche Löcheln des Finanzministers ist weg! -
Zwischenruf bei der GVP: Ein gezwungenes 
Lächeln!) 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) ; Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herrenl Der Herr 
Abgeordnete Dr. Withalm hat in seiner Rede 
anläßlich der ersten Lesung des Budgets 1975 
nicht nur von den vermeintlichen Todsünden 
der sozi alistischen Bundesregierung gespro­
chen, sonderp auch festgestellt, daß die Stunde 
der Wahrheit geschlagen habe und nunmehr 
Bilanz zu ziehen sei. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. S e h  w i m m e r.) Am heutigen letzten Tag 
der Budgetdebatte ist, glaube ich, der richtige 
Zeitpunkt, diese Bilanz zu ziehen. 

Wenn man Bilanz ziehen will, so muß man 
aber auch verständlicherweise auf die Unter­
schiede hinweisen, auf die Unterschiede in 
der Politik und in den Erfolgen der Politik, 
und zwar für jene Zeiträume, in denen jeweils 
eine der bei den großen politischen Parteien 
die Alleinverantwortung für die Politik in 
Osterreich getragen hat, also einmal für die 
Zeit von 1 966 bis 1 970, als die Gsterreichische 
Volkspartei allein regierte, und nun für den 
Zeitraum von 1970 bis 1 975. 

Wenn man diese Unterschiede hier aufzeigt, 
so muß man zunächst feststellen, daß der An­
teil der Staatsschuld am Bruttonationalprodukt 
gegenüber jener Zeit, als die Osterreichische 
Volkspartei die Alleinverantwortung getragen 
hat (Abg. Dr. P r  a d e  T :  Das waren noch gute 
Zeiten!), entscheidend gesunken ist, obwohl 
die derzeitige Bundesregierung in den letzten 

Jahren von den in der OVP-Zeit aufgenom­
menen 37 Milliarden Schilling Staatssschulden 
bisher bereits 27 Milliarden zurückgezahlt hat. 

Wenn man den Vergleich zieht, so muß fest­
gestellt werden, daß die Nettoverschuldung 
des Bundes von 1970 bis 1 975 um 17 Milliarden 
Schilling zwar zugenommen hat, daß aber 
demgegenüber auch ein sehr beachtlkher Ver­
mögenszuwachs des Bundes festzustellen ist, 
und zwar bei den Investitionen um 68 Mil­
liarden Schilling. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Neuner hat im 
Zusammenhang mit den Steuersenkungen, mit 
den bisherigen erfolgreichen Steuersenkungs­
maßnahmen der sozialistischen Alleinregie­
rung behauptet, daß die sozialistische Regie­
rung diese Steuersenkungen ja vornehmen 
mußte, weil sie schlecht gewirtschaftet hat. 
(Abg. Dr. S c  h w i m m e r: S timm tl) 

Nun können Sie nicht so ohne weiteres 
sagen, daß diese Regierung schlecht gewirt­
schaftet habe (Zwischenruf des Abg. K e r n), 
denn die unzähligen Erfolge, die Tatsache, daß 
diese Regierung den überwiegenden Teil j ener 
Maßnahmen verwirklicht hat, zu deren Reali­
sierung sie sich in der Regierungserklärung 
verpfl.ichtet hat, die Tatsache, daß es den Lohn­
und Gehaltsempfängern, den Rentnern und 
Pensionisten heute besser geht als je zuvor 
in Osterreich (Zwi.schenruf des Abg. Doktor 
S c  h w i m  m e r), beweist, daß d iese Regie­
rung wahrlich nicht schlecht gewirtschaftet hat ! 
(Zustimmung bei der SPt). - Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r: Es hieß: Bis zu 1 0  Prozent!) 

Aber idl möchte doch noch auf etwas ande­
res aufmerksam machen. (Abg. Dr. S c  h w i m­
rn e I :  Haben Sie sich bis zu 10 Prozent Infla­
tion verpflichtet  oder nicht?) Der Unterschied 
besteht nämlich darin, daß Ihre Regierung 
seinerzeit so schlecht gewirtschaftet hat und 
trotzdem keine Steuern gesenkt hat, sondern 
im Gegenteil Steuern erhöhen mußte, Steuern 
erhöht hat (Zustimmung bei der SPG), und 
zwar ·in einem ganz beachtlichen Ausmaß 
(neuerlicher Zwischenruf des Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r) : Die Einführung einer Son­
derabgabe vom Vermögen, die Einführung 
einer Sonderabgabe von alkoholischen Geträn­
ken, die Einführung einer Sonderabgabe von 
Kraftfahrzeugen, die Erhöhung des Pauschales 
für den Warenverkehr und die Beseitigung 
von Befreiungsbestimmungen im Beförde­
rungssteuergesetz und die Erhöhung der 
Tabaksteuer. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Sie haben 
verlängert!) 

Der Unterschied zwischen Ihrer Regierungs­
zeit und unserer Regierungszeit, Herr Abge­
ordneter Dr. Prader (Abg. Dr. S c  h w i rn m e  r: 
Herr Dr. TuI1! Haben Sie das abgeschafft oder 

133. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 67

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 133.  Sitzung - 19. Dezember 1974 1 2941 

Dr. Tull 

verewigt?) und Herr Abgeordneter Doktor 
Schwimmer, besteht darin, daß diese Bundes­
regierung seit 1 970 dem Steuerzahler 34 Mil­
I.iarden Schilling an Steuergeldern erspart hat, 
hingegen die OVP-Regierung seinerzeit in vier 
Jahren jährlich dem Steuerzahler 3,5 Mil­
liarden Schilling aufgebürdet hat. (Zwischen­
rufe bei der GVP.) 

Unsere Steuerreform und die mehrmaligen 
Entlastungen, die wir durchgesetzt haben, sind 
ein wesentlicher . . .  (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Darum zahlen wir immer mehr!) Weil Sie 
mehr verdienen, Herr Abgeordneter Doktor 
Prader, und wir freuen uns, daß wir alle mehr 
verdienen, weil es uns deswegen allen zusam­
men besser geht. Und wir sind bereit, wenn 
es uns besser geht, auch dem Staat mehr zu 
geben (Zustimmung bei der SPO), um vom 
Staat  die Verwirklichung jener Gemeinschafts­
aufgaben verlangen zu können, die im Inter­
esse aller Bevölkerungsteile von lebenswich­
tiger Bedeutung sind ! (Zwischenruf des Abg. 
Dr. S c h w i m m e r. - Zwischenruf des Abg. 
Dr. N e u n e r.) 

D as ist ein wesentlicher Schritt, Herr Abge­
ordneter Neuner, nicht zu einer Verteilungs­
gerechtigkeit (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Das 
hat der Androsch gesagt/), sondern unSlere 
steuerlichen Maßnahmen sind ein wesentlicher 
Schritt zu mehr Einkommensgerechtigkeit ! 
(Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Sie haben die Bud­
getrede nicht gehörtl) Das ist das entschei­
dende, und dazu bekennen wir uns gerne. (Zu­
stimmung bei der SPO. - Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r: Das ist ein Widerspruch zur 
Budgetrede! Androsch sagte: Verteilungsge­
rech tigkeit! - Zwischenruf des Abg. Doktor 
F i s  c h e r. - Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Sie 
fischen im trüben, Herr Fischer!) 

Herr Abgeordnet,er Dr. Schwimmer! Die 
Ausgaben für die soziale Wohlfahrt sind in 
der Z eit der sozialistischen Alleinregierung 
um 70 Prozent gegenüber jener Zeit gestie­
gen, in der Sie allein die Verantwortung für 
Osterreich getragen haben l (Zwischenruf: 
Gigantisch!) Das ist eben der Unterschied zwi­
schen der Zeit, als Sie regiert haben (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e r: Wo haben Sie rechnen 
gelernt ?), und heute. 

Der Bundesvoranschlag stellt den politischen 
WiUen der Bundesregierung (Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r: Lauter lalsche Ziffern!) und 
der sozialistischen Parlamentsfraktion dar. Er 
ist die konsequente Fortsetzung unserer Poli­
tik in den vergangenen Jahren. Die Wirt­
schafts- und Finanzpolitik hat ihren Teil -
das ist unsere Auffassung - zum Erhalt ein,er 
hohen Beschäftigung, aber auch zur Stabilität 
aller Bereiche zu leisten. Daher ist es unsere 
vornehmste Aufgabe, uns zu mehr wirtschaft-

lieher Stabilität zu bekennen (Abg. Dok tor 
S c  h w i m m e r: Wo ist dieses mehr an Stabi­
li tät  bei 10 Prozent Inflation?), wobei wir 
aber gleichzeitig sagen, daß der Stabilität des 
Schillings die Stabilität des Arbeitsplatzes 
gleichzusetzen ist (Abg. Dr. S c  h w i m  m e r: 
Das sagen wir! Sie verhindern das!) und daß 
wir  keinesfalls bereit sind, mehr Preisstabilität 
auf dem Rücken der Lohn- und Gehaltsemp­
fänger, der Pensionisten und Rentner, somit 
also der schwächsten Berufsgruppen und Teile 
unseres Volkes, auszutragen. (Zustimmung b ei 
der SPO. - Abg. Dr. S c  h w i m m e r: Da 
müssen Sie aber eine bessere Politik machen, 
Herr TuJl!) 

Das Ziel unserer Politik ist somit, meine 
Damen und Herren : Vi eitestgehende Sparsam­
keit ,  Slcherung der Arbeitsplätze, Stabilität 
und Sozialitä t unserer Volkswirtschaft. (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e r: Sozialität?) 

I ch muß Ihnen, meine Damen und Herren, 
gerne zugeben, daß Sie während der bisheri­
gen Verhandlungen, und zwar sowohl im 
Finanz- und Budgetausschuß als auch hier im 
Hause, keine Abänderungsanträge gestellt 
h aben. Aber im Wesen hat sich gegenüber 
Ihrer früheren Methode und Taktik grundle­
gend nichts geändert. Sie haben nämlich immer 
wieder festgestellt, daß die Ausgaben der ein­
zel nen Ressorts zu niedrig seien. Sie haben 
hier ein Klagelied angestimmt, daß dies oder 
j enes erhöht werden müßte. Gleichzeitig aber 
h aben Sie auch zwiespältig, mit zwei Zungen 
sprechend, immer wieder hervorgehoben, daß 
das Gesamtbudg,et eigentlich zu hoch, zu ex­
pansiv sei , daß wir vor einer gefährlichen 
Budgetexplosion stünden. 

So gesehen blieben Sie - und das bestä­
tige ich Ihnen gerne, meine Damen und Her­
ren - bei Ihrer differenzi,erten Opposition. 
Wenn wir heute allerdings schon Bilanz ziehen, 
wenn wir einen Schlußstrich ziehen, muß ich 
Ihnen sagen, daß Sie von der Gsterreichischen 
Volkspartei es peinlich vermieden haben, Ihre 
angeblich so segensreichen, erfolgversprechen­
den Programme, die Sie am laufenden Band 
erzeugen, hier zur Diskussion zu stellen. Sie 
haben es auch bis zur Stunde unterlassen, 
klare Alternativen, klare Konzepte aufzustel­
len. 

Die letzte dringliche Anfrage, meine Damen 
und Herren, i st ja wieder zu einem Rohrkre­
pierer geworden - sie ist eine Totgeburt 
gewesen _. und ist im Grunde genommen 
nichts anderes als der Ausdruck Ihres schledl­
ten politischen Gewissens. Für eine Politik 
des schlechten Gewissens haben die Menschen 
dieses Landes wahrlich kein Verständnis. 
(Abg. S t a u  d i n g e r : Aber noch weniger für 
eine schlechte Politik!) 
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Aufgabe der derzeitigen Finanzpolitik ist 
es zweifelsohne, mit den vorhandenen Finanz­
mitteln auszukommen und eine Politik des 
wirtschaftlichen und sozialen Gleichgewichts 
so erfolgreich, wie wir das in den letzten 
fünf Jahren gestaltet haben, fortzusetzen. Ihre 
permanenten Klagelieder, zum Teil sogar die 
wirtschaftliche Rufschädigung, der Sie sich 
schuldig machen, Ihr ständiges Lamento, Ihre 
permanenten Widersprüche, sind doch beim 
besten Willen keine seriöse und solide Emp­
fehlung für unsere Mitbürger, kein taugliches 
politisches Instrument I (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. G r a f: Aber die Bezichtigung 
der Unternehmer, daß sie Steuer hinterziehen, 
das ist seriös, Herr Tulll?) 

Der Unterschied zwischen Ihrer Oppositions­
zeit und unserer Oppositionszeit - auch hier 
will ich Bilanz ziehen (Abg. G r a f: Ziehen 
Sie!) - läßt sich in einigen Punkten festlegen. 
Wir haben nie versucht (Zwischenruf des Abg. 
K i n  z 1), Herr Abgeordneter Kinzl, unsere 
Wirtschaft krankzuj ammern in der Zeit, als 
Sie versucht haben, die Wirtschaft gesundzu­
beten und keine konkreten Verbesserungs­
maßnahmen vorschlagen konnten. (Zustim­
mung bei der SPO. - Widerspruch bei der 
OVP.) Wir haben nie nur kritisiert, ohne kon­
krete Vorschläge vorzulegen, wie man es bes­
ser und zielführender machen könnte. (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Sie haben überhaupt keine Vor­
schläge vorgelegt !  Sie haben einen AIterna­
tivkomplex!) 

Wir haben nie so wie Sie versucht, durch 
unverantwortliche Erklärungen die Menschen 
dieses Landes zu verunsichern, eine maßlose 
Hyst'erie zu entfachen und eine Panikstim­
mung zu erzeugen. (Abg. Dr. W i t h a l m: 
Richtige Lamperln seid Ihr gewesen!) So ge­
sehen, Herr Dr. Withalm, hat Ihr Fraktions­
kollege Dr. Gruber gestern recht gehabt, als 
er gesagt hat : Die Verantwortlichen sitzen 
hier. Und der Umk·ehrschluß muß dann lauten : 
Wo sitzen die Verantwortungslosen? - Das 
sind jene unter Ihnen, die die Wirtschaft per­
manent krankjammern, die immer wieder an 
der Klagemauer stehen und so tun, als ob 
Osterreich vor einem totalen Konkurs stünde. 
(Zustimmung bei der SPO. - Zwischenruf des 
Abg. G r a f.) 

Meine Damen und Herren ! Ei.ne Ihnen nahe­
stehende Wochenzeitung hat vor einigen 
Tagen folgendes ausgesagt : 

Uberkonjunktur bevorstand. Wer aber einmal 
falschen Alarm geschlagen hat, dem glaubt 
man nicht recht." 

Die Misere Ihrer Politik ist nämlich, daß 
Sie unglaubwürdig geworden sind. Ihr Spre­
cher Sandmeier kam heute heraus und sagte, 
er sei um die weitere wirtschaftliche Entwick­
lung dieses Landes besorgt. Ihre Warnungen 
und Ihre besorgnisausdrückende Stimme kön­
nen uns nicht beeindrucken. Wir bauen viel­
mehr darauf, was ernstzunehmende Wirt­
schaftsforscher gestern ausgesprochen haben, 
Herr Sandmeier, ernstzunehmende Wirt­
schaftsforscher wie beispielsweise ein Profes­
sor Seidel. Das ist ausdrücklich nachzulesen 
in der Ihnen sicher nicht ganz unbekannten 
und nicht unfreundlich gesinnten "Presse". 
Es heißt in diesem Artikel unt,er anderem: 
"Kein Anlaß zur Besorgnis ." 

Sie sehen Sorge, Sie sehen Panik, die Sie 
entfachen. Und hier haben Sie das Gegen­
teil : "Kein Anlaß zur Besorgnis." 

Meine Damen und Heuenl Wenn Sie heute 
herausgekommen sind und hier so getan 
haben, als ob wir alle zusammen aus dem 
letzten Loch pfiffen, so möchte ich Ihnen nur 
eines sagen: Hier sehen Sie die Wahrheit. 
Das, meine Damen und Herren, ist die nackte 
Wahrheit (der Redner zeigt einen Zeitungs­
artikel vor): 

"Osterreicher kaufen wie - nie zuvor." Und 
wenn in dieser Zeitung heute maßgebende 
WirtschaftsI'eute sagen, daß das Weihnachts­
geschäft 1 974 neue Umsatzrekorde bringt, so 
doch deswegen, weil die Leute gut verdient 
haben. Hätten sie nämlich nicht gut verdient 
und würde es ihnen nicht gut gehen, könnten 
sie nicht so viel kaufen. Si.e kaufen Luxus­
artikel, weil wir eben einen entsprechenden 
Lebensstandard haben. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. 0 f e n b Ö c k: Flucht in die 
Sachwerte!) 

Meine Damen und Herrenl Der sichtbare 
Ausdruck sind di·e überfüllten Geschäfte und 
der S turm auf wirklich gute Waren des geho­
benen Lebensstandards. (Abg. 0 f e n b ö c k :  
Flucht in die Sachwerte heißt das!) D a s  ist 
der beste Beweis des Vertrauens der Oster­
reicherinnen und Osterreich'er in diese Regie­
rung und in die Wirtschafts- und Finanzpoli­
tik, die wir bisher gemacht haben. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Neuner, hier 
weggegangen sind mit dem Hinweis, daß wir 

"Dazu kommt, daß die Krisenwarnungen eine Politik : Hinter mir die Sintflut ! ,  betrei­
der OVP von vielen Leuten nicht ganz ernst- ben, so kann man darauf nur eines sagen : 
genommen werden, denn ihre ,Kassandren Nicht hinter uns die Sintflut, sondern mit uns 
vom Dienst' haben die Böllerschüsse viel zu und durch uns (Abg. K e r n: Die Sintflutl) 
früh losgelassen und schon in Zeiten von einen weiteren wirtschaftlichen Aufschwung,  
Rezessionsgefahren gesprochen , in denen noch , mit uns und durch uns für ein noch besseres , 
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nicht irgend e ine wesentliche Änderung des 
Einkommensteuergesetzes Platz gegriffen hat. 

glückliches Osterreichl (Beifall bei der SPO. 
- Abg. G r a f: Herr Tull! Das war eine sehr 
liturgische Rede!) Das ist der Beweis dafür, daß man hier un­

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet überlegt vorg eht und Flickwerk anstatt einer 

ist der Abgeordnete Dipl.-Vw. Josseck. Ich ordentlichen Reform setzt. Ich betrachte das 

erteile es ihm. auch als ein ausgesprochenes Schwächezeichen. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josse<k. (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren l Gestern, 
und zwar noch am späten Abend, hat, wie ich 
glaube, ganz zu Unrecht Frau Abgeordnete 
Wieser von der OVP dem Finanzminister Vor­
halte gemacht und gesagt, sie möchte mit ihm 
nichts zu tun h aben, da Androsch ein knaus­
riger Mann wär e .  

I dl  weiß nicht, woher s i e  ihre Erfahrung 
mit Androsch hat ,  aber für mich zeichnet sich 
das ganz anders ab. (Abg. K e r n: Als bäuer­
liche BeruJsvertreterin weiß sie genau, daß 
er für die Landwirtschaft nichts übrig hat! -
Abg. S t a u  d i n g e r: Er schleudert am fal­
schen Platz, daher knausert er am falschen 
Platz!) Das will ich ja  gerade dem gegenüber­
stellen. 

Für mich zeigen sich die Dinge ganz anders. 

Ich darf in diesem Zusammenhang doch dar­
an erinnern, daß die einzige echte Reform 
auf dem Einkommensteuer- und Lohnsteuer­
sektor von uns Freiheitlichen vorgelegt wurde. 
Sie wurde von Experten anerkannt, aber von 
der sozialist ischen Mehrheitsregierung einfach 
beiseitegelegt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch ein­
mal ganz kur z  auf die wesentlichen Reform­
vorschläge hinweisen, weil sie in erster Linie 
audl eine V e rwaltungsvereinfachung mit sich 
brächten. Wir Freiheitlichen sind der Mei­
nung, daß gerade bei der Reform der Ein­
kommensteue r  breite Proportional bänder er­
stellt werden müssen, Bände.r, die in breiten 
Stufen gestaffelt sind, übersichtlicher und da­
durch doch wesentlich leichter zu handhaben 
sind. Sie sind also leichter verständlich,  vor 
allem auch gerechter, leichter zu p raktizieren 
und bedeuten eine echte Verwaltungsverein­
fachung. 

Denn Androsch i st doch viel eher ein Ver­
schwender, der - das kann man wirklich 
sagen - planlos Geld zum Fenster hinaus­
wirft. 

Davon merkt man in den Steuer änderungs­
gesetzen, die von Androsch gekommen sind, 

Man richtet s ich nicht nach der Zweckmäßig- sehr wenig, wenn er auch versucht, sie nun 
keit, sondern rein nach politischer Opportuni- wirkungsvoll zu verkaufen. 
tät. 

Ich bin davon überzeugt, daß bedauerlicher­
weise auch ein OVP-Finanzminister auf die 
freiheitlichen Vorschläge zur Reform der Ein­
kommensteuer kaum eingegangen wäre, denn 
die althergebrachte Form der Einkommen­
steuergesetzgebung mit ihrer Progression läßt 
ja doch in l etzter Konsequenz den Finanz­
minister mitnaschen. 

Die Gefälligkeitsdemokratie, wie si.e An­
drosch betreibt, kostet sehr viel. Hier werden 
- das ist unverständlich - Geschenke ver­

Der Wurm liegt eben darin, daß hier zu teilt, um die niemand gebeten hat. 
viel Gefälligkeitsdemokratie betrieben wird, 
worauf ich noch näher eingehen werde. 

Ich glaube, daß das die Bevölkerung einfach 
nicht weiter versteht und nicht geneigt ist, 
zuzusehen, wie d er Bund immer höher,e Defi­
zite produziert, obwohl man auf der anderen 
Seite immer wieder vom Sparen spricht. Doch 
diesen schönen Worten folgen eben keine 
Taten. Ich glaube, daß di,e Ausgabenfreudig­
keit der derzeitigen Bundesregierung eines 
Tages geradezu sprichwörtlich in die Ge­
schichte eingehen wird. 

Wenn vom Sparen gesprochen wird, wäre 
es doch wesentlich,  einige Gesetze zu entrüm­
peln, diese nicht so kompliziert zu machen, wie 
es sich beim sehr vielschichtigen Steuerrecht 
immer wieder zeigt. Denn viele Gesetze e r­
zeugen nun einmal viel Verwaltung, und viele 
Gesetzesänderungen bedeuten eine wesent­
liche Mehrarbeit  und letzten Endes auch wie­
der mehr Beamte und damit per Saldo auch 
wieder höhere Lohnkosten. 

Die Finanzbeamten verkraften, wie Abge­
ordneter Dr. Neuner schon vorhin ausgeführt 
hat, einfach diese Mehrarbeit nicht mehr. Denn 
es ist doch kaum ein Jahr vergangen, in dem 

Wer hat um die 1 6.000 S-Beihilfe bei der 
Geburt eines Kindes gefragt? Niemand. Wenn 
man mit so etwas kommt, dann ist das der 
Beweis dafür, daß man vor Wahlen Geschenke 
offensichtlich verteilen will. 

Im darf an die Schulbumaktion, an die 
Schülerfreifahrten ,erinnern, Dinge, denen wir 
Freiheitlichen zwar positiv gegenüberstehen, 
die wir aber nicht in der Art und Weise, wie 
sie praktiziert werden, billigen. 

Zur Demokratie, so scheint es, gehören eben 
auch starIDe Männer, die Mut, Kraft und Ent­
schlossenheit haben, in schwierigen Situatio­
nen dann und wann einmal auch unpopuläre 
Maßnahmen zu vertreten. Die j eweils Füh-

895 
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renden wollen eben immer wieder gewählt 
werden und reden daher off.ensidltlich dem 
Wähler nam dem Mund. 

Ich glaube, darin liegt mit eine wesentliche, 
eine der stärksten Wurzeln der Inflation. Diese 
Inflation ist eben keine himmlische Einrich­
tung (Abg. G r a  i: Bei Gott nichtl), sondern 
ein Madlwerk, ein Menschenwerk, von dieser 
Bundesregierung wesentlich mitbeeinflußt. 

Um bei dieser Geschenkpolitik und dabei 
zu bleiben, wie sie betrieben wird, darf ich 
sagen, daß sie unverantwortlim ist. Da sei 
Herrn Dr. Androsch ein Wort ins Stammbuch 
g eschriehen, das einmal ein berühmter Regis­
seur ausgesprochen hat, der da meinte : 

"Wer dem Publikum ständig nachrennt, wird 
eines Tages nur noch dessen Hintern sehen." 

Herr Bundesminister ! Ich glaube, das wird 
auch Ihnen eines Tages passier,en. 

Genausowenig wie man im Privatleben alles 
auf einmal beziehungsweise in einem Jahr 
erledigen kann, genausowenig ist dies im fis­
kalischen Bereim möglidl. Aber Wahlverspre­
chen von heute verursachen morgen Steuer­
erhöhungen ! 

Sie selbst, Herr Bundesminister - im 
nehme an, daß das, was man so hinter den 
Kulissen hört, richtig ist -, sehen sich eben 
fürs nächste Jahr kaum raus, wie Sie allen 
Ihren Verspremungen, die Sie heuer g<emacht 
haben und nämstes Jahr finanzieren müssen, 
gerecht werden sollen. Man hat auch gehört 
� das meinte ich, als ich "hinter den Kulissen" 
sagte -, daß Sie gesagt haben : Ich komme 
nicht mehr aus. Wir müssen die Mehrwert­
steuer von 1 6  auf 1 8  Prozent erhöhen! 

Daraus kann man schließen, daß Sie einer 
derjenigen waren, die für frühe Vvahlen plä­
diert haben. 

Der Osterreichischen Volkspartei muß ich 
im Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer 
sagen : Rückblickend erscheint es mir unver­
ständlich, daß die Osterreichische Volkspartei 
den Termin der Einführung der Mehrwert­
steuer unbedingt noch um ein Jahr hinaus­
geschoben haben wollte beziehungsweise 
einen niedrigeren Mehrwertsteuersatz verlan­
gen konnte. Heute zeigt sim, daß beides un­
durchführbar gewesen wäre. Ich möchte mir 
nicht ausmalen, was sich eJ:leignet hätte, wäre 
die Mehrwertsteuer ein Jahr später eingeführt 
worden. 

Wenn man die Ursachen all dieser Geschenk­
politik ergründen will, muß m an, glaube ich, 
sagen : Sie liegen unter Umständen auch darin, 
daß di,e Legislaturperioden vielleicht doch 
etwas zu kurz sind. Denn wie wirkt sich das 
aus? Zum Einarbeiten braudlt man nun ein­
mal ein ganzes Jahr. Im vierten Jahr - das 

erleben wir j a  bereits seit diesem Herbst -
gibt es dann nur mehr Wahlkampf und Wahl­
auseinandersetzungen. Dazwismen gibt es lau­
fend Länder- und Kommunalwahlen, zu denen 
die jeweilige Regierung aum etwas dazutun 
will, und so bleibt eben kaum Zeit für die 
Regierungsgeschäfte. 

Für Dr. Androsm ist die Same noch etwas 
schwieriger, denn er muß dazwischen auch 
nom Schifahren gehen, wie wir ,es unlängst 
im deutschen Fernsehen gesehen haben. (Abg. 
M Ü h 1 b a c h  e I: Das darf er nicht?) Er darf 
natürlich. Er fährt sogar remt gut ; darauf 
möchte im ja zu sprechen kommen. Zum 
Schluß kommt er vielleimt in den österreichi­
chen B-Kader. 

VieUeicht w:ar diese Fernsehaufzeimnung 
für Ihre Talfahrt, Herr Bundesminister, sym­
ptomatisch : Sie haben recht flott hinunterge­
wedelt, einige Hindernisse genommen, die sich 
einem Finanzminister ja zwangsläufig gegen­
überstellen. Sie sind dann über ,eine Hütte 
gesprungen. Ich habe das so verglichen : die 
Hütte war das größte Hindernis , vergleichbar 
mit der Mehrwertsteuer, die Sie noch durm­
gestanden haben. Unten bei der Ankunft im 
Tal - bei aHem Respekt, im darf aber im 
Schifahrerjargon bleiben - haben Sie einen 
richtigen Pappenstern gerissen. Herr Bundes­
minister!  Das kann halt in der Politik aum 
sehr schnell gehen. Sie werden jetzt darauf 
sagen : Dieser Stern war marki,ert. Aber, Herr 
Bundesminister, auch ein markierter Stern tut 
emt weh. 

Nun noch einige Vorschläge zur Verwal­
tungsvereinfachung. Hier ist der Ansatz zum 
Sparen. Herr Bundesminister !  Ihnen ist be­
kannt, daß sämtliche Körpersmaftsteuerakte 
zu den zuständigen Finanzämtern müssen, die 
in den Bundesländern in den jeweiUgen Lan­
deshauptstädten sind. Ich meine, das war frü­
her durmaus vertretbar, als es noch verhält­
nismäßig wenig Körperschaftsteuerakte gab. 
Aber durm das Strukturverbesserungsgesetz 
gibt es ja nun viel mehr Kapitalgesellsmaften, 
vor allem viele kleine Ges. m. b. H.s, dann 
alle Vereine und die wirtschaftlichen Veran­
staltungen; alle müssen nun jeweils in die 
Landeshauptstadt kommen. 

Würde man di,ese Akten beim zuständigen 
Betriebsfinanzamt belassen, dann - da der 
Betrieb, wenn es sidl um einen Millionen­
betrieb gehandelt hat, bisher beim zuständigen 
Finanzamt veranlagt werden konnte - kann 
er das sicher aum, wenn er sich in eine Ges . 
m .  b. .H umwandelt. Das gäbe insofern eine 
wesentlime Verwaltungsvereinfachung, 
Arbeitsersparnis und Kostenersparnis, weil 
man sich die Postwege ersparen würde. Man 
muß bedenken, daß allein die Umsatzsteuer­
voranmeldung zwölfmal von einer Provinz-
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stadt, in der es ein Finanzamt gibt, in die Lan­
deshaup tstadt muß, dort kontrolliert und wie­
der zur zuständigen Finanzkasse geschickt 
wird ; das sind allein zwölf Postwege. Ich 
denke hier auch an die finanziellen Erspar­
nisse, die zutage treten, weil ja doch weniger 
Reisegebühren für die zuständigen Beamten 
anfallen, denn sie müßten nicht soviel umher­
fahren. Ich meine, das wäre ein echter Ansatz 
zur Verwaltungsvereinfachung. 

Ich darf mich aber auch noch ganz kurz mit 
einem Thema beschäftigen. Von dem steige 
ich nicht herunter, obwohl ich es von dieser 
Stelle aus schon zum dritten Mal sage. Herr 
Bundesminister ! Es ist mir unverständlich, daß 
es nicht möglich ist, bei der Einkommensteuer­
gesetzgebung die mittätige Ehegattin als 
Wahlentscheidung dem Steuerpflid1tigen zu 
überlassen. Sie sagen : Nun kann der Steuer­
pflichtige seine Ehegattin oder umgekehrt an­
stellen. Herr Bundesminister !  Aber Sie wissen 
genauso gut wie ich, daß es eben für ältere 
Ehepaare wirtschaftlich uninteressant ist, jetzt 
die Frau noch anzustellen und pensionszuver­
sichern, weil sie keine Früchte mehr daraus 
trägt. Das ist eine echte Strafe für die älteren 
gewerblich Berufstätigen ! Vielleicht sitzen Sie 
schon zu lange oben und haben den Kontakt 
nach unten verloren. 

Eine Frage, die ich hoffe von Ihnen noch 
beantwortet zu bekommen - mein Freund 
Peter hat sie ja vorhin schon angeschnitten -:  
Wie verhält sich dies mit der  Anordnung, die 
Sie an die Finanzverwaltung haben gehen 
lassen? Sie haben hier eingeteilt, katalogisiert, 
g estaffelt nach Gesichtspunkt·en, was unbe­
dingt ausbezahlt werden muß und was drin­
gend ausbezahlt werden muß unter Anlegung 
yon strengsten Maßstäben. Ich habe gehört 
- und bitte auch dazu um eine Antwort -, 
daß unter diese Anweisung auch - muß man 
sagen - die Rückzahlung von Steuerguthaben 
fällt. W,enn dem so ist, so meine ich, müßte 
man doch ganz laut dem Steuerpflichtigen mit­
teilen, daß der Finanzminister nicht mehr in 
der Lage ist, das Steuerguthaben jedes ein­
zelnen, das er nun schon vielleicht über ein 
Jahr lang beim Finanzamt liegen hat, kurz­
fristig zurückzubezahlen. Meine Frage lautet 
daher : Fällt dies auch - wie ich gehört habe -
in Ihre Anordnung? 

Einen Mangel darf ich vielleicht auch noch 
beim Finanzausgleich aufzeigen. Es zeigt sich, 
daß beim letzten Finanzausgleich die reinen 
Wohngemeinden echt benachteiligt wurden. 
Man sollte den Finanzausgleich in dieser 
schnellebigen Zeit nicht über den langen Ter­
min Von sechs Jahren hinausziehen. Warum? 
\Veil, wie es sich zeigt, uns die Frage des 
Umweltschutzres immer brennender inter­
essiert, die Situation immer prekärer wird. 

In der Frage des Finanzausgleidls, bei Um­
weltschutz, Wasserreinhaltung, Luftreinhal­
tung, Müll- und Abfallbeseitigung muß mehr 
getan werden! 

Die sinkende Arbeitszeit erfordert les, daß 
wIr unsere Freizeit und unsere Erholungs­
räume mehr nützen. Hier besteht die Gefahr, 
daß die kleinen ländlichen Gemeinden ver­
suchen, durch Betriebsansiedlung zu Steuer­
aufkommen zu gelangen, hier Betriebe anzu­
siedeln, und damit ruinieren wir uns auto­
matisch die Umwelt. 

Der Grund, warum der letzte Finanzaus­
gleich für die ländlichen Gemeinden schlechter 
ausgefallen ist, liegt sicher darin, daß eben der 
Städtebund bedeutend stärker ist als der Ge­
meindebund und sich die Städte hier offen­
sichtlich mehr holen konnten. 

Eine dritte Frage drängt sich beim Finanz­
ausgleich auf, Herr Bundesminister, und zwar 
ist das das Unding, daß sich Städte und Länder 
über die Lohnschemata einfach hinwegsetzen. 
So hart es auch klingen mag, aber wenn wir 
vom Sparen sprecl}en, d ann verstehe ich nicht, 
daß s ich, wie vorige Woche, ein Bundesland 
wiederum ein neues Zulagenschema greschaf­
fen hat. Die Länderbediensteten werden höher 
bezahlt als die Bundesbediensteten. Es ent­
steht hier eine echte D iskrepanz. Im gleichen 
Atemzug wird aber in d en Ländern geschrien : 
Wir brauchen mehr aus dem Finanzausgleich !  
Man muß auch diesen Gesichtspunkt - so 
hart es klingt - gerade in der jetzigen Situa­
tion mit in Betracht ziehen. 

Herr Bundesminister!  Daraus ergibt sich, 
daß für Sie noch viel zu tun ist, und es ist 
die Frage, ob Sie in einem dreiviertel Jahr 
diese Probleme alle noch bewältigen werden 
können; wir glauben es nicht. Daher auch ein 
Nein zu Ihrrem Budget. (Beifall bei der FPtJ) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Mühlbacher. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Mühlbacher (SPO) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Gestatten 
Sie mir vorerst einige Feststellungen zu den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Neuner. Herr Dr. Neuner hat den Stil 
des Herrn Finanzministers kritisiert. Ich 
möchte dazu sagen: Charakteristisch für ihn 
war, daß er das Finanzministerium als "Führer­
bunker" bezeichnet hat und daß er sich dar­
über gewundert hat, daß die Steuermoral noch 
e ine so gute ist; das aus dem Munde eines 
verantwortlichen Abgreo rdneten dieses Hauses. 

Darüber hinaus hat mich gewundert, daß 
er den Finanzminister des Unverständnisses 
bezüglich der Kollegenschaft der Steuerberater 
bezichtigt hat. Dazu m öchte ich sagen, daß 
die Arbeit und die Mehrarbeit der Steuer-
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berater vom Finanzminister wesentlich ge­
würdigt wird, und zwar in der Form, daß er 
eine Fristverlängerung zur Abgabe der Steuer­
erklärungen für die Klienten wesentlich ver­
längert hat. Ich darf Ihnen den Termin nennen, 
den die Steuerberater zur Abgabe der Steuer­
erklärung für das Jahr 1 973 haben : er endet 
am 3 1 .  Jänner 1 975. Ein Entgegenkommen für 
die Mehrarbeit der Steuerberater, das es bis­
her noch nicht glegeben hat, und eine echte 
Würdigung der Arbeit der Kollegenschaft. 
(Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Eine Stellung­
nahme zu den Worten der Sprecher der Frei­
heitlichen P artei.  Als Verschwender und 
Knauser wurde der Herr Finanzminister be­
zeichnet. Eines lassen mich die Ausführungen 
des Herrn Klubobmannes Peter überlegen, der 
gesagt hat : Ein Nein zu diesem Budget, ein 
Ja dann zu diesem Budget, wenn man Steuer­
erhöhungen vorsehen würde. (Abg. M e  1 t e  r: 
Nein! Nein, Herr Mühlbacher!) Ich habe das 
so verstanden, wogegen der Abgeordnete Jos­
seck jletzt hier gesagt hat . .  , (Zwischenrufe 
bei der FPO. - Ruf bei der SPO: Sie wollen 
die Bevölkerung irreführen!) Er hat gesagt : 
Nein zu diesem Budget, soweit nicht Steuer­
erhöhungen vorgesehen sind ; dann würde er 
ja dazu sagen. Das waren seine Worte, die 
ich j edenfalls so entnommen habe . . . (Zwi­
schenrufe bei der FPO.) Dann werden wir uns 
das im Protokoll ansehen. Der Kollege J osseck 
hat ja eine nur vage Ankündigung beziehungs­
weise Feststellung des Finanzminist<ers ,  daß 
sich eine Notwendigkeit ergeben könnte hin­
sichtlich der Anhebung des Mehrwertsteuer-

- satzes, kritisiert. 

Noch etwas zum Herrn Abgeordneten Jos­
seck. Wieder wurde der Freibetrag für die 
mittätige Ehefrau oder den mittätigen Ehe­
partner bei den gewerblichen Betrieben ange­
zogen. Durch die Einführung der Individualbe­
steuerung und die Abschaffung der HaushaIts­
besteuerung ist es nicht mehr im System ge­
legen, daß ein Freibetrag für den mittätigen 
Ehepartner zustehen kann. Und das aus fol­
genden Gründen : Es besteht j a  nunmehr die 
Möglichkeit, den mittätigen Ehepartner steuer­
rechtlich mit ,einem Dienstverhältnis zu ver­
sehen, das heißt die Bezüge gewinnmindernd 
wie im Falle eines fremden Beschäftigten vom 
Gewinn abzusetzen. 

Ich habe es schon einmal hier von dieser 
Stelle aus gesagt, daß es sich htebei um jene 
Fälle handelt, die Sie angezogen haben, näm­
lich j ene, in denen der Ehepartner das 
47. Lebensj ahr überschritten hat und er wohl 

sionsgenuß kommen kann. Das ist ein sozialer 
Fall. Meine Damen und Herren, so sehe ich 
es. 

Wir habten dementsprechend auch mit dem 
Sozialminister Vizekanzler Häuser vorgese­
hen, in der nächsten ASVG-Novelle eine Ein­
kaufsmöglichkeit für diese Fälle einzubauen. 
Sie war bereits in der 3 1 .  Novelle enthalten, 
wurde joedoch zwecks Verbreiterung dieser Be­
günstigung für die 32 . ASVG-Novelle zurück­
gestellt. (Abg. Dipl.- Vw. J 0 s s e c  k: Drei 
Jahre sind verloren!) Verloren ist praktisch 
gar nichts, Herr Kollege, denn durch den Ein­
kau f kann ich mir j a  das wieder richten. (Abg. 
Dipl.- Vw. J 0 S s e c  k: Das kann sich auch nicht 
jeder leisten!) Das ist so abgestellt, daß die 
MöglichkJeit doch besteht, weil es auf der nied­
rigsten Bem essungsgrundlage basiert. 

Nun, verehrte Damen und Herren, stehen 
wir kurz vor dem Ende der Budgetdebatte. 
Drei Wochen lang haben wir debattiert. Ein­
bezogen war eine dringliche Anfragle an den 
Finanzminister, die Abführung einer normalen 
Tagesordnung und auch die Behandlung der 
Marktordnungsgesetze. Fast alle Abgeordne­
ten haben einmal, andere mehrere Male Mer 
das Wort ergriffen, und die Palette der Debat­
tenbeiträge reichte von der Feststellung des 
konsolidierten Budgets, den in Ordnung be­
findlichen Staatsfinanzen und der gesicherten 
Wirtschaft bis zu den Beschuldigungen des 
Staatsbankrotts, der Mißwirtschaft und der 
\Nirtschaftspleite auf der anderen Seite. Klei­
nigkeiten wurden ebenfalls behandelt ;  so 
wurde unter anderem auch die Menüfolge im 
Speisewagen der Bundesbahn zur Sprache ge­
bracht. 

Harte Worte wie "Schizophrenie" und "Psy­
choterror" sind gefallen, aber zum größten Teil 
- und das hat mein Vorredner aus der Frak­
tion bereits gesagt - hat sich gegenüber den 
Vorjahren nichts verändert ; die Budgetdebatte 
ist so Vierlaufen wie in den letzten drei Jahren, 
in denen ich hier bereits mitwirken konnte. 

Nur eines ist neu : daß keine Abänderungs­
anträge eingebracht wurden und man damit 
ei gentlich eine gewisse Sparsamkeit deklarie­
ren wollte. Das ist aber den einzelnen Spre­
chern der Osterreichischen Volkspartei nicht 
ganz gelungen, wenn man bedenkt, daß - und _ 
hier will ich nur einen Fall aus dem Budget 
Handel herausgreifen - ein OVP-Abgeord­
neter in seiner Rlede gesagt hat, wir hätten 
ein expansives Budget, man aber auf der ande­
ren Seite gleich fragte, warum die Mittel beim 
Fremdenverkehr, warum die Mittel bei den 
ZinsenzuschüsSlen nicht erhöht worden seien. 

j etzt nach dem ASVG für seine Pensionsvler- Ein anderer Abgeordneter h�t �ann gefragt, 
sicherung einzahlen muß, er aber, da er warum der Ansatz der Industneforderung von 
15 Jahre nicht mehr erreicht, in keinen Pen- 1 9,7  auf 8 Millionen Schilling zurückgegangen 
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ist. Sie sehen also hier, man hat sich nicht 
ganz daran gehalten. 

Aber das wesentliche ist - was mir auf­
gefallen ist -, daß man sich von der tAus­
gabenseite ab- und Jeigentlich der Einnahmen­
seite zugewendet hat, insbesondere mit der 
Feststellung, daß die Steuern zu hoch seien. 
Daß die Steuern zu hoch seien, schreibt audl 
eine OVP-Zeitung, und in anderen Aussen­
dungen ist das auch noch festzustellen. 

Verehrte Damen und Herren! I ch  h abe an­
läßlich meines Debattenbeitrages zum Abga­
benänderungsgesetz bereits gesagt, daß es kei­
nen Zeitraum in der Zweiten Republik gibt, 
in welchem Steuersenkungen in einem ähn­
lichen Umfang wie in unserer Periode durch­
geführt worden sind. Ich möchte wiede rholen : 
Am 1 .  Jänner 1 97 1  wurden die Steuern spür­
bar gesenkt und am 1 .  Jänner 1 973 mit der 
Einführung der grundlegenden Reform zum 
Einkommensteuerrecht eine weitere Steuersen­
kung vorglenommen. 

Wie Sie wissen, tritt mit 1 .  Jänn e r  1 975 
die große Steuerreform in Kraft. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
an Hand einer Hochrechnung sagen, welche 
Beträge auf Grund dieser Steuers.enkungen der 
Wirtschaft und den Steuerpflichtigen verblie­
ben sind. Wären nämlich die Steuersätze nach 
den Prozentsätzen bei der DVP-Reg ierung 
gleich geblieben, würden sich folgende Mehr­
beträge ergeben : im Jahre 1 97 1  2 Mill iarden 
Schilling, im Jahre 1 972 4 Mil liarden Schil­
ling, im Jahre 1 913 1 1  Milliarden Schilling, 
im Jahre 1 974 16 Milliarden Schilling u nd für 
das kommende Jahr 1 975 35 Milliarden Schil­
ling. Das sind insgesamt 80 Milliarden Schil­
li ng, die die Steuersenkungen dLeser Regie­
rung ausmachen. 

Verehrte Damen und Herren! Es erscheint 
also wirklich paradox, wenn Sie heute sagen, 
die Steuern seien zu hoch und seien zu viel 
bei dieser Regierung. 

Verehrte Damen und Herren ! Vielleicht liegt 
gerade in diesen Steuersenkungen der Grund 
für unsere gute Wirtschaftsentwicklung und 
den guten Stand unserer Bevölkerung. Di ese 
1 8  Milliarden Schilling sind nämlich den Be­
trieben beziehungsweise den Konsumenten 
verblieben, und damit ist auch die \Virtsrnaft 
besser in Schwung gekommen. 

Ich darf also noch einmal - vielleicht wile­
der an Hand dieses Prospektes des Wirt­
schaftsbundes - aufzeigen, was man der Be­
völkerung sagen will zu der Steuerreform, 
die am 1 .  Jänner 1 975 wirksam wird. Ich 
wiederhole : Fast die Hälfte aller österreichi­
schen Wirtschaftstreibenden würden ab 1 975 
mehr Steuern bezahlen als bei der Einkom­
mensteuerreform. 

Verehrte Damen und Herren ! Ein Hohn, 
wenn ich Ihnen jetzt auch noch dazu die ein­
zelnen Vorteile dieser Steuerreform sagen 
darf. Erwähnt habe ich bereits, daß die Haus­
haltsbesteuerung gefallen ist, die Individual­
besteuerung eingeführt wurde. D ann möchte 
ich noch bemerken, daß nicht nur die steuer­
rechtliche Anerkennung eines Angestellten­
verhältnisses des mittätigen Ehegatten ein 
wesentlicher Vorteil ist, sondern doch auch 
jede Gesellschaftsgründung zwischen Ehepart­
nern einen wesentlichen steuerlichen Vorteil 
ergibt, den man auch nicht übersehen soll. 

Ich darf hinweisen auf die Vereinfachung 
bei den Steuergruppen, ich darf auf die Er­
höhung der Absetzbeträge ab 1 .  Jänner 1 975 
hinweisen , auf die Neuregelung der Sonder­
ausgaben und die weiteren einzelnen Begün­
stigungen, die direses Gesetz zum 1 .  1 .  1 975 
vorsieht. 

Der Herr Abgeordnete Peter und auch 
andere Herren haben kritisiert, daß besonders 
für die Handels- und Gewerbetreibenden 
nichts getan wurde. 

Vierehrte Damen und Herren der Freiheit­
lichen Partei beziehungsweise der Osterreichi­
schen Volkspartei ! Mit diesem Gesetz haben 
wir auch eine Abschreibungsmöglichkeit, die 
es bislang in Osterreich noch nicht gegeben 
hat und die effiektiv von der Wirts chaft ge­
nützt werden kann und eine wesentliche Er­
leichterung bei der Expansion beziehungs­
weise bei der Neugestaltung ihrer Betriebe 
ergibt. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
wir die vorZieitige Abschreibung j etzt mit 
50 Prozent und eine Sonderabschreibung in 
der Höhe von 25 Prozent haben. Das bedeutet, 
daß man neben der Normalabschreibung für 
die normale Nutzungszeit fast jede Anschaf­
fung zur Gänze abschreiben kann, wenn man 
95 Prozent Ansätze bei 'einer 20prozentigen 
Nutzungsdauer hat . 

Verehrte Damen und Herren!  Das sind Be­
günstigungen auf steuerlichem Gebiet, die der 
Wirtschaft effektiv zugute kommen und auf 
denen auch die wirtschaftliche Entwicklung 
basiert. 

Etwas noch zur Steuerhinterziehung, die der 
Herr Finanzminister angeblich den Wirt­
schaftstreibenden unterstellt haben soll. Sie 
vergessen ganz, daß es eine Zeitung war, die 
geschrieben hat "Aktion smarf" , und daß der 
Herr Finanzminister lediglich gesag t hat, daß 
er Umsatzrevisionen durchführen wird, u m  zu 
eruieren, worauf die Rückgänge bei den Ein­
nahmen zur Mehrwertsteuer zurüc.kzuführen 
sind. 
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Sie legen das natürlich gleich wieder als 
Unterstellung aus, das ist aber keineswegs 
der Fall. Ich habe hier im Hause schon gesagt, 
daß gerade diese Umsatzsteuerrevisionen auch 
von Vorteil für den Wirtschaftstreibenden sein 
werden, weil damit die letzten offenen Fragen 
bei dem einen oder anderen Wirtschaftstrei­
benden ausgeräumt werden können. 

Etwas noch zu einem anderen Punkt, näm­
lich die Vollbeschäftigung, die wir uns vor­
genommen haben, auch weiterhin als Ziel­
punkt anzusehen. Hier möchte ich auf die 
Widersprüchlidlkeit bei der Osterreichischen 
Volkspartei hinweisen. Das Wiener Wirt­
schaftsbundblatt schreibt zum Beispiel : "Ent­
lassungen und Kurzarbeit verunsiChern einige 
heimische Sparten und Regionen. "  Gleichzei­
tig,  am selben Tag, sprach der Herr Industrie­
vertreter Schöller, und zwar sagte er bei einer 
Versammlung: AuCh wäre es höchst an der 
Zeit, mit allenthalben anzutreffenden Begriffs­
verwirrungen Schluß zu machen. So werde 
beispielweise immer wieder gegen eine Ent­
lastung des Arbeitsmarktes mit der Begrün­
dung Sturm gelaufen, daß die Vollbeschäfti­
gung aufrecht erhalten werden müsse , ohne 
daß jedoch zur Kenntnis genommen wird. daß 
wir uns teilweise noch in einer typischen Phase 
der Uberbeschäftigung befinden. 

Verehrte Damen und Herren ! Auch hier eine 
Widersprüchlichkeit : Einerseits will man Un­
sicherheit in der Wirtschaft schaffen mit der 
Ankündigung von Entlassungen. wobei der 
Industrievertreter immer noch sagt, wir hätten 
eine Uberbeschäftigung, worüber sicherlich 
nodl zu reden wäre. Denn was ist denn eine 
Uberbeschäftigung? Sagen Sie mir: Wer ist 
denn überbeschäftigt in Osterreich? 

Aber noch eine andere Frage hätte ich 
gerne von Ihnen beantwortet: Was verstehen 
Sie unter Entlastung des Arbeitsmarktes? Das 
ist die verschleierte Form, meine Damen und 
Herren der Osterreichlschen Volkspartei .  des 
Anstrebens einer gewissen Arbeitslosigkeitl 
wie es ja der Herr Abgeordnete Mitterer ein­
mal gesagt hat. (Abg. S t a u  d i n  g e I: Kollege 
Mühlbacher, eine richtige Politik!) 

Eine richtige Politik, darunter verstehen Sie 
also, eine gewisse Arbeitslosigkeit anzupeilen? 
(Abg. S t a u  d i n g e r: Nein, sondern Vollbe­
schäftigung statt  Uberbeschäftigung!) · Eine 
Vollbeschäftigung ist in Osterreich gegeben. 
(Abg. K e I n: Dann lesen Sie einmal den 
Auscll nach, der kann Ihnen das genau sagen!) 
Sie brauchen doch nicht immer wieder mit die­
ser Sache zu kommen. Eine Uberbeschäftigung 
gibt es ja in der Form nicht, ich kann ja nie­
mand über beschäftigen. Wer arbeitet denn bei 
uns Tag und Nacht? (Abg. Dr. P I  0 d e r: Das 

war jetzt eine Beweisführung!) Dann müssen 
Sie mir sagen, was Sie unter Uberbeschäfti­
gung verstehen ! 

Wir wollen eine Vollbeschäftigung, diesen 
Beweis haben wir erbracht. und auf diese 
Vollbeschäftigung werden wir auch im Jahre 
1 975 hinarbeiten. Dazu sind auch die Grund­
lagen geschaffen worden. 

Ich möchte nur noch ganz kurz, weil meine 
Redezeit zu Ende geht. auf das Bausofortpro­
gramm aufmerksam machen, das bei Wirksam­
keit diese Grundlagen geben wird. 

Verehrte Damen und Herren ! Die Bevölke­
rung ist mit der Arbeit dieser Regierung zu­
frieden. Sie ist auch zuversichtlich, daß die 
Maßnahmen. die diese Regierung setzt. auch 
die erwarteten W:irkungen erbringen werden, 
nämlich Vollbeschäftigung und ein Weiterbe­
stehen der guten wirtschaftlichen Lage in 
Osterreich. (Beifall bei der SPO.) 

Verehrte Damen und Herren ! Ich möchte 
wieder aus der Meinungsumfrage des Fessel­
Instituts zwei Fragen herausgreifen, die ge­
stellt wurden, und wie sie beantwortet wur­
den. Die Frage 1 :  Denken Sie jetzt einmal an 
Ihre Zukunft? Wie wird Ihrer Meinung nach 
Ihre persönliche finanzielle Lage in einem 
Jahr - gemeint ist das Jahr 1 97 5  - sein? 
Diese Frage wurde von 76 Prozent der Befrag­
ten mit "eher ja" beantwortet. Ein Beweis, 
daß die Bevölkerung zu den Maßnahmen der 
Regierung Vertrauen geschöpft hat. 

Eine zweite Frage hinsichtlich der Arbeits­
losigkeit oder Arbeitsplatzsicherung. Sie hat 
gelautet : Ich habe nun eine Frage zur Arbeits­
platzsicherung beziehungsweise Arbeitslos!ig­
keit. Was glauben Sie : Sind die Arbeitsplätze 
in Osterreich heute eher s icher oder eher un­
sicher? 78 Prozent der Befragten haben mit 
"eher sicher" geantwortet. 

Meine Damen und Herren ! Das gibt uns 
den Beweis,  daß mit der Arbeit der Regierung 
die Zuversicht bei der Bevölkerung wächst 
und daß wir trotz der Umstände in der weiten 
vVelt alle Voraussetzungen geschaffen haben. 
um die wirtschaftliche Lage in Osterreich 
bestens zu erhalten. (Beifall bei deI SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl .-Ing. Berl. Ich er­
tei le  es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Berl (OVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vergangenen Freitag hat der Herr 
Bundesminister für Finanzen hier an diesem 
Ort die wohlklingende Formulierung der auf­
kommensneutralen Höhe der Mehrwertsteuer 
gebraud1t. Auch heute hat die Mehrwertsteuer 
schon einige Male Eingang in die Debatte ge-
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funden , und es scheint so, daß wir uns auch Einheitswert von 250.000 S erhielten 8 Prozent 
in Zukunft wieder damit auseinanderzuset- zugesprochen, die darüberliegenden und die 
zen haben. Buschenschankbetriebe 16 Prozent. Auch diese 

Ich s elbst möchte mich aber mit einem be- Regelung war nicht im Sinne der Landwirt­

reits hinter uns liegenden Kapitel der Mehr- schaft und absolut nicht zufriedenstellend. 

wertsteuer, das schon einigermaßen über- Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
schaubar ist, beschäftigen. Die Land wirtschaft hat sich in den Nachkriegs­

Bei der Umstellung von der alten Umsatz­
steuer auf die neue Mehrwertsteuer waren 
einige Maßnahmen erforderlich. So war zum 
Beispiel die Entlastung der Preise durchzu­
führen. Diese Entlastung war zweifelsohne für 
die Lagerhaltung erforderlich, jedoch hat sie, 
durchgeführt durch die Bundesregierung, bei 
den Feldbauerzeugnissen eine Verminde­
rung der Produzentenpreise um zirka 3 Gro­
schen bedingt, semit für den Produzenten eine 
Schlechterstellung ergeben. Dies können Sie 
auch im Grünen Bericht 1 973 nachlesen. 

Weiters sollte ein gerechter Vorsteuersatz 
für die Landwirtschaft gefunden werden. Be­
rechnungen des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft auf der B asis der Betriebs­
mittelpreise 1969 haben ergeben, daß die zu 
erwartende Vors teuer der Landwirtschaft 
8,7 Prozent betragen würde, bei Weiterrech­
nung derselben auf Betriebsmittelbasis 1 970 
9, 1 3 . 

Auch von seiten der Land- und Forstwirt­
schaft wurde wiederholt ein pauschaler Vor­
steuerabzug ,in der Höhe des Steuersatzes der 
Umsätze verlangt, nämlich 8 Prozent. Dies 
hätte bedeutet, daß neben den pauschalierten 
Betrieben auch die buchführenden Land- und 
Forstwirte die Pauschalierungsregelung nach 
§ 22 des Umsatzsteuergesetzes erhalten hät­
ten. Auch dies konnte leider nicht durchge­
setzt werden, obwohl in unserem Nachbar­
land, der Bundesrepublik Deutschland, diese 
Regelung Platz gegriffen hat. 

Dies hätte wesentliche Vorteile gebracht, es 
hätte keine Wettbewerbsverzerrungen gege­
ben, es  wären Irrtümer ausgeschlossen gewe­
sen, und es hätte auch eine wesentliche Ver­
einfachung der Verwaltung gebracht, wenn 
man bedenkt, daß bei den buchführenden Be­
trieben 12 Umsatzsteuererklärungen wegge­
fallen wären. 

Aber all diese Forderungen und Berechnun­
gen wurden vom Finanzministerium hinweg­
gefegt. Es kam in der Landwirtschaft zu einer 
Zweiteilung in pauschalierte Betriebe und · 
buchführende Betriebe. Die pauschalierten Be­
triebe erhielten 6 Prozent, die buchführenden 
8 Prozent mit der Möglichkeit der Gegenver­
rechnung. 

j ahren redlich bemüht, der österreichischen 
Bevölkerung Nahrungsmittel zur Verfügung 
zu stellen. Mit v-iel Fleiß, mit Rationalisierung 
d e r  Betriebszweige, mit steigender Anwen­
dung von Düngemitteln und so weiter ist e s  
d e r  österreichischen Landwirtschaft gelungen, 
d i e  Eigenversorgung bis zu 84 Prozent zu ge­
währleisten. Wenn auch in letzter Zeit der 
Prozentsatz etwas zurückging, teilweise wegen 
g e ringerer Rentabilität der Erzeugung, so sind 
wir doch stolz auf diese Leistung und freuen 
uns ,  die Versorgung der österreichischen Be­
völkerung in so hohem Maße zu gewährlei­
sten. (Beifall bei der avp.) Dies mit hoch­
w ertigen landwütschaftlichen Erzeugnissen 
und meist billiger und sicherer, als es am 
Weltmarkt sein könnte. 

Die Landwirtschaft leistet dies, obwohl s i e  
laut Grünem Bericht 1 973 b e i  ungefähr 1 1  Pro­
zent der Bevölkerung nur 5,2 Prozent des 
Volkseinkommens erhält. Um diese Leistun­
gen vollbringen zu können, bedarf es außer 
fleiß und Grund auch verschiedener Betriebs­
und Produktionsmittel. 

Ein wesentlicher Teil dieser Produktions­
m ittel sind Handelsdünger und Treibstoff. 

Betrachten wir in diesem Zusammenhang 
zum Beispiel die Preisentwicklung bei Han - .  
deIsdüngemitteln i n  den Jahren 1 970 b i s  1974. 
Hier sehen wir beträchtliche Preiserhöhungen, 
so zum Beispiel bei Nitromoncal 56 Prozent, 
b e i  Superphosphat 1 36 Prozent, bei Thomas­
phosphat 1 35 Prozent, beim Sechziger-Kali 
85 Prozent. 

Diese Preisentwicklung ist sicher zum Tei l  
durch Erhöhung der Rohstoffpreise i m  Ausland 
zustande gekommen, doch muß sie von der 
Landwirtschaft bezahlt werden. 

Bis zur Einführung der Mehrwertsteuer war 
Handelsdünger von der Umsatzsteuer befreit, 
j etzt müssen 16 Prozent Mehrwertsteuer be­
zahlt werden. Allein aus diesem Titel wäre 
es möglich,  den Handelsdünger zu verbilligen. 
Bei  der enormen Verteuerung desselben in 
den letzten Monaten wäre eine Herabsetzung 
des Mehrwertsteuersatzes ein wesentlicher 
Sdlfitt zur Einkommensneutralität des Hebe­
satzes. 

Aber nicht nur in der Landwirtschaft, son- Wie sieht es nun bei den Nachbarn aus ?  
dem auch i m  Weinbau kam e s  zu keiner ein- Sehen wir uns nur als Beispiel die westeuro­
heitlichen Regelung. Betriebe bis zu ein em päischen Staaten an. Hier g,ibt es folgende 
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Mehrwertsteuersätze für den Handelsdünger: 
Die Bundesrepublik Deutschland hat 1 1  Pro­
zent, Großbritannien 10, Frankreich 7, Bel­
gien 6, Italien 6 und die in landwirtschaftlichen 
Dingen so fortschrittlichen Niederlande haben 
sogar nur 4 Prozent gegenüber 16 Prozent in 
Osterreich. (Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Das sind 
Ziffern, Herr Minister! Das sind Vergleiche! 
Uber die Feiertage besteht die Möglichkeit, 
in sich zu gehen!) 

Auch beim Dieseltreibstoff ergab die Mehr­
wertsteuer eine wesentliche Verteuerung. 
Handelsdünger und Treibstoff sind wesent­
liche Produktionsmittel, eine hohe Besteuerung 
derselben muß sich später auf den Preis der 
Produkte auswirken. Die Landwirtschaft gab 
zum Beispiel bei den wichtigsten Düngemitteln 
- Nitromoncal, Superphosphat, Thomasphos­
phat und Kali - im Jahre 1 973 etwas über 
1 59 Millionen Schilling allein an Mehrwert­
steuer aus, obwohl der Verbrauch wesentlich 
geringer war als in den heiden vorangegan­
genen Jahren. 

Die Mehrwertsteuereinnahmen aus dem in 
der Landwirts<haft verbrau<hten Dieselöl kön­
nen sich ebenfalls sehen lassen. Sie betrugen 
im Jahre 1973 rund 1 85 Millionen Schilling 
und werden 1 974 auf 280 Millionen SCh:illing 
anwachsen. 

Wie sieht es nun mit der Aufkommensteuer­
neutralität im Jahre 1 973 na<h bereits durch­
geführten Berechnungen aus? Diese sehen laut 
Aufzeichnung der Landesbu<hführungsgesell­
schaft folgendermaßen aus - ich nehme 
nur einige Beispiele der wichtigsten Wirt­
s<haftsgruppen -: 

Weinbauwirtschaften des burgenländischen 
Flach- und Hügellandes : bezahlte Mehrwert­
steuer 7278 S pro Hektar, dafür erhalten 5459. 

Die Ackerweinbauwirtschaften des nieder­
österreichischen Flach- und Hügellandes :  be­
zahlt 1 66 1 ,  erhalten 1 204. 

Die Ackerweinbauwirtschaften des südöst­
lichen Flach- und Hügellandes :  2063 gegen­
über 1 77 1 .  Also durchwegs höhere Beträge 
für die in der Landwirtschaft bezahlte Mehr­
wertsteuer, als durch Zuschlag heim Verkauf 
der Produkte hereinzubringen war. 

Dies scheint auch laut "Parlamentskorres­
pondenz" vom 1 9. November 1 974, 1 2. Bogen, 
bestätigt. Hier führte der Herr Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft aus, daß bei 
den buchführenden Betrieben die Mehrwert­
steuer bei den Betriebsausgaben 751 S je Hek­
tar und bei den Investitionsausgahen 766 S je  
Hektar betragen hat, also zusammen 1 5 1 7. 
Demgegenüber steht auf der Ertragseite nur 
ein Betrag von 1 088 S je Hektar. 

Diese angeführten Beispiele zeigen deutlich, 
daß mit 6 Prozent Zuschlag zu den Verkaufs­
preisen keine volle Abgeltung der bezahlten 
Mehrwertsteuer bei den Betriebs- und Investi­
tionsausgaben vorliegt. Ein Schritt zur auf­
kommensneutralen Höhe wäre die Herabset­
zung des Hebesatzes beim Handelsdünger. 
Dies wurde auch bereits mehrmals von seiten 
der Landwirtschaft gefordert. 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Die Höhe 
der Produktionsmittelkosten list ein wesent­
licher Bestandteil der Preisbildung landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse. Will man der Land­
wirts<haft weiterhin die Möglichkeit geben, 
im b isher.igen Ausmaß für die Versorgung der 
österreichischen Bevölkerung ihren Beitrag zu 
leisten, so muß die Produktion kostendeckend 
oder, nach der Formulierung der neuen Wirt­
schaftsgesetze, betriebswirtscbaftli<h gerecht­
fertigt sein. Eine Herabsetzung des Mehrwert­
steuersatzes bei Handelsdünger würde zwei­
felsohne seinen Niederschlag bei der Preis­
bildung der Lebensmittel finden und ist somit 
auch für den Konsumenten von großem Inter­
esse. 

Daher wäre diese Maßnahme, nämlich die 
Herabsetzung der Mehrwertsteuer bei Han­
deisdünger, nidlt nur eine Erlei<hterung für 
die Landwirtschaft, sondern würde auch für die 
Konsumenten angenehm spürbar sein. Somit 
wäre dies eine finanzpolitisch und wirtschaft­
lich absolut richtige Maßnahme. (Beifall bei 
der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Stögner. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Stögner (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Die diesjähllige Budgetdebatte hat einmal 
mehr bestätigt, daß die Osterreichische Volks­
partei eine sehr konservative Partei i st. Eine 
konservative Partei braucht keine Konzepte, 
sie braucht keine Pläne, sie will nichts anderes, 
als das, was sie in ihrem Besitzstand hat, auch 
halten. Fortschritte interessieren Sie ni<ht. 
Fortschritte qualifizieren Sie damit ab, daß 
Sie sagen, keine Experimente, bei so unsiche­
ren Experimenten weiß man nie, wie sie aus­
gehen. (Beifall bei der SPO.) 

In der Zeit nach 1 945 (Zwischenruf bei der 
OVP: Leere Kassen, sind die ein Fortschritt?) 
hat man gar nicht so sehr bemerkt, daß die 
Osterreichische Volkspartei konservativ ist, 
weil sie von ihrem Koalitionspartner, von der 
Sozialistischen Partei, dauernd getrieben wor­
den ist. Sie hat damit auch ein einigermaßen 
soziales Image erhalten. Erst zwischen 1 966 
und 1 970, als die avp allein regiert hat, hat 
m an sehr schnell wieder gemerkt, wie konser-
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vativ diese OVP i st. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. P r a d  e r : Sie dürften keine Ahnung 
von "konservativ" haben!) 

Dadurch, daß d i ese Osterreichische Volks­
partei . . . (Ruf bei der OVP: Was heißt "kon­
servativ" ? Definieren Sie das!) Ich habe es j a  
schon gesagt : e i ne konservative Partei ist 
nicht fortschrittorientiert. (Beifall bei der SPO.) 
Wie die Osterreich ische Volkspartei zwischen 
1 966 und 1 970 gewirtschaftet hat, haben wir 
ja 1970 gesehen, und die österreichische Be­
völkerung hat dann ja auch postwendend die 
Antwort darauf g egeben. Sie hat sie abge­
wählt. (Ruf bei der OVP: Ihr habt ja völlig 
abgewirtschafte t f) 

Präsident Dr. Maleta: Aber, aber, der Weih­
nacht.sfriede bricht doch nachmittag schon aus. 
Wollen Sie sich d o ch  bitte ein bisserl beruhi-
gen. 

der Bauernbund hat sich bis vor kurzem, bis 
die Sozialistische Partei an die Regierung ge­
kommen ist, um die Bergbauern überhaupt 
niCht gekümm e rt, und erst j etzt hat auch der 
Bauernbund s eine Liebe zu den Bergbauern 
entdeckt. Aber nur auf dem Papier I Sie h aben 
immer noch keine Ahnung, wie es dort tat­
sächlich ausschaut. (Zwischenruf bei der OVP: 
Die Bergbauern behaupten das Gegenteil von 
dem, was Sie jetzt behaupten!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Kann man sich nicht wieder einmal 
besinnen zu einer ruhigeren Gangart? 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend) : lng. 
Helbich hat sich darüber beklagt, daß 700 Mil­
lionen von der Mineralölsteuer für das Jahr 
1975 abgezwei gt worden sind. Der Bauern­
bund hat verlangt, daß für die B auern die 
Mineralölsteuer rückvergütet wird, weil die 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend): Die Ab- Bauern nicht auf öffentlichen Straßen fahren 
geordneten der Osterreichischen Volkspartei dürfen. Es sind also 600 Millionen Schilling 
haben dementsprechend auch "ausgesehen" . für die Bauern im Budget. Natürlich gibt es 
Nichts als Widersprüche. Der eine hat gemeint, wieder Argumente, daß die Bauern deswegen 
man solle die Dinge so machen, der andere hat die Mineralölsteuer wieder zurückbekommen 
gemeint, man solle sie so machen. sollen, weil sie nicht auf öffentlichen Straßen 

Herr Dr. Leitne r  hat sich beschwert, daß fahren, aber d ann gilt natürlich dasselbe auch 
über die Güterwege, die in den letzten Jahren für die Osterreichischen Bundesbahnen. Aum 
zu den Berghöfen gebaut worden sind, auch die Osterreich i schen Bundesbahnen verbrau­
Fremde fahren. Auf der anderen Seite wird chen Dieselöl, ohne daß sie öffentliche Straßen 
immer wieder urgiert, daß man der Bergbe- benützen. Also 1 00 MiUionen auch für diesen 
völkerung, den B e rgbauern helfen müsse, da- ! Zweig aus d e r  Mineralölsteuer ! Man muß 
mit sie ihre Höfe ausbauen können, damit sie sich einmal entscheiden, welchen Weg man 
F�emdenzimmer s chaffen k��nen, damit sie I 

g�hen will .  (Zwischenruf bei der O VP:  WoJl
.
�n 

emen Zuerwerb erhalten konnen. Immerhin Sle von den Bundesbahnen reden, dann mus­
haben wir schon mehr als 1 30.000 derartige I 

sen Sie auch die 10 Milliarden erwähnen, 

Fremdenzimmer unter der bäuerlichen Bevöl- die die Bundesbahnen Defizit haben!) Ich habe 
kerung, und diese Fremdenzimmer können nur nur davon g esprochen, daß die M,ineralöl­
dann vermietet w erden, wenn die Fremden steuer bei den Bereichen, der Landwirtschaft 
auch tatsächlich mit ihren Autos hinfahren und den Osterreichischen Bundesbahnen, ge­
können. (Zwischenr uf bei der OVP: Reden Sie recht rückvergütet wird. (Beifall bei der SPO.) 
zur Landwirtschaft oder zur Finanz? - Abg. 
Dr. T u  1 1 : lch bin neugierig, zu was Sie 
reden!) 

Ein anderer bäuerlicher Abgeordneter hat 
sich darüber aufgeregt, daß zuwenig Mittel 
für den Wegebau vorhanden wären. Wer das 
Budget ansieht, muß feststellen, daß sich dieses 
Wegebaubudget von 1 974 auf 1975 um 50 Pro­
zent erhöht hat. (Zwischenruf bei der avp: 
Und die Kos ten ?) Das können Sie alles im 
Budget nachlesen. (Lebhafte Zwischenrufe bei 
der avp.j 

Präsident Dr. Maleta : Aber bitte , meine Her­
ren ! 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend) ; Herr 
Abgeordneter Kinzl, Sie haben auch keine 
Ahnung, wie es im Bergbauernbetrieb aus­
schaut. (Beifall bei  der SPO.) Denn gerade 

Frau Abgeordnete Wieser hat davon ge­
sprochen, daß den landwirtschaftlichen B era­
tern keine Lohnerhöhungen gegeben werden 
könnten, weil im Budget so wenig Geld vor­
handen wäre. Ich habe mir die Dinge etwas an­
gesehen und habe etwas ganz Erstaunliches 
festgestellt : I m  Jahre 1 973 sind im Budget 
für dieses Beratungswesen 62 Millionen ent­
halten gewesen,  im Jahre 1 974 waren 74 Mil­
lionen enthalten. Und wie schauen die Gehalts­
erhöhungen d ieser Berater aus? (Zwischenruf 
des Abg. K a m  m e r  h o f  e r.) Was wollen Sie, 
Herr Kammerhofer, wenn hier festgestellt 
wird, daß die sozialisti sche Regierung für die­
sen Beratungsdienst so wenig Mittel zur Ver­
fügung stellt,  daß dort keine Gehaltserhöhun­
gen bezahlt werden dürfen, dann müssen Sie 
sich auch gefallen lassen, daß wir hier fest­
stellen, daß d as nicht stimmt, daß das e ine 
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glatte Unwahrheit ist. (Beifall bei der SPO. 
- Rufe bei der SPO: Ja, so is t das! So schein­
heilig!) 

Ich sehe hier, daß zum Beispiel ein Berater 
in Niederästerreich, es ist allerdings der best­
bezahlte, wie ich feststelle . , . (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Ich muß schon bitten, sich ein bisserl 
zurückzuhalten mit solchen Liebenswürdigkei­
ten. 

Abgeordneter Stögner (fortsetzend) : 
25 .000 S plus 3500 S Reisekostenrückvergütung 
hat. Im Jahr 1 974 35.000 S plus 4500 S Reise­
kostenrückvergütung . 

In Salzburg, auch der bestbezahlte - ich 
führe ihn deshalb an, weil das irgendwie 
symptomatisch ist -, in Salzburg hatte ein 
Fachinspektor im Jahre 1 97 1  10 .000 S und im 
Jahre 1 973 1 2 .000 S,  im Jahr 1974 über 1 3.000 S 
plus 28.000 S Reisekostenvergütung. (Ruf bei 
der avp: Ist das Ihrer Meinung nach zuviel?) 

Wir sind diesen Leuten lihre Gehälter nicht 
neidig, aber man soll niCht hier herunter­
gehen und sagen, daß sie durch die soziali­
stisChe Bundesregierung derart geschädigt 
werden, daß sie keine Gehaltserhöhungen 
kriegen . (Beifall bei der SPO. - Ruf bei der 
OVP: Hat er die Reisekosten zu Unrecht kas­
siert?  Wollen Sie das damit sagen?) Ich habe 
schon festgestellt, daß wir den Leuten ihre 
Gehälter und Reisekosten natürlich gönnen, 
aber man soll nicht hier heruntergehen - das 
habe ich heute schon festgestellt - und soll 
nicht sagen, daß diese Leute am Hungertuch 
nagen, weil die soz,ialistische Regierung keine 
Mittel zur Verfügung stellt. (Zwischenruf bei 
der OVP: V/ollen Sie sagen, daß die Reise­
lwsten ein Verdienst sind? Das hat er doch 
auch ausgegeben!) Ich habe nur festgestellt, 
was ist, ich habe nur Fakten festgestellt, sonst 
gar nichts. (Zwischenruf bei der OVP: Am 
Donnerstag, den 1 2. hätten Sie das sagen müs­
sen! Sie haben das Manuskript verwechseltI) 
Am Donnerstag, den 1 2. hat die Frau Abge­
ordnete Wieser noch nicht festgestellt gehabt, 
daß diese Berater so arm sind, und daher 
konnte ich das erst heute hier sagen. 

Eine weitere SaChe : Idl habe schon ein­
gangs festgestellt, daß die Sozialisten in der 
Koalitionsregierung die OVP dazu veranlaßt 
haben, siCh einigermaßen sozial zu gebärden. 
Sie konnten nicht anders. Ich erinnere mich 
noch sehr gut daran, was die Vertreter des 
Osterreichischen Bauernbundes in Versamm­
lungen und auch sonst von sich gegeben haben, 
als die Einführung der Pensionsversicherung 
für die Bauern zur Debatte gestanden hat. 
(Ruf des Abg. K j n z 1.) Herr Kinzl,  Sie waren 

damals, glaube ich, Vizepräsident der ober­
österreiChischen Landwirtschaftskammer. Sie 
waren auCh einer der Agitatoren dagegen, 
weil Sie damals gesagt haben : Nur über meine 
Leiche! Wir wollen den Bauernstand nicht 
versklaven lassen, wir wollen so frei bleiben, 
wie wir irgend wann einmal gewesen sind ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Das war aber nicht die Meinung der Masse 
der Bauern, sondern das war die Meinung 
von maßgeblichen Vertretern des Bauernbun­
des, weil sie nicht haben wollten, daß den 
Bauern langsam die Augen geöffnet werden. 
(Abg. K e r n: Wieso können Sie wissen, was 
der Prä.sident damals VOll sich gegeben hat?) 

Ich bin j a  sdlon lange genug neben Herrn 
Kinzl, sodaß wir uns einigermaßen kennen. 
(Ruf bei der O VP: Gelernt haben Sie noch 
nichts von ihm!) Er hat bisher niChts produziert, 
wobei ich hätte lernen können. 

Zu einer weiteren Sache, der Einführung 
der Familienbeihilfen in der Landwirtschaft. 
Selbstverständlich hat die Landwirtschaft da­
für auch etwas bezahlen müssen. Wir haben 
darüber schon gesprochen, daß die Zahlungen 
der Landwirtschaft lin keinem Verhältnis zu 
dem stehen, was sie bekommen. In den fün­
ziger Jahren aber war es für viele kleine 
Bauern der erste größere Bargeldbetrag, der 
ihnen zugekommen ist, und sie haben damit 
Steuern bezahlen können, haben ihre Kinder 
anständig einkleiden können , auch gegen den 
Widerstand des Bauernbundes (Beifall bei der 
SPO - Heiterkeit bei der OVP), weil der 
Bauernbund natürlich gewußt hat, daß dann, 
wenn die Bauern von anderen Institutionen 
als vom Bauernbund betreut werden, sie auch 
hellhöriger werden, daß sie aufgeschlossener 
werden und dann auch sehen, wie sehr sie 
vom Bauernbund bisher in die Irre geführt 
worden sind. 

Man könnte diese Gegenüberstellungen noch 
sehr lange fortsetzen. Die Osterreichiscbe 
Volkspartei hat 1 970 die Antwort auf ihre 
Politik von 1 966 bis 1 970 bekommen. Sie hat 
daraus aber absolut nichts gelernt. Im Jahr 
1 975 , im Herbst, wird wiederum vom öster­
reichischen Wähler eine Zensur an die poli­
tischen Parteien, die hier in diesem Hause 
vier Jahre gearbeitet haben, erteilt werden. 
Ich persönlich bin der festen Dberzeugung, 
daß in dem Zeugnis, das der Osterreichischen 
Volkspartei ausgestellt werden wird, als 
Schlußsatz stehen wird : Für höhere Regie­
rungsaufgaben nicht geeignet. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Scherrer. ICh erteile es 
ihm. 
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Abgeordneter Scherrer (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Tull 
bat in seiner pathetischen Art unter Aushe­
bung der Presse von gestern darauf hinge­
wiesen, daß die Vvirtschaftsforscher Oster­
reichs, vor allem namentlich Herr Dr. Seidl, 
keinen Anlaß zur Besorgnis für die Wirtschaft 
unseres Landes für das nächste Jahr sehen, 
und er hat damit auch den Wirtschaftsfor­
schern seinen Dank abgestatte t .  

Ich möchte die Verdienste unserer Wirt­
schaftsforscher bestimmt nicht schmälern, muß 
aber darauf hinweisen, daß ,  wenn keine Be­
sorgnis für die wirtschaftliche Lage unseres 
Landes im nächsten Jahr vorliegt, wir dies 
ausschließlich unseren Unternehmern, unseren 
Managern, den Arbeitern und Angestellten 
in unseren Betrieben verdanken, weil die mit 
ihrem fleiß und mit ihrem Können dafür ge­
sorgt haben, daß österreichische Waren nicht 
nur in Osterreich. sondern darüber hinaus in 
einem bedeutend verstärkten Ausmaß gerade 
im abgelaufenen Jahr in der ganzen Welt 
gerne gekauft werden. (Beifall bei der OVP.) 

\Neiters kann ich es mir nicht verkneifen, 
an den Herrn Abgeordneten Peter eine Be­
richtigung zu richten. Er kritisierte hier den 
Herrn Bundesminister für Finanzen, indem er 
sagte, dieser habe einen durch die Konjunktur 
gedeckten Tisch vorgefunden, habe aber die­
sen Tisch in se-iner Regierung szeit abgeräumt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Diesen Tisch bat die Osterreichische Volks­
partei in den Jahren 1 966 bis 1 970 gedeckt, 
nicht die Konjunktur, denn sie hat diese Kon­
junktur in erster Linie durch die Verwirkli­
chung des Koren-Planes geschaffen. (Beifall 
bei der O VP.) 

Und wenn er an den Herrn Bundesminister 
und an den Herrn Bundeskanzler die Frage 
gerichtet hat, warum sie nicht bremsen, dann, 
glaube ich, brauchen wir hie r  kaum zu sagen, 
wo die Antwort liegt. Sie liegt ,im Jahr 1 975. 
In diesem Jahr stehen Wahlen vor der Tür, 
und daher kann die Regierung sicherlich eine 
Bremse in dieser Richtung, wie sie sich der 
Herr Abgeordnete Peter vorstellt, kaum an­
ziehen. 

Ich möchte aber nun zu meinem Thema 
kommen, das ich heute hier behandeln möchte, 
und zwar deshillb , weil gerade in dieser Bud­
getdebatte und in den letzten Jahren über­
haupt immer wieder von der Kreditbremse, 
von einem Kreditkontrollabkommen gespro­
chen wird und sehr viele nicht wissen, was 
damit in vVirklichkeit gemeint ist. 

Ich darf darauf hinweisen, daß ich schon im 
JiJhre 1 972 anläßlich einer Festversammlung 
in der Wiener Hofburg darauf hingewiesen 

habe, daß es meiner Meinung nach dringend 
notwendig wäre, daß mit der bisherigen, oft 
hektischen Erklärung der Minister unserer 
Bundesregierung, daß Vollbeschäftigung vor 
Stabilität gehe, nicht das Auslangen gefunden 
werden kann, sondern daß man koordinieren 
müsse und wir nicht die Stabilität auf Kosten 
der Vollbeschäftigung völlig vernachlässigen 
dürfen. 

Und siehe da, einen M onat später erfolgte 
hier eine 1 00prozentige Kehrtwendung der 
österreichischen Bundesregierung, insbeson­
dere auch des Herrn Bundesministers für 
Finanzen. Bisherige Kont rollmaßnahmen, die 
ja logischerweise vom Finanzministel1ium und 
der Oesterreichischen N ationalbank auf dem 
Kreditsektor schon immer geübt wurden - und 
zwar dadurch, daß man mit der Bankrate in 
erster Linie konjunkturell  gelenkt hat, zwei­
tens Liquiditätsvorschniften ganz strengen 
Ausmaßes erlassen wurden, ein Kreditplafond 
geschaffen worden ist und darüber hinaus die 
österreichischen Kreditinstitute ihre Mindest­
einlagen bei der Nationalbank zu hinterlegen 
hatten -, schienen damals plötzlich nicht mehr 
wirksam genug, und man hat sich dazu ent­
schlossen, ein Kreditkontrollabkommen zu 
veranlassen, in welchem vor allem einmal in 
erster Linie eine Kreditkontrolle auf der 
Aktivseite der Bilanzen der österreichischen 
Geldinstitute dadurdl getroffen wurde, daß 
man den sogenannten Kreditlimes gesdlaffen 
hat, das heißt, die Institute verpflichtete, daß 
sie in Zukunft nicht mehr als 1 Prozent ihrer 
am 30. November 1 972 aushaftenden Kredite 
an neuen Krediten ausgeben dürfen. 

Dieses Abkommen wurde nunmehr bereits 
vorige Woche zum fünften Mal mit nur gering­
fügigen Abänderungen genehmigt beziehungs­
weise neuerlich mit einem Wirksamkeitsbe­
ginn bis zum 30. Juni nächsten Jahres verein­
bart. 

Wir haben also weiterhin den die österrei­
chische Kreditwirtschaft so ernst belastenden 
Limes, das heißt, wir dürfen nicht mehr als 
1 Prozent jener Ausleihungen, die wir am 
3 1 .  Dezember dieses Jahres haben, im kom­
menden Jahr pro Monat an neuen Krediten 
bewilligen . 

Es ist allerdings, und d as möchte ich dank­
bar anerkennen, eine kleine Erleichterung bei 
der letzten Vereinbarung von voriger Woche 
dahingehend geschaffen worden, daß dieser 
Limes,  dieses berühmte Kreditlimit in der 
Höhe von einem Prozent, nunmehr kurzfristig 
Von den Instituten überschritten werden darf, 
ohne daß sie dafür Sanktionen zu erleiden 
haben beziehungsweise bestraft werden, das 
heißt, wenn durch irgendeine besondere Situa-
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tion in einem Monat die Notwendigkeit be­
steht, dieses Kredtitlimit zu überschreiten, dann 
dürfen die Institute das. Sie sind lediglich ver­
pflichtet, innerhalb zweier Monate diese Dber­
schreitung, die höchstens 2 Prozent betragen 
darf, wieder auf den ursprünglichen, geneh­
migten Stand zurückzuführen. Und das ist 
sicher�ich für die österreichische Kreditwirt­
schaft ein beachtlicher Vorteil, den wir errei­
chen konnten. 

Darüber hinaus ist auch, und das ist eben­
falls dankend zu erwähnen, nicht mehr der 
Ist-Stand der Kredite per 3 1 .  Dezember für die­
ses 1 Prozent-Limit maßgebend, sondern der 
Soll-Stand, den die Institute am 3 1 .  Dezember 
auf Grund der bisherigen Bestimmungen an 
Kreditaußenständen haben dürften, denn es 
gibt eine Reihe österreichischer Kreditinsti­
tute, die nicht gezwungen waren, den Limes 
in diesen vergangenen Monaten zu überschrei­
ten, sondern ihn immer brav eingehalten 
haben. Sie haben jetzt daraus den Vorteil ,  
daß diese bisher nicht ausgenutzten Limes­
Grenzen, wenn ich so sagen darf, wenigstens 
in den Soll-Stand der Kredite einbezogen wer­
den und dadurch eine höhere Ausleihungs­
möglichkeit für das kommende Jahr besteht, 
sofern sie selbstverständlich alle übrigen Be­
stimmungen, wie Kreditplafond, Liquidität und 
so weiter, einzuhalten imstande sind. 

Hohes H aus ! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte daher hier darauf hinweisen, daß 
diese Bestimmungen, die im November 1 972 
geschaffen wurden, für eine Vielzahl der klei­
nen und mittleren Institute der österreichi­
schen Kreditwirtschaft sehr schwere Belastun­
gen deswegen darstellten, weil es ja nicht nur 
allein darum ging, diesen Limes, also dies.es 
Kreditlimit, einzuhalten, sondern weil sie bis­
her der qualitativen und quantitativen Kredit­
kontrolle gar nicht unterstellt waren und 
daher auch in der Vergangenheit weder für 
Liquidität, noch für einen Kreditplafond in 
ditesem Ausmaß zu sorgen hatten. 

Nun - und das muß anerkannt werden -
wurden diese Institute ebenfalls gezwungen, 
sich der qualitativen und quantitativen Kredit­
kontrolle zu unterwerfen und die zum großen 
Teil gar nicht vorhandenen Liquiditäten auf 
der einen Seite und den überschrittenen Kre­
ditplafond auf der anderen Seite zurückzufüh­
ren. 

Diese Rückführung macht es den kleinen 
und mittleren Instituten - und wir draußen 
auf dem Lande haben in der Vergangenheit 
unseren Kreditbedarf in erster Linie nur durch 
diese Institute decken können - noch schwe­
rer, trotz Limes, den sie einhalten würden, 
diese Kredite hinauszugeben, weil sie ihren 
Kreditplafond viertelj ährlich um 2 Prozent-

punkte zurückführen und auf der anderen 
Seite ihre Liquidität auf 20 Prozent erste und 
20 Prozent zweite Liquidität erhöhen müssen. 

Hier ergibt sich nun, meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Hohen Hauses, eine 
für die österreichischen Kreditinstitute sehr 
schwierige Situation. Sie hat meiner Meinung 
nach maßgeblich dazu geführt, daß eine Ver­
unsicherung in den Konditionen bei den Ein­
lagen der Institute erfolgt ist. 

Um alle dieSle Bedingungen erfüllen zu kön­
nen und infolge der Allgemeinsituation, die 
gerade im vergangenen J ahr auf dem Geld­
markt entstanden ist, haben sich auch diese 
Institute bereit gefunden, über das Haben­
zins-Abkommen hinaus Zinssätze für Einlagten 
zu bezahlen, die ihre zum Teil eigenen Kräfte 
übersteigen, weil sie solche Sonderverzinsun­
gen auf die Kreditkosten ja gar nicht überwäl­
zen können, besonders dann, wenn si-e auf 
der einen Seite diese Mittel brauchen, um ihre 
Liquiditäten zu erreichen, und auf der anderen 
Seite um den Kreditplafond einhalten zu kön­
nen. 

Das muß hier ,einmal gesagt werden, weil 
es unser aller Anstrengungen bedarf, um diese 
Schwierigkeiten zu überwinden. Wir haben 
hier die Hilfe und die Stütze der großen Zen­
tralinstitute, deren Aufgabe es ist, die ihnen 
angeschlossenen Unternehmungen zu unter­
stützen und ihren Ausgleich zu finden, aber 
sie machen uns große Sorgen und sind nun der 
unmittelbare Anlaß, daß wir so viele Kredit­
wünsche, die von den kleinen Mittelbetrieben 
an uns herangetragen werden, g,erade aus die­
sen Gründen nicht erfüllen können - obwohl 
wir das Limit, also den sogenannten Limes 
nicht überschreiten würden -, weil eben die 
Liquiditäten fehlen, die erst geschaffen werden 
müssen, und auf der anderen Seite selbstver­
ständlich auch der Kreditplafond hereinge­
bracht werden muß. 

Ich möchte Ihnen nun sagen, wie die Situa­
tion gerade in diesen letzten drei Jahren aus­
sieht : Wir haben im Jahre 1973 nur mehr 
27,8 Milliarden an neuen Krediten in der 
gesamten österreichischen Kreditwirtschaft be­
willigt, gegenüber 44,3 Milliarden im Jahr 
vorher. Die Kreditbremse, wie wir sie bezeich­
nen, ist daher sehr stark wirksam geworden, 
u nd idl weiß, daß die österreichischen Kredit­
institute bemüht sind, alle Bestimmungen, die 
hier auf Grund dieser Kredit-Kontrollabkom­
men geschaffen wurden, auch einzuhalten. 

Im heurigen Jahr haben dte österreichischen 
Kreditinstitute schon in den ersten drei Vier­
teljahren 25,9 Milliarden an neuen Krediten 
bewilligt. Sie waren leider nicht al le  imstande, 
den Kreditplafond einzuhalten, er ist pier 
Ende September dieses Jahres um 8,4 Mil ­
liarden bei einer Reihe von Instituten insge-
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samt überschritten. Es ergeben sich aber  auf 
der anderen Seite Kreditplafondunterschrei­
tungen mit 5,5 Milliarden, sodaß hier fast ein 
Ausgleich erzielt werden konnte. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
darauf hinweisen, daß wir im Jahre 1 972 in 
Osterreich Gesamteinlagen in der Höhe von 
35,9 Milliarden hereingenommen haben, aber 
an neuen Krediten, wie ich bereits sagte, 
44,3 Milliarden ausgegeben worden sind, also 
bedeutend mehr, als an Einlagen in die Insti­
tute hereingeflossen sind. 

Im Jahre 1973, wo dieser berühmte Limes, 
die Kreditbremse richtig wirksam wurde, 
konnten wir 34,7 Milliarden an Neueinlagen 
verzeichnen, aber nur 27,8 Milliarden an neuen 
Krediten hinausgeben. Es mußte offensichtlich 
das richtige Gleichglewicht gefunden werden. 
Im heurigen Jahr betragen die Neueinlagen 
bis jetzt 20,3 Milliarden Schilling,  während 
schon wieder 25,9 Milliarden an Krediten 
hinausgegeben worden sind. 

Idl darf in diesem Zusammenhang - ohne 
Kritik üben zu wollen - darauf hinweisen, 
daß uns der Monat Oktober einen Gesamtein­
lagenzuwachs von 700 Millionen Schilling ge­
bracht hat. Ich betone Gesamteinlagenzuwachs 
und nicht Spareinlagenzuwachs. Die Spa rein­
lagen sind im Monat Oktober bei allen G eld­
instituten um 5,2 Milliarden in ganz O ster­
reidl gestiegen, obwohl am Weltspartag a llein 
und einschließlich der Jugendsparwoche 
7,7 Milliarden eingelegt worden sind. Per 
Saldo beträgt der Zuwachs an Gesamteinlagen 
trotz dieses gewaltigen Erfolges des Welt­
spartages und der Jugendsparwoche nur 
700 MilUonen Schilling, weil von den S i cht­
und Termineinlagen 4,6 Milliarden abgewan­
dert sind. Daher bleibt also per Saldo nur ein 
Betrag von 700 Millionen Schilling. (Abg. 
o f e n b ö c k: Das ist das Vertrauen in die 
W ähwng!) Das ist sicherlich - das will idl 
gar nicht einmal so sehr behaupten, sondern 
es ist  Tatsache - dadurch erfolgt, daß eine 
Umbuchung beziehungsweise Umwandlung 
kurzfristiger Einlagen in längerfristige Ein­
lagen am Spareinlagensektor erfolgte, w obei 
es sich aber nicht um so wirksame Neueinlagen 
gehandelt hat. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf 
hinweisen, daß wir, gerade was die SparfönLe­
rung anlangt, durch die gesetzlichen Maßnah­
men des Hohen Hauses sicherlich beadltlirne 
Erfolge erzielen konnten. Der Bundeshaushalt 
für das nächste Jahr wird gerade aud! durch 
diese Maßnahmen beachtlich belastet. Ver­
kennen Sie nicht, daß wir bereits 8,2 M illiar­
den sogenannte Prämienspareinlagen haben, 
die in ununterbrochener Folge bedeutend stei­
gen, und daß die für 1974 im Budget vorgese­
henen Mittel von 1 90 Millionen Schilling für 

den Zinsenzuschuß zu den Prämiensparein­
lagen nicht ausreichen werden, sondern sich 
aud! hier eine beachtlidw Uberschreitung er­
geben wird. Für das kommende Budget jahr 
sind ja bereits 250 Millionen budgetie rt, und 
wenn das Prämiensparen im bisherigen Aus­
maß und mit den bisherigen Erfolgen weiter­
geht, werden verständlicherweise auch diese 
Mittel nicht ausneichen. 

Es ist heute bereits vom Herrn Abgeord­
neten Peter darauf hingewiesen worden, daß 
der Bundesminister leider auch nicht in der 
Lage ist, die Prämienverpflichtungen - das 
heißt nicht Prämien-, sondern di-e Zuschuß­
verpflichtungen - gegenüber den B auspar­
kassen zu erfüllen. Sie wissen, daß bei den 
Bauspareinlagen ein Drittel durch Bundesmit­
tel ergänzt wird und daß hier für das Jahr 
1 974 2, 1 Milliarden aufzuwenden s ind, also 
eine gewaltig,e Summe, die den öst erreichi­
schen Bausparern, die ihre Gelder langfristig 
für die Bauwirtsdlaft zur Verfügung stellen, 
in Form von Prämien seitens des Bundes zur 
Verfügung gestellt wird. 

Natürlich ist jetzt für die Bausparkassen 
die Situation eine sehr unangenehme gewor­
den, wenn der Herr Bundesminister - so wie 
auch hinsidltlich anderer Verpflichtungen -
diesen seinen Verpflichtungen derzeit nicht in 
vollem Umfange nachkommen kann und daher 
beachtliche Rückstände hinsichtlid! der öster­
reichischen Bausparkassen bestehen. 

Ich möchte daher abschließend zu diesem 
Kapitel der Kreditbewirtschaftung in unserem 
Lande feststellen - und das habe ich immer 
getan und werde -es auch immer tun -, daß 
die kreditpolitischen Maßnahmen allein nie 
ausreichen können, um überhaupt die Stabili­
tät herzustellen. 

leb. weiß nicht - und das kann überhaupt 
niemand feststellen -, wieweit die kreditpoli­
tischen Maßnahmen der letzten zehn Jahre 
eine noch höhere Inflationsrate verhinderten. 
Tatsache ist, daß sie nicht in dem Ausmaß 
wirken, und wir tatsäd!lidl wie heute immer 
wieder mit einer 1 0prozentigen Inflationsrate 
auch für die nahe Zukunft sicherlich zu rech­
neu haben werden. 

Es muß daher neben diesen Maßnahmen auf 
dem kreditpolitischen Sektor in erster Linie 
die Sparsamkeit in allen öffentlichen Haus­
halten, im BundeshaushaIt genauso wie in 
den Länder- und Gemeindehaushalten, Platz 
greif,en. Wenn hier nicht Sparsamkeit einsetzt, 
dann werden wir mit kreditpolitischen Maß­
nahmen allein sicherlich nicht das Auslangen 
finden, wobei natürlich auch eine Mäßigung in 
der Lohnpolitik dazu gehört, die wir uns auf­
erlegen müßten, wenn wir die Stabilität, naill 
der wir alle rufen und die wir alle wollen, 
auch tatsächlich eneichen sollen. 
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Nun noch ein zweites Kapitel , über das ich 
hier kurz sprechen möchte. Ich habe midl 
gerade auf Grund der Debatten zur dringlichen 
Anfrage am Freitag vergimgener Woche noch 
einmal damit beschäftigt zu überprüfen : Was 
sind denn nun die wirklichen Ursachen, daß 
der Finanzhaushalt unseres Staates derart in 
Unordnung geraten ist und der Bundesminister 
für Finanzen nicht mehr in der Lage ist, sei­
nen Verpflichtungen nachzukommen? Er hat 
ja selbst hier im Hohen Hause nicht einmal, 
sondern wiederholt darauf hing,ewiesen, daß 
die Erwartungen hinsichtlich der Steuerein­
nahmen, insbesondere bei der Mehrwertsteuer, 
nicht eingetroffen seien. 

Ich habe mir herausgeschrieben, welche Er­
wartungen sich der Bundesminister für Finan­
zen bei seinen Steuereinnahmen überhaupt 
macht und auf welcher Grundlage er erwartet, 
daß er diese Einnahmen ,erzielen sollte. Denn, 
meine Damen und Herren des Hohen Hauses : 
Wenn der Herr Bundesminister bei einem Ge­
barungserfolg der Einkommensteuer von 
1 5.438 Millionen im Jahre 1973 erwartet, daß 
er im Jahre 1 975 2 1 ,3 Milliarden bekommt, so 
sind das um 38 Prozent. mehr. 

Wieso und warum, müssen wir uns fragen, 
38 Prozent Mehreinnahmen bei der Einkom­
mensteuer? Was berechtigt uns zu dieser An­
nahme? Die Inflationsrate alLein kann es doch 
nicht sein. Daher müßten die Unternehmungen 
zu höheren Gewinnen, zu höheren Erträgen 
kommen. 

Das ist leider nicht der Fall, sondern trotz 
der Scheingewinne tritt ja geradezu das 
Geg,enteil ein. Ich habe wiederholt auch in 
Vorträgen darauf hingewiesen, daß wir doch 
Jahr für Jahr Tausende Unternehmer weniger 
in diesem Lande haben. Und wenn die Zahl 
der selbständigen Unternehmer, die in ihrer 
Produktivität doch alles übertreffen, was es 
an Leistung geben kann, um Tausende weni­
ger wird, dann werden auch die Steuererträg­
n isse aus den selbständigen Unternehmungen 
unseres Landes kleiner werden müssen. 

Ich habe vorige Woche hier an diesem Pult 
neuerlich gesagt : Ich habe nichts gegen die 
Konzerne und gegen die Großunternehmun­
gen, die heute aufgebaut werden, aber für 
den Finanzminister s ind sie absolut nur bei 
der Mehrwertsteuer, aber kaum bei anderen 
Steuererträgnissen ein Erfolg, aber Tausende 
kleine und mittlere Betrilebe sind deswegen 
in ihrer Selbständigkeit entmachtet worden 
und sind daher als Steuerzahler für den Herrn 
Finanzminister völlig verlorengegangen. 

Genauso ist es bei der Lohnsteuer. Meine 

y.erehrten Damen und Herren ! Wir hatten 
voriges Jahr - 1 973 - Lohnsteuereinnahmen 
Yon 2 1 . 1 3 1  Millionen. Der Herr Bundesmini­
ster für Finanzen erwartete für das J ahr 1 974 

26 Milliarden. Es ist bei einer 1 0prozentigen 
Inflationsrate bei den zirka 1 5- bis 20prozen­
tigen Lohnerhöhungen anzunehmen, daß dilese 
Annahme einigermaßen hinkommen wird. 

Jedenfalls hat er in 'den ersten drei Quarta­
len nur 1 8.991 Millionen eingenommen; dies 
laut seinen eigenen AusweiS/en, am 4. Dezem­
ber erschienen im Amtsblatt. 1 8.991 Millionen 
berechtigen nicht zu der Hoffnung, daß die 
26 Milliarden Lohnsteuer voll erfüllt werden 
können. 

Nun frage ich Sie, Hohes Haus : Man hat 
uns für das nächste J ahr gesagt : 10 Milliarden 
Steuersenkungen bei der Lohnsteuer, und nun 
budgetiert der Herr Finanzminister 29,8 Mil­
liarden für das nächste Jahr an Lohnsteuer­
einnahmen, also wiederum 3,8 Milliarden 
mehr, obwohl er 10 Milliarden durch die 
Steuersenkungsmaßnahmen verliJert. Ist es da 
nicht berechtigt zu erklären, daß es kaum mög­
lich ist, daß diese 29,8 Milliarden jemals 
hereinkommen können? Denn wenn die Steuer­
senkung in diesem vollen Umfang wirksam 
werden soll, dann ist es ausgeschlossen, daß 
darüber hinaus ganz gegen die bisherigen 
jährlichen Steigerungen noch zusätzlich 
3,8 Millionen im Budget hereingeholt werden 
können. 

Dasselbe könnte ich jetzt bei der Körper­
schaftsteuer, dassleibe kann ich bei der Ge­
werbesteuer sagen, aber ich möchte mich nur 

noch mit der Mehrwertsteuer beschäftigen. 

Hohes Haus ! Die Mehrwertsteuer war für 
das Jahr 1 973 mit 29,2 Milliarden budgetiert. 
Das war schon die Mehrwertsteuer unter Be­
rücksichtigung der Selbstverbrauchersteuer 
und der Vorratsentlastung. Das sind selbst­
verständlich per Saldo 29,2 Milliarden budge­
tierte Einnahmen, tatsächlicher Erfolg aber 
35,8 Milliarden. Ich muß annehmen, daß ,  er­
mutigt durch diesen Erfolg, der Herr Bundes­
minister für Finanzen glaubte, daß er darauf­
hin für das Jahr 1 974 gleich 53 Milliarden aus 
der Mehrwertsteuer erwarten darf, und tür 
das Jahr 1 975 sind 6 1 ,7 Milliarden budgetiert. 
Das bedeutet also innerhalb zweier Jahre eine 
Zunahme aus dieser Verbrauchersteuer yon 
1 1 0 Prozent. Worauf stützt der Herr Bundes­

minister für Finanzen eine solche Annahme? 

Hohes Haus ! Wir h aben bei der Beschluß­
fassung über die Mehrwertsteuer nie daran 
gedacht, daß das jetzt eine Steuerquelle für 
den Finanzminister werden soll, die uner­
schöpflich ist und über die bisherigen Umsatz­
steuereinnahmen hinaus zusätzlidl bedeutende 

Mehrerlöse bringen soll. Im Gegenteil :  Wir 
waren der Meinung, daß die bisher als unge­
recht empfundene Umsatzsteuer mit ihren 
Mehrphasen, die sie immer wieder belasteten, 
weg muß und an deDen Stelle das viel gerech­
tere Steuersystem der Mehrwertsteuer treten 
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soll. Ich habe daher keine Möglichkeit zu be­
urteilen, was den Herrn Finanzminister zu der 
Annahme bewegt, daß er aus der Mehrwert­
steuer i m  nächsten Jahr 6 1 ,7 Milliarden und 
im heurigen Jahr schon 53 Milliarden einneh­
men wird.  Für die ersten drei Vierteljahre 
hat er immerhin einen Ertrag von 35,S Mil­
liarden e rreicht. 

Er wird daher diese 53 Milliarden nie er­
reichen können, aber nicht deshalb, weil viel­
leicht Steuerhinterziehungen erfolgen, weil 
v ielleich t  unrichtige Abgabenerklärungen ab­
gegeben werden, sondern einzig und allein 
aus dem Grund, weil ein derartiger Einriah­
mesatz gar nicht zu erwarten war und gar 
nicht erwartet werden kann. 

Wenn wir daher feststellen, daß nur diese 
wenigen Positionen, die ich Ihnen hier genannt 
habe, Einnahmen von 1 07,8 Milliarden bringen 
sollen und bisher nur 75 Milliarden erbracht 
haben, dann ist es bei optimistischster Beurtei­
lung rich t ig, daß dem Herrn Bundesminister 
für Finanzen zirka 6 b is 8 Milliarden am Jah­
resende an Steuereingängen fehlen werden; 
aber nich t  deswegen, weil wir zuwenig Steu­
ern zahlen, sondern deswegen, weil die Bud­
getansätze  von vornherein für das Jahr 1 974 
überhöht waren und gar keine Berechtigung 
zu der Annahme war, daß trotz der immer er­
wähnten Steuersenkung,en solche Einnahmen 
erzielt werden können. 

Abschl ießend, Herr Bundesminister, noch 
einmal ein Wort dazu, was den Griff zur 
Notenpresse anbelangt. Ich selbst bin mitver­
antwortlich für eine Geldinstitutsgruppe in 
unserem Lande und muß feststellen, daß diese 
beunruhigenden Meldungen durch die Presse 
in den vergangenen Wochen hinausgegangen 
sind. Ich habe sie hier insbesondere seitens 
der "Pre s se" , wo Herr Karl Grabner am 6. De­
zember s ehr ausführlich über den Griff zur 
Notenpresse geschrieben hat, und auch ein 
Wochenblatt, in dem sogar der Androsch-Hel­
fer Fremuth, also der Herr Direktor der Oster­
reichischen Postsparkasse, mit seinem Konter­
fei ersch eint und festgestellt wird : "Daß der 
Staat derzeit seinen Zahlungsverpflichtungen 
nur mit g rößter Mühe nachkommen kann, ist 
ein offene s  Geheimnis . . .  ; wesentlich weniger 
bekannt ist ,  mit welchem Trick Finanzmini­
ster . . .  Androsch die Milliardenlöcher stopft : 
Er hat die staatliche Postsparkasse und die 
halbstaatliche Kontrollbank für eine kompli­
zierte Transaktion eingespannt, die nach kon­
servativer Meinung letztlich den ,Griff nach 
der Notenpresse' bedeutet." 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Daraufhin trat natürlicherweise eine Beunru­
higung i n  den Sparerkreisen unseres Landes 
ein ; ich lassIe mir von unseren Direktoren 
immer wieder berichten, daß sie ununterbro-

ehen befragt werden, und mir selbst ging es 
schon wiederholt so, daß an mich die Frage 
geridltet wird : Ja ist denn das überhaupt 
mögli ch, daß die Regierung oder der Finanz­
minister die Möglichkeit haben, die Noten­
presse in Anspruch zu nehmen? ( Abg. 
B r a  n d s t ä t t e  r: Bei dieser Regierung ist 
vieles möglidl!) Ich konnte beruhigt erklären: 
Nein, das kann und darf es nie geben, weil 
das Nationalbankgesetz ausdrücklich festlegt, 
daß die Bundesregierung diese Möglichkeit 
nicht hat. Denn der § 4 1  sagt : Der Bund, die 
Länder und die Gemeinden dürfen die Mittel 
der B ank in keiner Weise , also weder mittel­
bar noch unmittelbar für ihre Zwecke in An­
spruch nehmen, ohne daß sie den Gegenwert 
in Gold oder Devisen leisten. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hau­
ses ! Das Gesetz spricht eindeutig davon, wel­
che Möglichkeiten bestehen. 

Nun ist aus diesem Grunde an den Herrn 
Bunde sminister am Freitag unter Punkt 1 2  
der dringlid1en Anfrage die Frage gestellt 
worden, die der Herr Kollege Sandmeier 
bereit s  wörtlich vorgetragen hat und deren 
Wiederholung ich mir ersparen kann. Die Ant­
wort des Herrn Bundesministers lautet: Zu 
diesen Fragen, in denen auf Zeitungsmeldun­
gen B ezug genommen wird, möchte ich fest­
stellen, daß der Bund keine Vereinbarungen 
getroffen hat. (Präsident P r o  b s t übernimm t  
den Vorsitz.) 

Hohes Haus ! Das w ill ich gar nicht bestrei­
ten. Woher hat die Presse diese sehr detail­
lierten und, wie es scheint, wirklich fundier­
ten B erichte? Und letzten Endes pfeifen es die 
Spatzen von den Dächern, daß der Herr Bun­
desminister für Finanzen allmonatlich - und 
das g eht schon einige Monate zurück - nicht 
weiß, woher er die Mittel zur Erfüllung sei­
ner Verpflichtungen nehmen soll. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. P r  a d e  r.) Das ist begreiflich, 
wenn er die Kreditbewilligungen nur in dem 
Ausmaß hat, in dem das Budgetdefizit zu 
decken ist, darüber hinaus aber durch die 
verminderten Steuereingänge, die immerhin, 
wie i ch sagte, zirka 6 Milliarden bis 8 Mil­
liarden Schilling in diesem Jahr betragen wer­
den, nicht in der Lage ist, seinen allmonat­
lichen Verpflichtungen nachzukommen und sie 
zu erfüllen. 

Nun hat der Generalrat der Oesterreichi­
sehen Nationalbank gestern in dieser Frage 
beraten, und er hat sich, wie das ja zu erwar­
ten war, eine neuerliche Frist bis zum näch­
sten Monat, bis zum nächsten Zusammentritt 
gegeben und hat ein Rechtsgutachten verlangt, 
das in dieser Frage eine Klarstellung bringen 
soll. 
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Tatsache ist aber jedenfalls - und das ist 
unbestritten -, daß der Herr Bundesminister 
für Finanzen eine Gratwanderung begangen 
hat und gegangen ist, von der festgestellt 
wird, daß sie formaljuristisch richtig sei und 
daß man daher nichts tun könne, sondern daß 
man dafür sorgen müsse, j etzt natürlich, sofort 
eine Korrektur eventuell formaljuristisdl rich­
tiger Kreditinanspruchnahmen bei der Natio­
nalbank vorzunehmen, damit das wieder in 
das richtige Geleise kommt. 

Daß damit das Vertrauen in die Tätigkeit 
der Bundesregierung erschüttert ist, darüber 
brauchen wir uns in diesem Haus gar nicht zu 
unterhalten. (Zwischenruf des Abg. K e r n.) 
Tatsache ist, daß wir die verdammte Pflicht 
und Schuldigkeit haben, sorgsamst darauf zu 
achten, daß Ubergriffe in dieser Richtung nie 
erfolgen können und daß dann, wenn ein Bud­
get vorgelegt wird, dieses Budget auch jene 
Ansätze enthält, die eingehalten werden kön­
nen. Wenn man aber in einern Budget über­
höhte Steuereinnahmen budgetiert, um über­
b aupt ein Budget zustande zu bringen, und 
wenn diese Einnahmen dann nicht erzielt wer­
den können, dann muß dies zu einem Fiasko 
führen, in dem sich der Herr Bundesminister 
für Finanzen leider derzeit befindet, und wenn 
ich "leider" sage, so deshalb, weil es ja dile 
ganze Wirtschaft und in erster Linie jene 
Unternehmungen angeht, die seit Monaten auf 
Millionen- und Milliardenbeträge warten, die 
der Bund ihnen zu bezahlen häUe, die sie 
aber nicht bekommen, wodurch sie in ihren 
eigenen Unternehmungen und Betrieben 
schwerstens gefährdet sind. 

Daß wir daher einem Budget, das uns in 
seinen Einnahmenansätz,en absolut überhöht 
erscheint und das auch nicht in den iAusgaben 
jene Rücksichten auf die Wirtschaft unseres 
Landes nimmt, die man erwarten könnte, nicht 
zustimmen können, das ist selbstverständlich. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Ing. Schmitzer. 

Abgeordneter Ing. Schmitzer (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich wollte eigentlim auf die Ausfüh­
rungen des Kollegen Stögner nicht eingehen 
und eher den Mantel der christlichen Näch­
stenliebe darüberbreiten, nur darf ein Punkt 
nicht unwidersprochen bleiben. Das ist die 
Frage der Gehälter der Beratungsbeamten in 
der Landwirtschaftskammer, eine Frage, die er 
angeschnitten hat. 

Der Herr Kollege Stögner dürfte erstens 
einmal nicht wissen, daß das an sich heute gar 
nicht herpaßt, daß diese Frage beim Grünen 
Plan zu behandeln gewesen wäre, denn die 
Reisekosten für Beratungsfadlleute werden 
dort veranschlagt. Ich verstehe eines nicht : 

Was hat das Kapitel Finanzen damit zu tun, 
daß es in Salzburg einen Beratungsbeamten 
gibt - was außerdem nicht stimmen kann -, 
einen Beratungsbeamten, der 25.000 S im 
Monat verdient und 3500 S Reisekosten kas­
siert, oder daß er aufzählt, daß andere Bera­
tungsbeamte 1 0.000, 1 2 .000 und 1 4.000 S pro 
Monat bekommen, wie wenn es das im öffent­
lichen Dienst nicht geben würde. Alle Bera­
tungsbeamten, Beamte, die eine höhere Aus­
bildung oder eine Hochschulausbildung haben, 
haben ja das Gehaltsschema nach dem öffent­
lichen Dienst ausgerichtet. 

Ich wollte das nur kurz sagten; schade, daß 
Kollege Stögner nicht hier ist. Das geht an 
sich in Richtung Verleumdung, also in Rich­
tung Neidkomplex. Ich habe den Kollegen da 
nicht verstanden. 

Meine Damen und Herren ! Wenn man die 
Budgetdebatte, die jetzt fast drei Wochen lang 
läuft, Revue passieren läßt, so kann man 
immer wieder feststellen, daß die Redner der 
sozialistischen Fraktion uns, der OVP, vor­
werfen, daß wir im wirtschaftlichen Bereich 
Schwarzmalerei betreiben. Dr. Tull hat das 
heute anders genannt. Er hat gesagt, wir be­
treiben "wirtschaftliche Rufschädigung". 

Auch der Herr Finanzminister war der Mei­
nung, daß das Wort "Konkurs" in diesem Zu­
sammenhang nicht gebraucht werden dürfte, 
denn im privaten Bereich sei das klagefähig. 

Herr Finanzminister Dr. Androsch! Ich 
glaube, hier besteht schon ein Unterschied. Sie 
verwalten als Finanzminister nicht Ihr Privat­
vermögen, sondern Sie verwalten den Bundes­
haushalt der Republik Osterreich, und daher 
ist diesbezüglich dom die Möglimkeit der 
Kritik anders zu sehen als im privaten Be­
reich. 

Sie verweisen im Verlauf dieser Budglet­
debatte auch immer wieder auf das Ausland. 
Meine Damen und Herren ! Ich darf Ihnen -
ich habe im Zusammenhang mit dem Budget­
kapitel Landwirtschaft das schon gemacht -
einen Ausspruch des Herrn Dr. Weihs als 
Oppositionsabgeordneten im Dezember 1 969 
in Erinnerung rufen, und zwar hat er damals 
gesagt : Immer dann, wenn der OVP die Argu­
mente ausgehen, flüchtet sie mit ihren Argu­
menten ins Ausland. 

Meine Damen und Herren von der sozialisti­
sehen Fraktion! Was damals gegolten hat, das 
muß auch heute gelten, und Sie verwenden 
den Vergleich mit dem Ausland immer mehr 
und immer öfter, sicherlich öfter, als es damals 
gemacht worden ist. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Interessant ist dabei, daß Sie bei diesen Ver­
gleichen meistens Länder 'heranziehen, mit 
denen wir kaum oder keine Wirtschaftsverbin-
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dungen haben, und d as interessiert uns Oster­
reicher nicht allzusehr. Chile zum Beispiel 
wird immer wieder genannt. (Abg. S k r i t e k: 
Die Schweiz!) Chile interessiert uns relativ 
wenig. Sie vergleichen aber kaum mit der 
deutschen Bundesrepublik, wo die Inflations­
rate um 3 Prozent niedriger ist. 

Herr Kollege Skritek, vielleicht noch eines : 
Mich wundert, daß Sie sich überhaupt mit die­
sen Fragen so beschäftigen und sich 
wundern, daß wir eine solche Kritik üben. Sie 
müßten ja nur in den stenographischen Pro­
tokollen zurückblättern, um zu erfahren, was 
Ihre Kollegen im Herbst 1 969 gesagt haben. 
Ich darf einiges zitiieren. (Abg. S k r i t e k: Das 
weiß ich genau!) 

Der Herr Minister Lanc hat damals immer 
wieder in Zwischenrufen das Wort "Konkurs" 
verwendet. Wenn das damals nicht klagefähig 
war, dann ist es heute auch nicht klagefähig, 
wenn es damals möglich war, dann ist es 
beute auch möglich. 

Noch inteiiessanter ist ein Ausspruch des 
Herrn Abgeordneten Gratz vom 1 5. Dezember 
1 967 - das war ziemlich am Anfang der 
Alleinregierung der OVP -, und zwar hat er 
damals gesagt : Ihr Finanzminister geht schon 
bald zum Pfandleiher! - Und jetzt darf man 
nicht einmal darüber reden. (Zustimmung bei 
der OVP.) Damals war das keine Diskrimin�e­
rung der Politik, sondern es war nur ein 
Unterschied : Sie h aben "konstruktive" Oppo­
sitionspolitik betrieben, "verantwortungs­
volle" Oppositionspolitik, und wenn wir diese 
Dinge vorbringen, dann ist es eine Rufschädi­
gung, dann ist uns e re Kritik staatsschädigend, 
wie gestern ein sozialistischer Abgeordneter 
gesagt hat. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Noch etwas, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion : Sie wollen uns, 
wenn wir kritisieren, immer wieder anhängen, 
daß wir nicht die Regierungspolitik kritisie­
ren, sondern die österreichische Wirtschaft. 
Das möchte ich richtigstelIen. Die österreichi­
sehe Wirtschaft ist in Ordnung. Gott sei Dank. 
(Abg. K e r n: Trotz dieser Regierung!) Sie ist 
trotz Ihrer Regierung in Ordnung! (BeHall bei 
der OVP.) Nur Ihre Regierungspolitik ist nicht 
in Ordnung, und die kritisieren wir. 

Nun zu einem andeflen Kapitel. Es heißt 
also : Die Wirtschaft ist in Ordnung. Und bei 
10 Prozent Inflationsrate sollen wir dem zu­
stimmen, daß alles in Ordnung ist? 

Sie kritisieren uns immer, aber Sie vernied­
lichen die wirtsch aftliche Situation. Im Jahre 
1 973 - ich glaube, es war im März 1 973 -
haben Sie, Herr Finanzminister, bei der soge­
nannten 4.  Okonomischen Konferenz - ich 
glaube, so hat diese Veranstaltung von Wirt­
schaftsfachleuten geheißen - einen Wirt-

schaftswissenschafter reden lassen, und der 
hat in sehr schöner Form gesagt : Es ist sicher­
lich kein humanistisches Ziel, 3 oder 8 Prozent 
Preissteigerung zu haben. Es erfüllt das Glück 
des Osterreichers weniger oder mehr, ob 7 oder 
8 Prozent da sind. 

Es hat dann am nächsten Tag der Wirt­
schaftsjournalist  der "Kronen-Zeitung", Hans 
Dipold, ja sehr gut geantwortet. Er hat gesagt: 
Glücklich wären vielleicht die Osterreicher 
sirner auch, wenn es nur 3 Prozent Preisstei­
gerung geben würde, aber glücklich wäre 
sicher auch die sozialistische Regierung, wenn 
es ihr gelungen wäre, niCht bei 8 Prozent 
Preissteigerung ,  sondern nur bei 3 Prozent 
Preissteigerung zu landen. (Abg. B r a n d­
s t ä t t e  r: Da müßten wir eine OVP-Regie­
rung haben!) 

In diesem Zusammenhang vielleicht noch 
etwas. Interessant ist, wie sich die Argumen­
tation in dieser B eziehung gewandelt hat. 

1 970/1 971 argumentierten Sie, indem Sie 
sagten: Die Stabilität ist niCht so wichtig,  das 
Wachstum ist w i chtig; die Inflation ist nun 
einmal der Preis für ein entsprechendes Wirt­
srnaftsw achs turn . 

1 972 haben S ie ein neues Argument gehabt: 
Da war das Ausland schuld. Das Ausland war 
schuld, die importierte Inflation stand zur Dis­
kussion. 

Nach der Aufwertung vom Mai 1 972 hat 
dieses Argument nicht mehr sehr viel gezogen, 
daher mußten S ie  ein anderes Argument fin­
den. Dieses Argument haben Sie dann bei 
dieser schon zitierten 4. Okonomischen Kon­
ferenz gefunden, und zwar dadurch, daß Sie 
auch wieder diesen Professor - ich kann ja 
auch den Namen sagen, es war der Herr Pro­
fessor Rothschild - ein Referat halten ließen. 
Rothschild hatte folgendes gesagt : 

Die Inflation ist schlecht, ist furchtbar. -
Stimmt! - Sie ist aber eine zwangsweise 
Folge des spätkapitalistisChen Wirtschafts­
systems der Marktwirtschaft. 

Ergo : Wenn die Inflation schlecht ist, muß 
ich natürlich auch sagen : Das Wirtschafts­
system ist schlecht ! Und wenn ich die Inflation 
nicht will, muß ich daher das Wirtschafts­
system ändern. - Das war ungefähr die Zeit, 
in der Sie eben mit systemverändernden Maß­
nahmen beginnen wollten. 

Wenn man Zeit hätte, könnte man aurn 
noch Ihre Aussprüche, Herr Finanzminister, 
zitieren. Das wäre in diesem Zusammenhang 
gar nicht uninteressant. 

1 974 ist dieses Argument auch nicht mehr 
aktuell gewesen, 1 974 haben Sie dann das 
Argument gebracht : Was wollt ihr, liebe 
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Leute, 10  Prozent Arbeitslose oder 10  Pro­
zent Inflation'? - Die Zahl war nicht immer 
gleich.  Als wir noch 7 Prozent Inflation hatten, 
haben sie eben gesagt : 1 Prozent Arbeitslose 
oder 7 Prozent Inflation. Nun sind wir bei 
10  Prozent Inflation angelangt. Daher müssen 
Sie jetzt sagen: 1 0  Prozent. 

Ich möchte jetzt gar nicht auf einzelne Aus­
sprüche von Wirtschaftsfachleuten eingehen. 
Nur eines, weil der Herr Kollege Tull heute 
gesagt hat : Die Bevölkerung von Osterreich 
weiß, daß die Wirtschaft ,in Ordnung ist. -
Die weiß es sicher, daß sie nicht in Ordnung 
ist ! 

Meine Damen und Herren ! Noch nie war im 
wirtschaftlichen Bereich ein so großes Unbe­
hagen vorhanden wie jetzt. Gerade diejenigen 
Beweise, die der Herr Kollege Tull dafür an­
führen wollte, daß die Bevölkerung glaubt, die 
Wirtschaft ist in Ordnung, sind gerade gegen­
teilige Argumente. Die Kauflust nämlich - die 
Kaufwut könnte man fast sagen -, die jetzt 
vor Weihnachten vorherrschend ist, ist j a  ein 
gegenteiliger Beweis : Weil eben die Bevölke­
rung kein Vertrauen in den Schilling hat, des­
wegen wird der Schilling nicht angelegt (Abg. 
K e r n : Flucht in die Sachwerte!), sondern es 
ist eine Flucht in die Ware, in die Sachwerte 
vorhanden. 

In diesem Zusammenhang ist vielleicht noch 
ein Punkt nicht uninteressant, den der Herr 
Kollege Tull auch in seiner Rede genannt hat : 
Wir Sozialisten, so hat er formuliert, sind 
nicht bereit, auf dem Rücken der wirtschaftlich 
schwachen Gruppen die Stabilität durchzufüh­
ren. 

Herr Finanzminister - der Herr Kollege 
Tull ist leider jetzt nicht hier -, ich glaube :  
Gerade die Inflation - und das werden Sie 
uns doch nicht abstreiten - schädigt ja die 
wirtschaftlich schwachen Gruppen, die Rent­
ner, die Pensionisten, die kleinen Sparer. Alle 
diejenigen, die mit fixen Einkommen rechnen 
müssen, sind ja diejenigen, die durch die In­
flation am stärksten draufzahlen und gefährdet 
sind. 

Als Beweis möchte ich einen Artikel aus 
dem "profil" anführen. Sie kennen die Nr. 42 
vom 30. Oktober. (Abg. W i I J e: Habe ich 
schon vorgelesen!) Herr Kollege Wille ! Ich 
weiß, daß Sie es gelesen haben. Ich weiß auch, 
daß Ihnen wahrscheinlich das Titelbild als 
sehr grauslich vorgekommen ist. Aber nur ein 
ganz kurzes Zitat daraus. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. W i 1 J e.) Herr Kollege 
Wille ! Ich weiß, das ist Ihnen jetzt unange­
nehm. (Abg. W i J 1 e: Nein!) Der Chefredak­
teur des "profil", Lingen, schreibt: 

"In aller Welt erkennt man die Situation 
und ergreift Stabilisierungsmaßnahmen. Vor 
allem in den USA, Frankreich, Bundeskanzler 
Schmidt in Deutschland. Nur in Osterreich 
braucht man das nicht, denn in Osterreich hat 
man ja  den Dr. Bruno Kreisky. Dort ist das j a  
nimt nötig, der erledigt j a  alles - alles! -
mit der linken Hand: Er stopft die Budget­
löcher mit den Abgängen der Bundestheater 
und erledigt die politischen Gegner mit der 
linken Hand. Nur im wirtschaftlichen Bereich 
gelingt es ihm in letzter Zeit nicht mehr, diese 
Löcher mit der linken Hand zu stopfen. -
Daher schaut jetzt die Bevölkerung nach der 
rechten Hand. Wann kommt die rechte Hand 
des Dr. Kreisky im wirtschaftlichen Bereich'?" 
- Dann kommt er zum Schluß, daß die Be­
völkerung heute das Gefühl hat, der gute 
Mann hat gar keine rechte Hand, sondern er 
hat nur zwei linke Hände bei seinen wirt­
schaftlichen und wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen. 

Meine Damen und Herren! Das stimmt, und 
dadurch auch dieses Unbehagen auf diesem 
Gebiet. (Abg. L i  b a  1 :  Wie viele haben bei 
euch zwei linke Hände? Bei euch hat man 
lauter linke Hände!) 

Herr Kollege Libal ! Nun darf ich zum Bud­
get 1975 kommen. Es ist j etzt vielleicht ganz 
interessant - ich muß es doch tun -, einige 
Fragen an den Herrn Finanzminister zu stel­
len. 

Herr Finanzminister! Sie haben im Jahre 
1 972 in einem Bericht über die Lage der Finan­
zen der Republik Osterreich einige Aussagen 
gemacht. Ich möchte der Zeit wegen nur eine 
Aussage herausnehmen und Sie fragen, ob Sie 
noch dazu stehen. So haben Sie in diesem Be­
rimt gesagt - und dann auch auf eine An­
frage des Herrn Kollegen Sandmeier geant­
wortet -; Die Steigerung der Budgetaus­
gaben, des Budgetausgabenrahmens habe sich 
an der Größenordnung des Bruttosozialpro­
dukts zu orientieren. 

Herr Finanzministerl Ich glaube, das stimmt 
auch heute noch. Nur haben Sie sich ab 1 973 
daran nicht mehr gehalten. In den Jahren 1 971  
und 1 972 schon, aber im Jahre 1 973 nicht mehr. 
Ich darf das kurz vergleichen. 

Im Jahre 1 973 haben Sie eine Bruttonatio­
nalproduktsteigerung von 1 2,5 Prozent ge­
schätzt. Das Budget hat eine Ausweitung von 
1 3 ,2 Prozent gehabt .  1 974 betrug die Brutto­
nationalproduktsteigerung 1 3  Prozent, die Bud­
getausweitung 1 4 ,4  Prozent, 1 915 beträgt die 
Budgetausweitung 1 5,7 Prozent. 

In diesem Bericht, den ich vorhin zitiert 
habe, haben Sie, Herr Finanzminister, gesagt, 
die Budgetpolitik müsse so gestaltet werden, 
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daß sich in Jahren der Hochkonjunktur der nämlich angekündigt, Sie werden nicht die 

Ausgabenrahmen 1 bis 2 Proze nt unter der indirekten Steuern erhöhen,  sondern Sie wer­

Steigerung des Bruttonationalproduktes be- den die direkten Steuern erhöhen. 

finde. 

1 973 und 1 974 haben Sie gerade das Gegen­
teil gemacht: In diesen zwei H o chkonjunktur­
jahren haben Sie eine Ausweitung von 1 bis 
2 Prozent, statt einer Kürzung durchgeführt. 

Nun zum Budget 1975 noch e inige Fragen, 
Herr Finanzminister. 

Wir haben einen Abgang, e in Defizit im 
Grundbudget von 16,5 Mill iarden Sdlilling. 
Sie haben uns im Finanzausschuß auf eine 
Frage gesagt : Das ist gerade noch finanzier­
bar. 

Nun ergibt sich aber folgendes : Aus der 
Erfahrung von 1974 wissen wir,  daß Sie das 
Konjunkturausgleich-Budget und die Stabili­
sierungsquote sicher auch 1 975 verbrauchen 
werden. Wenn Sie das machen, dann kommen 
Sie nicht auf 16,5 Milliarden Schilling Ab­
gang, sondern auf 22 Milliarden Schilling Ab­
gang. 

Nun frage ich Sie, Herr Minister - iCh 
rechne jetzt gar nicht den Uberhang von 1 974 
dazu -: Wie werden Sie das finanzieren? 
Wenn vor drei oder vier Wochen 1 6,5 Mil­
liarden Schilling gerade noch finanzierbar ge­
wesen sind : Wie werden S i e  dann diese 
22 Milliarden Schilling - oder vielleicht wer­
den es sogar 25 Milliarden Schilling sein -
finanzieren? (Abg. H a  a s: Man wird sich sehr 
schwer tun mit Forderungen!) 

Vlie werd en Sie das finanzieren? Wo wer­
den Sie das Geld auftreiben ? Werden Sie das 
Geld auf dem inländischen Kreditmarkt auf­
treiben? - Sie haben uns schon teilweise eine 
Antwort bei der dringlichen Anfrage gegeben: 
Es wird nicht möglich sein, alles auf dem 
inländischen Kreditmarkt aufzutreiben. Das 
heißt : Sie werden ins Ausland gehen müssen. 
Sie werden ins Ausland gehen und dort Geld 
hereinholen, Sie werden den Geldumlauf in 
Osterreich vergrößern und damit die Inflation 
noch mehr anheizen müssen. 

Das wird aber auch nicht ausreichen, Herr 
Finanzminister. Ich frage Sie daher jetzt : Wo 
wollen Sie das restliche Geld hernehmen? -
Wir würden noch heute diesbezüglich gerne 
eine konkrete Antwort hören. Es soll nicht so 
darüber hinweggewischt werden wie bei der 
Antwort zur dringlichen Anfrage. 

Werden Sie die Steuern erhöhen? Welche 
Steuern werden Sie erhöhen? Werden Sie die 
Mehrwertsteuer um 2 Prozent erhöhen? -

Oder, wenn das auch nicht ausreichen sollte, 
was machen Sie dann? Greifen Sie dann doch 
zur Notenpresse, machen S i e  das, was der 
Kollege Scherrer auch vermutet? 

Hier, Herr Finanzminister, fürchten wir, daß 
uns im Jahr 1975 doch eine echt grausliche 
Entwicklung im wirtsChaftlichen Bereich bevor­
steht. Daher ist unser Pessimismus wirklich 
berechtigt, daher haben wir eben Bedenken, 
wie die Wirtschaftspolitik in asterreich wei­
tergehen wird. Und daher müssen wir dieses 
Budget, das sich gerade gegen die Entwick­
lung auswirken muß, ablehnen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Robak. 

Abgeordneter Robak (SPO) : Hohes Haus ! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Der Herr Abgeordnete Sandmeier hat in seiner 
Rede gesagt, daß er schon einmal auf die 
Unglaubwürdigkeit der SPO-Politik hingewie­
sen habe. Er sagte weiter, daß die Aufgaben 
der Gemeinden in den letzte n  Jahren in einem 
großen Ausmaß gestiegen sind, und er hat 
auch der Meinung Ausdruck gegeben, daß 
keine andere Gebietskörperschaft so viele 
Aufgaben mehr zu erfüllen hat wie die Ge­
meinden. 

In diesem Zusammenhang hat er auch etwas 
Interessantes gesagt, er hat nämlich auf die 
Verschuldung der Gemeinden hingewiesen 
und gemeint, daß die Verschuldung ungeheuer 
steigt und daß die Gemeinden rund 43,6 Mil­
lionen Sd1illing schuldig sind. Er wollte damit 
sagen, die Politik der Sozialistischen Partei 
sei schlecht, und daher haben die Gemeinden 
sehr viele Schulden machen müssen. 

Ich möchte eingangs feststellen, daß im Bud­
get 1975 auch für die Gemeinden wieder sehr 
gut vorgesorgt ist. Direkt und indirekt werden 
die Gemeinden einen großen Nutzen haben, 
wenn dieses Budget erfüllt wird. 

Uber die Bedeutung der Gemeinden möChte 
ich nur mit ein paar Worte n  etwas sagen. Es 
war der Präsident dieses Hohen Hauses, der 
als Präsident des Gewerkschaftsbundes vor 
dem asterreichischen Städtebund gesproChen 
und an die Spitze seines Referates folgenden 
Satz gestellt hat : "Die Qualität des Lebens ist 
auch von den Leistungen der Gem�inden ab­
hängig." 

Idl möchte aber noCh einen
· 

anderen sehr 
\\!enn Sie das machen, Herr Finanzminister, Prominenten hier zitieren, der über die Auf­
dann handeln Sie gegen Ihre Aussagen in gaben und Schwierigkeiten der Gemeinden ge­
Ihrem Wirtschaftsprogramm. Dort haben Sie sprochen hat. Er sagte : "Wenn der private 
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Wohlstand steigt, ist die Gemeinde zu neuen 
Investitionen gezwungen, und zwar rasch. Je 
mehr die Bürger verdienen, desto mehr sind 
sie bereit, für die Ausbildung ihrer Kinder 
auszugeben. In der Praxis heißt das :  Mehr 
Schulen, mehr Internate. Je mehr Frauen 
berufstätig sind, desto mehr Kindergärten und 
Horte müssen gebaut werden. Je mehr Men­
schen über ein Auto verfügen, desto breitere 
Straßen, desto mehr Parkplätze werden not­
wendig. Je weniger die Menschen überhaupt 
arbeiten und je mehr Freizeit sie haben, umso 
größer werden die Bedürfnisse nach Erho­
lungsraum, nach Sport- und Turnstätten, nach 
Bädern, Hallenbädern und so weiter. " Was­
serzufuhr, Abwasserbeseitigung und vieles 
andere erwähnte er. 

Und dann spricht er über die Kehrseite der 
Medaille. "Wie kann nun die Gemeinde diese 
Aufgaben meistern? Denn daß diese Einnah­
men kaum zur Bewältigung der laufenden 
Ausgaben ausreichen, ist längst ein offenes 
Geheimnis." 

Nur einen Satz noch, den dieser prominente 
Mann gesprornen hat. Er sagte : "Die Verschul­
dung der Gemeinden ist daher in den letzten 
Jahren stark angestiegen." - Sie werden 
sagen : Sirner, weil eine sozialistische Regie­
rung den Finanzminister stellt. Nein l Er sagt: 
"Im Zeitraum von 1965 bis 1 970 hat sich der 
Schuldenstand nahezu verdoppelt ." - Das hat 
kein Sozialist gesagt, sondern ein Mann, der 
leider momentan nirnt hier ist, sonst müßte 
er es bestätigen : Rudolf Sallinger, Präsident 
der Bundeswirtschaftskammer. 

Meine Damen und Herren ! Was will ich 
damit sagen? Nicht nur während der soziali­
stisdlen Bundesregierung , sind die Gemeinde­
schulden gestiegen, sondern auch in der OVP­
Regierungszeit. Wenn heute der Herr Abge­
ordnete Neuner unter anderem gesagt hat . . .  
(Abg. A. S c  h l a g  e r :  Ihr sagt ja immer, ihr 
zahlt die Schulden ab, die wir gemacht haben!) 
Idl werde gleich darauf eingehen. 

Herr Abgeordneter Neuner nennt die 
Steuern einen Raubzug auf die Einnahmen des 
Volkes . 

Herr Abgeordneter, Sie haben einen Zwi­
schenruf gemacht. Ich habe hier eine dring­
liche Anfrage, die die OVP-Abgeordneten 
Dr. Mock und Dr. Koren gestellt haben. Sie 
sagen : "Scheinbar höhere Löhne und Einkom­
men unterliegen einer steigenden Besteuerung, 
und dem Staat werden auf Grund der inflatio­
nistischen Entwicklung ungerechtfertigte 
Mehreinnahmen zu Lasten der Steuerzahler 
gesichert." 

Die Anfrage lautet unter anderem: "Werden 
Sie dem Nationalrat eine Regierungsvorlage 
zuleiten, die eine Lohn- und Einkommensteuer­
senkung per 1. 7. 1 974 vorsieht'?" - Vorher 
heißt es aber in dieser Anfrage, daß die DVP­
Abgeordneten schon am 23. Oktober eine 
Lohn- und Einkommensteuersenkung per 1 .  1. 
1 974 verlangt haben. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe hier 
aurn andere Zeitungen. Sie wissen, daß in den 
letzten Tagen in vielen Städten Budgetbera­
tungen stattfinden, bei denen natürlich auch 
über die finanzielle Situation gesprochen wird. 
Hier habe ich aus der Innsbrucker Zeitung 
einen Artikel "Besinnungsstunde in der Ge­
meindestube" . Der dortige Finanzreferent, der 
Herr Stadtrat Seykora, sagt zum Beispiel : "Des 
Finanzministers ,Steuergeschenk' zum 1 .  J än­
ner 1 975 bezahlt die Stadt Innsbruck mit Min­
dereinnahmen von 35 Millionen Schilling." 
Und alle österreichischen Gemeinden werden 
rund 1 300 Millionen Schilling weniger bekom­
men. - Wo ist da die Glaubwürdigkeit der 
asterreichischen Volkspartei?  Hier beschwert 
sich ein prominenter Kommunalpolitiker; sein 
Chef ist ein ganz Prominenter der OVP, der 
Bürgermeister Lugger. 

Zuerst verlangt man die Steuerreform ein 
Jahr vorher, schon am 1 .  Jänner 1974 bezie­
hungsweise 1 .  Juli 1 974,  die sozialistischen 
Abgeordneten waren bereit, am 1 .  Jänner 1 975 
diese Reform einzuführen, und die Herren 
Abgeordneten und Stadträte beschweren sich 
jetzt auf einmal, daß das nicht in Ordnung 
sei! 

Oder : Die OVP verlangt in einem Dringlich­
keitsantrag diese Steuerreform. In dem Mo­
ment, als die Steuerreform beschlossen wor­
den ist, schreibt "Die Presse" : .. SteuerrefoFffi 
als vVahlgeschenk".  Hier heißt es :  "Als ,Auf­
takt zur Verteilungspolitik' ,  die im Zusam­
menhang mit den närnsten Nationalratswah­
len gesehen werden müsse, bezeichnete man 
in Kreisen der Opposition das Lohnsteuer­
Reformpaket, das Finanzminister Androsch 
gegen den massiven Widerstand der Wirt­
schaft am Freitag durchgesetzt hat." 

Ich verstehe es wieder nicht, meine Damen 
und Herren ! Wo ist hier die Glaubwürdigkeit? 
(Ruf bei der OVP: Das glauben wir schon, daß 
Sie das nicht verstehen! Das ist ja der Jam­
mer!) 

Wenn Sie immer wieder darauf hinweisen, 
wie schlecht die Politik des sozialistischen 
Finanzministers ist :  Ich habe hier einige Aus­
züge aus verschiedenen DVP-Zeitungen über 
die Politik der Osterrekhisdlen Volkspartei in 
der Zeit von 1 966 bis 1 970. Damals hat der 
Finanzminister auch gewisse Steuern ermäßigt, 
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d ie Gemeinden und die Länder waren d i e  
Leidtragenden, aber der Herr Finanzminister 
hat sich sehr wohl seinen Anteil, den er zuerst 
geopfert hat, wieder geholt. Das ist beim 
s ozialistischen Finanzminister nicht der Fall .  

Ich werde Ihnen hier eine Stellungnahme 
des oberösterreichischen Landeshauptmannes 
vorlesen, die er damals an den OVP-Finanz­
minister geschickt hat : "Kurz nach dem Ab­
schluß des Finanzausgleiches . . .  wurde die 
Einkommen(Lohn) steuerreform durchgeführt, 
die einen schätzungsweisen Steuerausfall von 
3 Milliarden Schilling bewirken wird, wovo n  
auf den Bund etwa 1 ,3 Milliarden Schilling, 
auf die Länder und Gemeinden zusammen 
1 ,2 Milliarden Schilling . . .  entfallen." 

Meine Damen und Herren ! Das, glaube ich, 
müssen wir Ihnen sagen. 

Nun zum Finanzausgleich. Der neue Finanz­
ausgleich war der erste, der von einem soziali­
s tischen Finanzminister in Zusammenarbeit 
mit den Gebietskörperschaften, dem Gemeinde­
bund und dem Städtebund zuerst paktiert und 
dann vom Parlament besdJlossen wurde. 

Dieser Finanzausgleich bringt Mehreinnah­
men für die Gemeinden. Der Herr Finanzmini­
ster hat schon lang vor dem Tag, an dem der 
Finanzausgleich beschlossen worden ist, hier 
im Hohen Haus und bei  anderen Gelegen­
heiten gesagt, er sei der Meinung, daß der  
Finanzausgleich für die  Gemeinden etwas brin­
gen müsse. Daß er etwas gebracht hat, unter­
s treichen die "Salzburger NachridJten" mit der 
Dberschrift : "Ledmer mit  Finanzausgleich zu­
frieden".  Dort heißt es weiter : 

"In seiner Radioansprache führte Lechner 
zum Abschluß des Finanzausgleiches aus, daß 
die  Länder bezüglich der gemeinsam erhobe­
nen Steuern und sonstigen. Finanzmittel nicht, 
wie ursprünglich vorgesehen, eine Verschlech­
terung, sondern eine - wenn auch beschei­
dene Erhöhung ihrer diesbezüglichen 
Finanzeinnahmen erfahren werden. Das gleiche 
g elte in größerem Ausmaß sowohl für die 
Städte als auch für die  sonstigen Gemein­
den. " 

Der Präsident des Tiroler Gemeindeverban­
d es ,  auch ein OVP-Mann, Herr Abgeordneter 
Dr. Ostermann, sagt in einer Publikation des 
Tiroler Gemeindeverbandes folgendes : 

"Der nächste Finanzausgleich wird für die 
Gemeinden besser sein als der jetzige. Das 
läßt s ich heute schon mit  Sicherheit sagen." 

Ich könnte Ihnen noch viele andere Stel­
l ungnahmen vorlesen, so auch eine des Herrn 
Generalsekretärs des Osterreichischen G e­
l11.eindebundes, des Herrn Dr. Hammer. Er ist 

sicher nicht verdächtig, ein Sozialist zu sein. 
Auch er bringt immer wieder zum Ausdruck, 
daß dieser Finanzausgleich gut ist. 

Da Sie immer wieder davon sprechen, daß 
der Finanzminister immer neue Steuern ein­
führt - auch heute ist das immer wieder ge­
sagt worden -, möchte ich Ihnen, meine 
Damen und Herren von der Osterreichis chen 
Volkspartei, sagen : Wenn wir alle Aufgaben 
der Zukunft lösen wollen, wenn wir wollen, 
daß die großen Gemeinschaftsaufgaben gelöst 
werden, daß man für die Gesundheit u n seres 
Volkes, die Zukunft unseres Bildungswesens 
Sorge trägt, daß man sich um den alternden 
Menschen kümmert und die Erneuerung u nse­
rer Städte und Dörfer realisiert, dann müssen 
wir zur Kenntnis nehmen, daß der Staatsbür­
ger, egal ob Arbeiter, Angestellter, Bauer oder 
Gewerbetreibender, dazu bereit sein muß, 
einen immer größeren Teil dessen, was er 
verdient, dem Staat für die Realisierung dieser 
großen Gemeinschaftsaufgaben in Form von 
Steuern und Abgaben zur Verfügung zu stel­
len. 

Ich möchte das Hohe Haus nicht länger auf­
halten, sondern will nur sagen, daß es das 
Ziel der Politik der Regierung sein muß , dafür 
zu sorgen, daß die kommunalen Gemeinschaf­
ten leistungsfähig sind, ihren Aufgaben gerecht 
werden und die Möglichkeiten der Selbstver­
waltung ausschöpfen können. Damit ist die 
Notwendigkeit verbunden, die Autonomie, die 
wir bekommen haben, auch finanziell zu 
sichern. 

Diese Grundsätze, meine Damen und Her­
ren, werden vom jetzigen Finanzminister hoch­
gehalten. Daher kann ich als Gemeindepoliti­
ker dem Budget 1975 mit Freuden zustimmen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Kern. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Kern (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Seit 
einiger Zeit hat die SPO neue Plakate affi­
chiert, auf denen man lesen kann: , , 1 975 
- SPO - sicher in eine gute Zukunft."  

Soweit das als  Neujahrswunsch zu verste­
hen ist, möchte ich sagen, daß wir damit voll 
einverstanden sind und daß wir natürlich 
ebenfalls diesen Wunsch unterschreiben. Wenn 
sich die SPO j edoch damit als Garant für eine 
gute und sichere Zukunft neuerlich offerieren 
wollte (Abg. Dr. T u  1 1: Selbstverständlich!), 
wäre doch einiges zu sagen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf gleich 
eingangs, weil ja immer wieder gesagt wird, 
daß die SPO im Jahre 1 970 ein so schweres 
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Erbe übernommen h ätte, den Sozialbericbt, I "Wir wollen das Steuerunrecbt tilgen." -
den Sozialminister Häuser im Jahre 1 910 erst- Ich werde noch darauf hinweisen, inwieweit 
mals als sozialistischer Minister herausgege- das geschehen ist. 
ben hat, soweit dort die Wirtscb.aftssituation Defizite mit 8 oder 9 Milliarden sind doch 
geschildert wird, zitieren. Hier steht : ei� Wahnsinn." _ Das hat der Herr Bundes-

"Nach dem guten Ergebnis des Jahres 1969 kanzler im Jahre 1967 von diesem Pult aus 
hat sich das Wachstum der österreichischen verkündet. Wir halten jetzt bei 20 und dar­
Wirtschaft im Berichtsjahr noch beschleunigt." über! 
- Das war das schlechte Erbe l - , , 1970 er- Ferner:  "Wir werden die Armut liquidie-
reichte das Brutto-Nationalprodukt nach vor- ren." 
läufigen Berechnungen einen Gesamtwert von 
372,2 Milliarden Schilling ; das entspricht 
einem Zuwachs von 12 ,0 Prozent zu laufenden 
Preisen und von 7 , 1  Prozent zu konstanten 
Preisen." 

Realer Zuwachs 1 970 : 7 , 1 ! Das war das 
"schlechte Erbe", das Sie von der OVP über­
nommen haben! 3 ,5 Prozent Inflationsrate im 
Schnitt der OVP-Jahre, Vollbeschäftigung, ge­
sicherte Arbeitsplätze ! 

Nun wollen Sie, wie Sie auf dem erwähnten 
Plakat meinen, die Zukunft sichern. Wie 
schaut es jetzt aus? - Wir haben die höchste 
Inflationsrate l Wir haben die höchsten Budget­
defizite ! Die Staatskassen sind leer ! Darüber 
ist heute schon sehr ausführlich gesprochen 
worden. 

Nur mit Mühe ist es der OVP gelungen, 
eine der wicb.tigsten Grundlagen unseres Staa­
tes, die Ernährungssicherung in unserem 
Lande, zu erhalten. Doch monatelang wurde 
aus machtpolitischen Uberlegungen versucht, 
die Marktordnung umzubringen. Das darf ich 
hier klar festhalten. 

Wenn man aber diese Aussage auf den 
Plakaten, nämlich Garantie einer gesicherten 
Zukunft durch die SPO, an den Versprechun­
gen beziehungsweise Ankündigungen der SPO 
und ihres Parteichefs, Bundeskanzler Doktor 
Kreisky, die er vor 1 970 und auch nachher 
laufend gemacht hat, mißt, dann muß man, 
meine Damen und Herren, festhalten : Es ist 
geradezu grotesk, wenn die SPO nach dem 
Debakel, das s ie bei der Nichterfüllung a11 
dieser Versprechungen gezeigt hat, heute von 
sich behauptet, die Zukunft zu sichern. 

Gleich einige Beispiele : Wegen des Zeit­
druckes kann man ja nicht alles von dem 
- hier sind (der Redner zeigt einen Zeitungs­
ausschni tt) 18 Aussagen des Herrn Bundes­
kanzlers festgehalten -, was er seinerzeit 
laufend an Prognosen und Versprecb.ungen ge­
macht hat, zitieren : 

"Mehr als 3 Prozent Teuerung sind einfach 
nidlt tragbar." - So hieß es vor der Wahl 
1 970. Wir halten jetzt bei 10 beziehungsweise 

Aber auf folgendes möchte ich besonders 
hinweisen : "ln Wahrheit kostet die UNO­
City dem Steuerzahler überhaupt nichts."  -
Das war eine der Aussagen des Herrn Bundes­
kanzlers, die er im Sommer des vergangenen 
Jahres in seinem Urlaubsort in Kärnten ge­
macht hat. 

leh darf Ihnen nur einige Zeilen eines Leser­
briefes, der sich mit dieser Aussage beschäf­
tigt, zur Kenntnis bringen : 

"Kreisky hat eine neue Zauberformel ent­
deckt. In einem Pressegespräch verkündete 
der Bundeskanzler in seinem Urlaubsort Pört­
schach zum Thema UNO-City, daß dieses Pro­
jekt in Wahrheit den Steuerzahler überhaupt 
nichts koste." 

Jedoch vor einiger Zeit hat der Herr Finanz­
minister gesagt : Immerhin kostet es 12 ,5 Mil­
liarden ! - Wir wissen, daß es mehr kostet. 
Aber er hat zunächst zugegeben: Es kostet 
1 2 ,5 Milliarden. Der Bundeskanzler vor einem 
Jahr : Es kostet überhaupt nichts !  

Der Leserbriefschreiber sagt i n  seiner Be­
gründung: 

"Hier wären einige Klarstellungen notwen­
dig : Einerseits kostet das Projekt den Steuer­
zahlern nichts , andererseits werden höhere 
Steuerleistungen erwartet. Wer sind nun die 
Steuerzahler, und wer ist die Wirtschaft, und 
wer zahlt die Mehrkosten nun wirklich? Wenn 
die Finanzierung so großer Projekte so ein­
fach ist, dann muß man sich fragen, warum die 
österreichische Regierung nicht auch auf diese 
Weise den Gesundheitsplan finanziert und, 
ohne daß es dem Steuerzahler etwas kostet , 
Spitäler bauen läßt." 

So einfach kann man es wirklich nicht 
machen, Versprechungen in der Form hinaus­
zugeben und damit seine Regierungspolitik 
sozusagen zu tätigen. Das ist denn doch etwas 
zu einfach. 

"Je stärker die SPO, desto niedriger der 
Benzinpreis" ,  hieß es unter anderem. Und zum 
Schluß : Die SPO hält alles, was sie verspricht. 

9,6 Prozent und freuen uns wahnsinnig, daß Meine Damen und Herren! Das sind die 
diese Inflationsrate ein bisserl abgesenkt wer- \ Ankündigungen von damals ,  die laufend ge­
den konnte. macht worden sind und die, wie gesagt, völlig 
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unvollständig hier von mir zitiert wurden. 
Man könnte ja stundenlang allein über dieses 
Thema reden. 

Aber nun zu einern anderen Thema, Herr 
Bundesminister, und zwar zum SChulden­
rnachen. Ich möchte doch vielleicht grundsätz­
lich folgendes klarstellen : Wenn die Steuer­
eingänge zurückbleiben - das war im letz­
ten Jahr aber nicht der Fall -, wenn die 
Wirtschaft angekurbelt werden muß, wenn 
also, damit ein gutes WirtsChaftswamsturn 
erreicht werden kann, Gas gegeben werden 
muß - und das war von 1 966 bis 1 969 not­
wendig; i ch habe bereits darauf hingewiesen, 
wie das im Jahr 1 970 war -, dann ist es rich­
tig und n otwendig, daß man vorübergehend 
auch Gelder aufnimmt, um das zu finanzieren. 
In der Zeit der Hochkonjunktur bei enormen 
Steuerzuwächsen auch noch Geld aufzuneh­
men, Herr Bundesminister, muß die Inflation 
anheizen. Das hat Ihnen vor einigen Jahren ja 
Karl Ausch s chon sehr deutlich ins Stammbuch 
geschrieben. 

Nun zu den Steuerzuwächsen, damit hier 
nicht auch gesagt wird : So schlimm war ja das 
gar nicht. Ich darf Ihnen hier nur an zwei 
Steuern vor Augen führen, wie sich das ent­
wickelt hat. 

Von 1 965 bis 1969; also in fünf Jahren, hat 
sich die Lohnsteuer von 6,93 Milliarden auf 
1 1 ,29 Mill iarden, das sind insgesamt 4360 Mil­
lionen, im Durchschnitt der Jahre also um 
870 Millionen je Jahr, vermehrt. In den fünf 
Jahren von 1 970 bis 1 974 hat sich die Lohn­
steuer von 1 3.700 Millionen im Jahre 1970 
auf 26.000 Millionen im Jahre 1974 hinauf­
entwickelt, d as sind insgesamt 1 2.300 Millio­
nen ; im Schnitt oder pro Jahr im Durchschnitt 
2460 Millionen. Das bedeutet um fast 300 Pro­
zent pro Jahr mehr Steuerzuwachs als in der 
Zeit der OVPf (Zustimmung bei der OVP.) 

Zweites Beispiel, meine Damen und Herren, 
Umsatzsteue r  1 965/69: von 1 6.530 auf 
23.260 Milli onen. Das heißt also : ein Zuwachs 
von insgesamt 6730 Millionen. 1 970174 - und 
die Steuern kommen jetzt ja ,  wie wir hören, 
nicht ganz herein ; ich möchte auf das Thema 
jetzt nicht eingehen, es ist heute schon darüber 
gesprochen worden ; Annahme auf alle Fälle 
auf Grund der Entwicklung in den letzten Jah­
ren - von 25,95 auf 53 Milliarden. Das heißt : 
Zuwadls 27 .000 Millionen. Anders ausge­
drückt: fast 400 Prozent ! 

Herr Bundesminister für Finanzen! Für näch­
stes Jahr haben Sie einen Umsatzsteuerzu­
wachs bis auf 61 .700 Millionen hier prälimi­
niert. So i s t  das. In dieser Zeit der Steuerzu­
wächse, Herr Bundesminister, hat sich die Ver­
schuldung des Bundes verdoppelt. 

Ich d arf Ihnen eines sagen : Wenn das ein 
Privater machen würde, dann könnte er sich 
schon genau ausrechnen, wann der Betrieb 
nicht m ehr ihm gehört. Beim Bund und beim 
Staat ist das anders. Da macht man eben Infla­
tion, und das geht natürlich zu Lasten der 
gesamten Bevölkerung .  So ist die Situation. 
In einer Zeit von so großen Mehrsteuerein­
nahmen noch Schulden zu machen - das ist 
es, was die Bevölkerung absolut nicht verste­
hen kann und nicht verstehen wird. (Ruf bei 
der OVP; Aber genauso wie der Private ab­
treten muß, muß auch die Regierung abtre­
ten!) 

Nur ganz kurz, Herr Bundesminister: Sie 
waren im allgemeinen sehr großzügig. Ich 
möchte auf diese Thematik nicht eingehen; ich 
könnte Ihnen sofort jetzt etwas sagen, was 
vor einigen Tagen bei der Debatte über den 
Haushalt des Landes Vorarlberg ein Abgeord­
neter dort deponiert hat bezüglich des kosten­
losen Schulbuches. Ich möchte darauf verzich­
ten. Ich möchte lediglich jetzt nur einiges noch 
zur Agrarpolitik deponieren, und zwar des­
wegen, Herr Bundesminister, weil Sie auf fol­
gendes hingewiesen haben : 

"Es ist das Ziel der Agrarpolitik der öster­
reichischen Bundesregierung, den wirtschaft­
lichen und sozialen Standard der bäuerlichen 
Menschen an jenen der anderen Bevölkerungs­
gruppen heranzuführen. Das kann nur im Rah­
men eines schwierigen Anpassungs- und Um­
stellungsprozesses erfolgen, den die Bundes­
regierung mit der Bereitstellung entsprechen­
der finanzieller Mittel unterstützt und fördert." 

Herr Bundesminister! Ich stelle folgendes 
fest: Wie hat sich das entwickelt? Beim Bun­
des budget , das sich im allgemeinen in den 
letzten J ahren sehr aufgebläht hat, ist unser 
Anteil von 5 Prozent im Jahre 1 970 auf 3 ,2 Pro­
zent zurückgegangen. Die tatsächlichen Förde­
rungsmittel sind im Verhältnis zur Inflation 
fast gleichgeblieben. Sie sind auf alle Fälle 
absolut n icht dieser Entwicklung entsprechend. 

Auf der anderen Seite hat man Geld für 
einen neuen Staatssekretär, hat Geld für 
andere Dinge, die mit der Agrarpolitik nur 
ganz am Rande etwas zu tun haben. Der Wert 
des Agrarschillings ist in der Zeit der SPO­
Regierung wesentlich geringer geworden. Dar­
auf kommt es ja an, meine Damen und Herren! 
Was haben wir davon, wenn der Weizenpreis 
um 13 Prozent erhöht wird, der Roggenpreis 
um 7 Prozent erhöht wird, der Milchpreis um 
meinetwegen 25 Prozent erhöht wird, und auf 
der anderen Seite, Herr Bundesminister, das 
Dieselöl um 1 1 2 Prozent in dieser Zeit erhöht 
wird, der Handelsdünger bis zu 150 und 
200 Prozent im Preis steigt und alle anderen 
Preise auch? 
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Wir haben zum Beispiel im Jahre 1 970 für Dinge zu meistern, wieder zum Zuge kommt. 

1 kg Weizen noch einen Liter Dieselöl bekom- (Beifall bei der OVP.) 
men. Jetzt brauchen wir 2 Kilogramm Weizen, 
um einen Liter Dieselöl zu kaufen. Wir bezah­
len jetzt - und ich muß es dem Finanzminister 
heute noch einmal sagen, weil er seinerzeit 
nicht da war -, im heurigen Jahr und im 
nächsten Jahr fast 1 000 Millionen mehr für 
den Treibstoff in der Landwirtschaft ;  das ist 
die halbe Weizenernte, die die niederöster­
reichische Landwirtschaft in einem Jahr im 
Durchschnitt erzeugt. 

Weil es heißt, für den Olpreis können wir 
doch nichts, das ist j a  von außen gekommen: 
Herr Bundesministerl  Mitte 1 973 war der Die­
selölpreis in Osterreich gegenüber 1 970 schon 
um 44 Prozent höher, Mitte 1 973, lange bevor 
von den Olscheichs die Rede war, lange bevor 
wir hier das auch zur Kenntnis nehmen muß­
ten ! 

Es hat heute der Abgeordnete Marsch in 
seiner Rede darauf hingewiesen, daß die Mehr­
wertsteuer von Dieselöl und Handelsdünger 
Ihnen allein 750 Mill ionen bringt. Tatsache 
ist, daß die Umsatzsteuer, jetzt Mehrwert­
steuer, beim Dieselöl von 9 Groschen im Jahre 
1 970 auf 73 Groschen gestiegen ist. Oder in 
Summe ausgedrückt : Damals hat der Finanz­
minister 36 Millionen eingenommen und jetzt 
nimmt er von der Mehrwertsteuer allein 
300 Millionen ein. 

Das sind die Fakten, das sind die Ursachen, 
weswegen auch die Preise so enorm gestiegen 
sind. Hier hätten Sie beweisen können, daß 
Sie Wirtschaftspolitik verstehen. Wenn man 
nämlich die Preise für die Betriebsmittel nicht 
so stark erhöht, dann kann man auch bei 
anderen Forderungen diesen Dingen Rechnung 
tragen. 

Ich komme zum Schluß. Ich muß es mir lei­
der Gottes ersparen, noch einiges zu dieser 
Problematik zu sagen und möchte abschließend 
folgendes festhalten : Mit den Superleistungen 
im Negativen, Herr Bundesminister, mit der 
höchsten Inflationsrate von 91/2 und 10 Prozent, 
mit der höchsten Verschuldung bei höchstem 
Steuerzuwachs, mit der höchsten Verunsiche­
rung der Wirtschaft und insbesondere der 
Landwirtschaft wird die SPO weder für 1 975 
noch weniger für die nächsten Jahre dem 
österreichischen Volk eine gute, gesicherte Zu­
kunft bereiten können. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Die SPO hat ein gutes wirtschaftliches Erbe 
zunehmend vertan und verwirtschaftet. Es 
wird allerhöchste Zeit, daß die OVP, die nach 
1945, vor allem von 1 966 bis 1 970, durch ihre 
Fähigkeit und Tätigkeit bewiesen hat, diese 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dipl .-Ing. Dr� Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident I Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Regierung Kreisky 
ist mit dem Schlachtruf nach mehr Transparenz 
angetreten. Nirgendwo hat die Regierung 
mehr Vernebelungstaktik betrieben als auf 
dem Gebiet der Finanzen. 

Ein trauriges Kapitel der Verschleierung, der 
Halbwahrheiten, der Unwahrheiten ist das 
Kapitel Familienlastenausgleich. 

Herr Finanzminister! Man kann es drehen 
und wenden, wie man will, es bleibt die Tat­
sache bestehen, daß die sozialistische Regie­
rung in diesen fünf Jahren der Familie mit 
Kindern 5863 Millionen Schilling vorenthal­
ten hat. Im Wahlkampf 1 970 hat die SPO be­
hauptet, die OVP habe der Familie durch den 
Beihilfenentzug etwas gestohlen. 

Herr Ministerl In den vier Jahren der OVP­
Alleinregierung gab es 896 Millionen Schil­
ling Zuwachs im Reservefonds. Die SPO-Re­
gierung hat jetzt 5863 Millionen Zuwachs, also 
das Sechseinhalbfache. 5,8 Milliarden Schilling 
wurden den Familien vorenthalten, nach den 
Worten der SPO, den Familien gestohlen. 

Es ist sehr merkwürdig, daß die Frau Abge­
ordnete Metzker vorige Woche hier gesagt 
hat : Jetzt kommt die OVP mit der Akribie 
eines Buchhalters daher. Seinerzeit haben Sie 
uns das Geld weggenommen, diese 3,4 Mil­
liarden Schilling, damit wir es jetzt an die 
Familien ausbezahlen können. 

Man muß doch einmal feststellen, daß in 
diesen 3,4 Milliarden Schilling auch die 
800 Millionen enthalten sind, die Herr Finanz­
minister Androsch im ersten Jah r  seiner Regie­
rungszeit den Familien vorenthalten hat. Die 
wurden also der Einfachheit halber gleich mit­
gezählt. Damit hat der Finanzminister im 
ersten Jahr der Regierung Kreisky soviel an 
Uberschüssen zusammengebracht wie die OVP 
in vier Jahren. 

Die Vertreterin der Sozialistischen Partei im 
Familienpolitischen Beirat und die Sprecherin 
der SPO in familienpolitischen Angelegenhei­
ten sollte doch eigentlich wissen, daß 1 970 
bereits die SPO regiert hat. 1 969 waren näm­
lich im Reservefonds 2,6 Milliarden Schilling. 
Das war die Ansammlung von 18 Jahren. 

Die Haltung der Sozialistischen Partei und 
die des Finanzministers in bezug auf die Aus­
bezahlung der gerechtfertigten Familienbeihil­
fen ist nach meiner Auffassung einfach pene­
trant. 
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Es erhebt sich die Frage, was gerechtfertigt 
ist. Die Mittel des Familienlastenausglekhs­
fonds, welche an die Familien gehen - laut 
den Sozialisten -, d e n  Kindern wieder zur 
Verfügung zu stellen, halte ich für gerechtfer­
tigt. Das ist nicht gesenehen ! 1 970 waren es 
799 Millionen Schilling ,  die den Familien vor­
enthalten wurden. 1 97 1  laut Voranschlag 
1 000 Millionen Schilling, laut Rechnungsab­
schluß 1001 Millionen S chilling, 1 972 1 006 Mil­
lionen Schilling, 1973 1 409 Millionen Schilling. 
Hiebei, Herr Minister,  haben Sie sich der Ein­
fachheit halber immer um ungefähr 1 Milliarde 
verrechnet. 1974 haben Sie das erste Mal selber 
zugegeben, daß der Uberschuß 1 ,5 Milliarden 
Schilling beträgt. 

Aber in seiner Budgetrede hat der Herr 
Finanzminister gesagt : 

"Wir werden die Politik der größtmöglichen 
Lastenabgeltung auch im Jahr 1 975 fortsetzen. 
Das Geld, das über d en Familienlastenaus­
gleich für diese Maßnahmen zur Verfügung 
steht, soll ausschließlich den Familien zugute 
kommen und nicht w i e  vor 1 970 zur Defizit­
finanzierung eingesetzt werden: '  

Das letzte Wort i s t  einfach nicht wahr, es  
werden 1975 zwar die Mittel zur Verfügung 
gestellt, aber in den J ahren von 1 970 bis 1 974 
ist das nicht geschehen .  Größtmögliche Lasten­
abgeltung laut Finanzminister heißt, daß den 
Familien 5800 Millionen vorenthalten wurden, 
mehr als zweimal so viel, als sich zwanzig 
Jahre vorher im Reservefonds angesammelt 
haben. 

Herr Finanzminister ! Wie ist Ihr Verhalten 
zu erklären'? Ich frage mich sehr oft und suche 
Gründe für dieses Verhalten .  Ist es dadurch 
zu erklären, daß Sie einmal festgestellt haben : 
Wenn die Familienbeihilfen erhöht werden, 
kaufen die Eltern doch nur Sprechpuppen !'?  

Herr Minister! Die  Familie ist ein Opfer 
der Inflation. Sie kauft keine Sprechpuppen. 
Sie muß sparen, damit die Nahrung, die Klei­
dung und die Ausbildung der Kinder geleistet 
werden kann. Wir wissen schon, daß die Fami­
lie , insbesondere die größere Familie, ein Stief­
kind der SPO-Regierung ist. Richten Sie sich 
doch nach der Aussage der "Arbeiter-Zeitung" ,  
in der 1954 geschriebe n  stand, daß es eben 
eine falsche Familienpolitik ist, die nur eine 
möglichst große Anzahl von Kindern prämiiert, 
in Wahrheit die gewissenlosesten Eltern be­
vorzugt, die wertlosesten Familien begünstigt, 
die im Rausdl gezeugten Elendskinder ver­
mehrt und die öffentliche Fürsorge belastet. 
Ich weiß nicht, wie viele Damen und Herren 
des Hohen Hauses aus großen Familien kom­
men. Ich komme aus einer großen Familie, 

aber meine Familie war nicht asozial, wie das 
von kinderreichen Familien behauptet wird. 

Die Arbeiterkammer von Salzburg, auch 
eine Einridltung, die Ihnen nahesteht, stellt 
in einer Untersuchung über die Armut fest, 
daß die Mehrkinderfamilie zu den Armen ge­
hört. Die Regierung Kreisky ist ja einmal zum 
"Kampf gegen die Armut" angetreten. Aber es 
ist von diesem Wollen zumindest im Bereich 
der Familie nichts übrig geblieben. Denn wir 
wissen, daß die Familie einen Verdiener hat, 
daß die Mutter daheim die Familie versorgen 
muß. Aber das ist j a  für die Sozialisten nicht 
zeitgemäß. 

Denn in der gleichen Zeitung heißt es :  Im 
Gegenteil, die Frauen sollen, nachdem sie ihr 
Kind geboren haben,  wieder an ihre Arbeits­
plätze zurückkehren. Die Versorgung der 
Familie durch die Frau ist ja nach Ihrer Auf­
fassung eine Entwürdigung für die Frau. Die 
Wissensdlaft sagt es heute zwar ganz anders. 
Das Kind braucht Geborgenheit, braucht Nest­
wärme zu seiner Entfaltung, zur Entwicklung 
seiner Persönlichkeit, für ein glückliches 
Leben, für eine bessere Lebensqualität. 

Wir hören imm e r  wieder von den Soziali­
sten : Ja, das stimmt, wir haben deshalb das 
Karenzurlaubsgeld verbessert. Das ist richtig !  
Es  gibt 2000 S für die verheiratete Mutter. 
Aber der Familienlastenausgleichsfonds zahlt 
im Monat 500 S, also 6000 S im Jahr für diese 
Mutter dazu. Warum, Herr Finanzminister, er­
halten nicht alle Mütter diese 6000 S aus dem 
Fonds? Warum nur solche, welche die Arbeits­
losenversicherung in Anspruch nehmen kön­
nen? 

Laut Sozialbericht 1973, der uns gestern zu­
gegangen ist, haben in diesem Jahr 27 .700 
Mütter das Karenzurlaubsgeld bezogen. Wir 
haben aber rund 1 00.000 Geburten. Wo sind 
denn die anderen 70 Prozent der Mütter ge­
blieben? Brauchen diese kein Karenzgeld'? 
Brauchen diese kei ne Hilfe'? Sagen wir die 
Studentin, die ein Kind bekommt, die Jung­
lehrerin, die noch nicht so lange beschäftigt 
ist, die junge Arbeiterin und Angestellte oder 
auch die Bergbäuerin? Die bekommen nichts ! 
Der Antrag der OVP, diese 6000 S wenigstens 
allen zu geben, wurde von der Regierung 
abgelehnt. Aber d ie gleiche Regierung hat 
einen Uberschuß von 5800 Millionen im Fonds 
gemacht. 

Herr Finanzminister! Ich glaube, Sie hätten 
die Familien nicht so behandeln können, wenn 
es in der SPO noch eine Abgeordnete Rosa 
Weber oder eine Abgeordnete Wondrack gäbe. 
Diese Damen sind nämlich gemeinsam mit uns 
für eine Familienpolitik eingetreten. 
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Als 1 967 der Familienlastenausgleich neu 
geregelt wurde, hat die Sozialistische Partei 
die Neuschaffung einer Kleinkindzulage ge­
fordert. Es wurde namentlich abgestimmt. Wo 
ist diese Kleinkindzulage geblieben? - Aber 
1968 gab es im Familienlastenausgleichsfonds 
keinen Uberschuß ; im Gegenteil, hier hat der 
Herr Finanzminister noch 24 Millionen dazu­
zahlen müssen. Jetzt aber gibt es einen Uber­
schuß von 1 ,5 Milliarden Schilling. 1 974 wur­
den die OVP-Anträge trotz vorhandener Mit­
tel abgelehnt. Damals hat man uns den Vor­
wurf der Familienfeindlichkeit gemamt, ob­
wohl kein Geld vorhanden war. 

Nun heißt es immer, die OVP wolle die 
Inflation anheizen. Herr Minister! 15 Milliar­
den Schilling Defizit oder, wenn Sie wollen, 
22 Milliarden Schilling Defizit - die heizen 
die Inflation nicht an? Das ist ein Beitrag zur 
Arbeitsplatzsicherung. Aber die 1 ,5 Milliarden 
Schilling heizen natürlich die Inflation an. 

Die SPO wirft der OVP vor, daß sie nur 
fordert und auf den Staatshaushalt keine Rück­
sicht nimmt. Ich glaube, das i st lächerlich, weil 
die Familie sparsam mit dem Geld umgehen 
muß, weil die Familie keine solche Verschwen­
dungspolitik betreiben kann wie die Regie­
rung, zum Beispiel mit dem Schulbuch, wo zu­
erst 400 Millionen Schilling eingesetzt wurden 
und dann für heuer 850 Millionen Schilling 
im Budget stehen. 

Die Abgeordnete Wondra<k sagte 1 967 zu 
diesem Fonds, den Sie heute so mit der linken 
Hand wegwischen, vergessen wollen : "Unse­
rer Meinung nach ist es nicht notwendig, die 
Reserven ein halbes Jahr anzusammeln, son­
dern es würde eine Reserve von einem Viertel­
jahr sicherlich genügen." 

Heute wird die Feststellung des Rechnungs­
hofes nicht anerkannt, in Frage gestellt. Denn 
erstmals stellt der Remnungshof im Bundes­
rechnungsabschluß 1 973 fest : "Die Mittel des 
Reservefonds lagen demnach um 1 622 Millio­
nen über der im Gesetz geforderten Beitrags­
grenze." Wenn ein Viertel der Ausgaben im 
Reservefonds genügen würde, so wie es die 
Sozialistische Partei gefordert hat, dann hätten 
wir heute 4 1 70 Millionen mehr, als dieses 
Viertel ausmachen würde, das Geld, das den 
Familien vorenthalten wurde. 

Der Reservefonds umfaßt Ende 1 973 6,9 Mil­
liarden Schill ing, heuer kommen noch 1 ,4 Mil­
liarden dazu, sodaß rund 8,4 Milliarden Schil­
ling zur Verfügung stehen. Zu Beginn der 
Zeit der sozialistismen Regierung waren es 
nur 2,6 Milliarden; der Zuwachs beträgt also 
325 Prozent. Das alles trotz Wegwerfschulbuch, 
trotz Erhöhungen der Familienbeihilfen - das 
ist auch geschehen -, trotz Leistungen des 
Karenzurlaubsgeldes, das zu einem Viertel aus 
dem Familienlastenausgleim genommen wird, 
trotz Mutter-Kind-Untersuchungen, trotz Smul­
fahrtbeihilfe und Schulfahrtzuschuß. 

Der Herr Unterrichtsminister sagt, er will Kürzlich konnten wir hören, daß im Finanz-
1 00 Millionen Schilling einsparen, und dann ministerium ein Ansmlag auf die extrem woh­
stehen 1 100 Millionen Schilling im Budget nenden Kinder geplant ist, weil hier die 
1975. Kosten für die Schulfahrt nicht mehr über-

Die SPO sagt, der Finanzminister hat richtig 
gehandelt, wenn er die Uberschüsse dem 
Reservefonds zuweist. Ja, Herr Finanzminister, 
gesetzlich richtig. Sie können j a  nichts anderes 
tun, als diese Uberschüsse dem Reservefonds 
zuweisen, weil dieses Gesetz nom aus der 
OVP-Zeit stammt. Es ist aber sicher falsch, 
wenn in 5 Jahren 5,8 Milliarden Schilling 
Uberschuß produziert werden, weil die Bei­
hilfen zu gering sind. 

nommen werden können oder man sie nicht 
mehr übernehmen will ; wohl in den Zentren, 
aber nicht für diese Kinder, für die sie eigent­
lich gedacht waren und sind. 

Es ist also eine Tatsad:J.e, Herr Minister, 
daß 800 Millionen Schilling nach Ihren Worten 
zur Budgetsanierung von Ihnen herangezogen 
wurden ; denn Sie sagen immer : zur Budget­
sanierung. 

1971  und 1974 i st also der Uberschuß in 
Nun stellt die sozialistische Sprecherin fest : baren Schillingen auf der Postsparkasse vor­

Wir haben noch nicht das halbe Volumen handen, und der Finanzminister erklärt das 
eines Jahres im Familienlastenausgleich als als Ursache des hohen, nicht wirklichen Defi-
Reservefonds enthalten. zits im Budgethaushalt. 

Ich muß hier tragen : Was soll denn das 
heißen? Wollen Sie die Gelder des Reserve­
fonds, die bis 1970 angesammelt wurden, nicht 
als solche anerkennen? Beginnt mit Kreisky 
eine neue Zeitrechnung1 Wollen Sie die For­
derungen der Familien von 3,4 Milliarden 
Schilling, welche sich bis 1 970 angesammelt 
haben, nicht mehr anerkennen? 

In Wirklid:J.keit ist der Familienlastenaus­
gleich von der sozialistischen Regierung zur 
Finanzierung einer bankrotten Regierung miß­
braucht worden. Sie legt das Geld ein, es 
wird dort mit 5 Prozent verzinst, und dann 
holt man es wieder als Kredit zurück. Ich weiß 
nicht, ob es Aufgabe des Familienlastenaus­
gleichstonds ist, die Bank für die Regierung 
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zu spielen. Für die Familie ist l etztlich aus­
schlaggebend, Herr Minister, daß sie die für 
sie bereitgestellten Mittel nicht erhält. 

Heute hat der sozialistische Finanzminister 
eine neue Form gefunden, den Familien das 
Geld vorzuenthalten. Früher hat e inmal eine 
sozialistische Sprecherin - es war wieder die 
Wondrack (Abg. S k I  i t e k: Die Frau Won­
drack, bit te!) - gesagt, daß die Frau Abge­
ordnete Flossmann dem Finanzminister auf 
die Finger geschaut hat und draufgekommen 
ist, daß es eigentlich hier und da e inmal Uber­
schüsse gibt und daß man diese Uberschüsse 
doch den Familien zur Verfügung stellen muß. 

Dieses gemeinsame Bemühen der damaligen 
Parteien im Parlament hat bewirkt, daß zwi­
schen 1962 und 1 965 der Fonds 7 1 9  Millionen 
Schilling Abgang zu verzeichnen hatte. Es 
wurden also vom aVP-Finanzminister 7 1 9  Mil­
lionen Schilling mehr zur Verfügung gestellt, 
als der Fonds eingenommen hat . 

Bei Ihnen ist das jetzt anders, Herr Bundes­
minister. Die Familien werden zweimal betro­
gen. Einmal, weil diese Uberschüsse nicht aus­
bezahlt werden, und zum anderen, weil jetzt 
eine Entnahme von Naturalleistungen aus dem 
Fonds auch für die Kinder erfolgt, für die die 
Selbstträger zu sorgen haben, also Bund, Län­
der und große Gemeinden. Das sind immer­
hin 245.000 Kinder, die sie aus den Budgets 
dieser Gebietskörperschaften verso rgen müs­
sen. Aber das gilt eben nicht für die  Natural­
leistungen. Mit der Einführung dieser Natural­
leistungen ist die Selbstträgerschaft sehr pro­
blematisch geworden. Ich glaube, sie muß ein­
mal abgeschafft werden, ansonsten wird das 
das beste Geschäft des Finanzministers. Er 
spart auf Kosten der Familien ungefähr eine 
halbe Milliarde Schilling in den öffentlichen 
Budgets, und die Sozialistische Partei macht 
dann noch sehr große Propaganda mit diesen 
Naturalleistungen, die sich die Familien selber 
zu zahlen haben. 

Daher erhebe ich hier wieder einmal die 
Forderung, die Selbstträger abzuschaffen. 
Wenn alles demokratisiert wird, warum denn 
dann nicht auch der Familienlastenausgleichs­
fonds? Die "familienfreundliche Regierung" 
- aber bitte unter Anführungszeichen - hat 
den Familien, den Kindern 5,8 Milliarden 
Schilling entzogen - nach den Worten der 
Sozialistischen Partei -, also 5,8 Milliarden 
Schilling gestohlen. Das ist eine Tatsache, be­
legt durch die Bundesrechnungsabschlüsse, 
kontrolliert durch den Rechnungshof .  Die Fami­
lien wurden zum Inflationsopfer der Regierung, 
weil die SPO kein echtes Verständnis für die 
Belange der Familie hat, weil sie die Arbeit 
der Mutter nicht als echte Leistung anerkennt. 

Die SPO mißachtet in ihrer Politik die neuen 
Erkenntnisse der Soziologen u n d  Psychologen, 
welche den Wert der Familie für jeden ein­
zelnen Menschen wieder entde ckt haben. Es 
bleibt die Tatsache, daß die Sozialisten der 
Familie 5,8 Milliarden Schilling ungerechtfer­
tigt vorenthalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Eine solche Politik werden und wollen wir 
nicht unterstützen. (Beifall bei der OVP). 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Hietl. 

Abgeordneter HieU (OVP) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herrenl Der Herr Abge­
ordnete Marsch hat heute hier e rklärt, es gehe 
uns allen auf Grund der Politik dieser Bun­
desregierung spürbar besser. Wir dürfen hier 
antworten : Spürbar sind, vor allem für die 
bäuerliche Bevölkerung, nur die Preissteige­
rungen. Das ist das, was angeblich das bessere 
ist. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Bei  einer Budget­
steigerung von 15 Prozent kann man nur fra­
gen : Wie hoch wird die Inflationsrate im kom­
menden Jahr sein? Ich habe die s e  Frage bereits 
im Finanz- und Budgetausschuß an den Herrn 
Finanzminister gerichtet, nur ist er mir eine 
klare Antwort darauf schuldig g e blieben. Fest­
steht, daß der Ausgabenrahmen für das kom­
mende Jahr weit höher gesteckt ist, als dies 
durch das Bruttonationalprodukt gerechtfertigt 
wäre. Das ist die Politik dieser Bundesregie­
rung. 

Eine Antwort zur Erklärung des Abgeord­
neten Stögner. Er hat erklärt, daß es für den 
Güterwegebau ohnedies viel mehr Mittel gebe. 
Ich habe schon in einem Zwischenruf be­
merkt: Das wesentliche ist, daß die Kosten 
um viel mehr gestiegen sind und daher weni­
ger Baulichkeiten als notwendig erzielt wer­
den können. Ich glaube, man muß auch das klar 
hier feststellen. 

Nun zu meinem eigentlichen Debattenbei­
trag. Wir haben hier vor einer Woche über 
meinen Antrag betreffend die Bewertung der 
Freigrenze für die Alkoholabgabe verhandelt. 
Die Mehrheit des Hauses, die Fraktion der 
Regierungspartei, hat diesen Antrag abge­
lehnt. Wir wollten nichts anderes als ledig­
lich feststellen, daß wir eine Angleichung an 
die frühere Zeit wollen. Bei der Steuerein­
hebung weiß diese Bundesregierung, wo der 
Weinbau zu Hause ist. Sie weiß es aber dann 
nicht, wenn es um die Gerechtigkeit geht, 
um jenen Ausgleich, der vor mehreren Jahren 
bestanden hat. Das soll sie uns wieder geben. 
Dafür hat diese Bundesregierung kein Ver­
ständnis .  
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Alkoholabgabe, Mehrwertsteuer, Getränke­
steuer : ergibt eine Summe von 39,2 Prozent. 
Das ist die höchste Besteuerung, die es in 
Europa überhaupt gibt. Die österreichische 
Bundesregierung kann tür sich in Anspruch 
nehmen, daß sie es ist, die diese hohe Steuer­
belastung einem Berufszweig auferlegt, der 
ohnedies durch die Preissteigerungen bei sei­
nen Bedarfsartikeln schwer zu ringen hat. 

Wenn hier der Herr Finanzminister während 
der Budgetberatungen erklärt hat, daß eine 
zweieinhalbfache Verteuerung des Weinprei­
ses gegeben sei, dann darf ich etwas zitieren, 
was heute in einem Artikel der sozialisti­
schen "Arbeiter-Zeitung" steht. 

Hier heißt es : "Seit 1 91 1  sind die durch­
schnittlichen Literpreise leicht gestiegen." 
Also nicht einmal das eigene Zeitungsorgan 
sagt das aus, was der Herr Finanzminister 
behauptet. 

Ich darf hier bezüglich der Mehrwertsteuer 
feststellen - Kollege Berl hat schon darauf 
hingewiesen -, daß hier eine vollkommene 
Ungerechtigkeit besteht, daß wir bei einem 
Produkt fünf verschiedene Sätze haben. Trau­
ben 6 oder 8 Prozent, je nachdem ob pauscha­
lierter oder buchführender Betrieb. Bei Most 
und Sturm einheitlich 16 Prozent. Bei Wein 
wiederum Grenzen von 8 bis 16 Prozent. 

Ich darf hier festhalten, daß wir nach wie 
vor auf unserer Forderung bestehen, hier einen 
einheitlichen Mehrwertsteuersatz von 8 Pro­

zent zu haben, weil wir glauben, daß Wein 
letzten Endes ein landwirtschaftliches Produkt 
ist, denn man kann doch den Weinbau aus 
der Landwirtschaft nicht ausklammern. Das 
wäre das gleiche Recht, das alle anderen 
Berufssparten in diesem Berufszweig letzten 
Endes haben. 

Ich darf Ihnen hier zwei kurze Berechnungen 
geben, damit Sie sehen, wie es sich tatsächlich 
mit dem Verkaufspreis und dem Realeinkom­
men des einzelnen Betriebsführers beziehungs­
weise des einzelnen Betriebes verhält. 

Zum Vergleich der Direktverkaufspreis -
und gerade jetzt, zu dieser Jahreszeit, wird j a  
das immer mehr und mehr geübt, weil jeder 
einzelne das Glas Wein auf seinem Tische 
stehen haben will , wir sind ja dankbar 
dafür - :  Wenn der einzelne Konsument beim 
Direktverkauf für eine Flasche 25 S als End­
preis bezahlt, verbleiben dem Produzenten pro 
Kilo Trauben lediglich 5,81 S .  Allein die 
Steuerlast beträgt 8,20 S, die der Konsument 
mit zu bezahlen hat. Daraus, glaube ich, 
können Sie ersehen, wie hoch diese Steuer­
belastung ist. 

Nun zur Einkommensgrenze. Wir haben 
1 963 bei einer Ernte von 34 hl pro Hektar und 
bei einem Durchschnittsweinpreis von 9 , 1 6  S 
ein Einkommen von 3 1 .000 S pro Hektar er­
zielt. 

Wie schaut tatsächlich die "Steigerung" 
aus? - Der Herr Finanzminister hat das im 
Ausschuß behauptet. Ich darf sagen, daß 1 974 

- wenige Wochen vor Ende dieses Jahres 
kann man diese Schätzung bereits vorneh­
men - bei einer Ernte von 30 hl pro Hektar 
und einem Durchschnittspreis von 8 ,82 S ein 
Bruttoeinkommen von 26. 4 1 6  S gegeben ist. 
Das all eine liefert den Beweis, daß trotz stei­
gender Kosten letzten Endes ein geringerer 
Preis,  ein geringeres Einkommen heraus­
kommt als vor zehn Jahren, im Jahre 1 963 
beziehungsweise 1 964 . 

Wissen Sie, einfach dann eine Steigerung 
anzunehmen, wenn bei großen Ernten ein tie­
ferer Weinpreis, bei kleineren Ernten auf 
Grund des Angebot- und Nachfragespiels ein 
höherer gegeben ist, sich das als Regierung 
umzuhängen und zu sagen, daß bei geringeren 
Ernten der höhere Preis ein Verdienst der 
Bundesregierung wäre - ich glaube, entschei­
dend ist,  was am Ende dem einzelnen Betrieb, 
der einzelnen Familie übrig bleibt. Das ist 

geringer geworden, letzten Endes auch 
dadurch, weil diese Regierung durch eine 
Inflationspolitik dafür gesorgt hat, daß die 
Kosten steigen, das Realeinkommen aber für 
die Familie geringer wird . 

Ich erkläre hier namens meines Berufsstan­
des, daß wir dafür eintreten, daß das gesamte 
Steuersystem für den Weinbau einer grund­
legenden Änderung bedarf. Wir haben Ver­
ständnis für eine gerechte Besteuerung, doch 
darf die Leistungssteigerung dadurch nicht ge­
hemmt werden. 

Wir nehmen an, daß dies das letzte Budget 
dieser sozialistischen Bundesregierung ist, und 
dürfen daher sagen, daß wir unsere Budget­
politik nach dem Grundsatz : Leben und leben 
lassen, verstehen ; leider nicht diese Bundes­
regierung. 

Ich darf abschließend als Bauer hier einen 
Vergleich bringen : 1 970 hat diese Bundes­
regierung einen gut geführten Bauernhof über­
nommen. Sie hat es durch ihre Wegwerf- und 
Inflationspolitik fertiggebracht, 1 975 einen ab­
gewirtschafteten Hof zu hinterlassen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Kohlmaier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren!  Wenn man - jetzt schon rück.schau-
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end - die Budgetdebatte betrachtet, dann muß 
man zu dem Schluß kommen, daß sie von der 
R egierungsseite unter dem Motto "Reden wir 
über etwas anderes !" geführt wird. 

Begonnen hat mit dieser Taktik - wenn 
man das überhaupt als Taktik bezeichnen 
kann - der Herr Finanzminister in der Bud­
getrede. Er hat sich dabei nicht mit solchen 
Nebensächlichkeiten wie Zahlen befaßt, son­
dern sich eher der politischen Aussage zuge­
w e ndet. 

Fortgesetzt hat diese Linie der Hauptspre­
che r  der Regierungspartei, ,Abgeordneter Dok­
tor  Fischer, der sich hauptsächlich mit der Zeit 
1 966 bis 1 970 befaßt hat - brennende Pro­
bleme natürlich, die heute die Leute inter­
e s sieren -, und fortgesetzt wurde dann diese 
Taktik oder Vorgangsweise mit einiger Kon­
sequenz von den Ministern. 

Besonders auffällig, meine Damen und Her­
ren, war gestern etwa der Herr Bautenmini­
ster,  der einen großen Teil seines Diskussions­
beitrages praktisch als Sozial- oder Arbeits­
minister geleistet hat , weil er sich vorwiegend 
d e r  Frage der Beschäftigungspolitik zugewen­
det hat. 

Meine Damen und Herren ! Sicher ist die 
Beschäftigungspolitik wichtig, sicher ist die 
Vollbeschäftigung wichtig. Wir bejahen alle 
diese Ziele. Aber das waren ja  nicht die An­
liegen, meine Damen und Herren von der 
Regierungspartei, mit denen Sie sich die Mehr­
heit haben geben lassen. Sie sind ja nicht vor 
die Wähler hingetreten und haben gesagt : 
Wählt sozialisti sch, damit wir Vollbeschäfti­
gung haben ! Die Vollbeschäftigung war bei 
der letzten Wahl nach der OVP-Regierung 
eine Selbstverständlichkeit, und sie ist für uns 
nach wie vor eine Selbstverständlichkeit ! (Bei­
faJJ bei der OVP.) Tun Sie das bitte jetzt 
nicht so darstellen, als ob das das Hauptanlie­
gen . . . (Abg. S k r  i t e k: Da.s sollten Sie dem 
Kollegen Mitterer sagen! - Abg. M i t  t e r e r: 
Lesen Sie Ausch! Wenn Sie es gelesen haben, 
dann verstehen Sie es eben nicht! - Abg. 
S k r  i t e k: Ich habe Ihnen auch noch nicht 
gesagt, Sie verstehen es nicht!  Ein bißchen 
mäßigen!) 

Meine Damen und Herren ! Darf ich nach 
diesem Disput noch einmal darauf hinweisen:  
Sie haben sich nicht die Mehrheit geben las­
sen, um die Vollbeschäftigung zu erhalten 
- die war selbstverständlich -, sondern Sie 
haben sich die Mehrheit geben lassen, um 
ganz bestimmte Ziele zu verwirklichen. Es ließ 
sich etwa der Herr Bautenminister zum Bau­
tenminister machen, damit er mehr Wohnun­
gen und mehr Straßen bauen kann, nidlt, 
d amit die Arbeitsplätze gesichert sind. 

Und so kann man von jedem einzelnen Res­
sortchef anführen: Was war das Ziel, und was 
ist daraus geworden? Das ist die The matik, 
die eigentliche Thematik dieser Budgetdeb atte, 
meine Damen und Herren, und dieser The­
matik sind Sie konsequent ausgewichen. 

Worüber kann man im Zuge einer Budget­
debatte sinnvoll diskutieren? Erstens über die 
Situation des Staatshaushaltes, der Staats­
finanzen, zweitens darüber, wie sehr es der 
Regierung gelungen ist, ihre Vorhaben, zu 
denen sie sich das Mandat hat geben lass en, 
zu verwirklichen. Und diesen beiden Themen 
sind Sie während der gesamten Budgetdebatte 
konsequent ausgewichen. 

Herr Finanzminister !  Ein Beispiel für d iese 
Vorgangsweise haben Sie, glaube ich, am 
anschaulichsten und am sichtbarsten bei der 
Beantwortung der dringlichen Anfrage gege­
ben, die wir ja deswegen in die Budgetdebatte 
hineinplacieren mußten, weil Sie eben immer 
wieder der zentralen Frage ausgewichen sind : 
Wie sieht es mit den Staatsfinanzen wirklich 
aus? 

Und, Herr Finanzminister, das ist der eigent­
liche Grund, warum ich mich jetzt am Schluß 
noch einmal kurz gemeldet habe. Im Zuge 
der Beantwortung dieser dringlichen Anfrage 
haben Sie auf einen Zwischenruf von mir 
- darf ich es vielleicht so sagen - nicht 
gerade sehr elegant reagiert, und ich möchte 
das irgendwie auszuräumen versuchen. Sie 
haben damals im Zuge Ihrer politischen Aus­
führungen, mit denen Sie sich um die P ro­
blematik, um die es ging, herumgeturnt haben, 
gesagt : Auf der einen Seite erheben Sie - das 
war also die Opposition - den Vorwurf, daß 
wir das Budget gar nicht mehr vollziehen kön­
nen, und im selben Atemzug werden aber An­
träge gestellt, zusätzlich 1 ,5 Milliarden S chil­
ling etwa in diesem Bereich auszugeben. Mit 
" in diesem Bereich" haben Sie den Familien­
lastenausgleich gemeint. 

Ich habe auf diese Feststellung von Ihnen, 
Herr Finanzminister, den Zwischenruf gemacht: 
Sie wollen also das Geld zur Defizitdeckung 
verwenden? Und Sie haben dann unter dem 
Applaus Ihrer Fraktionskollegen geantwortet: 
Das Budget ist etwas Kompliziertes, und das 
hat mit Defizitdeckung überhaupt nichts zu 
tun. 

Den Hinweis auf die Kompliziertheit der 
Materie haben Sie ganz offensichtlich so mit 
einem kleinen weiteren, unausgesprochenen 
H inweis gemacht, ein Oppositionsabgeord­
neter verstehe das ja nicht ganz, weil es zu 
kompliziert ist. 

Nun, Herr Finanzminister, möchte ich mich 
j etzt doch eine Minute vertiefen. Ich glaube, 
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es lohnt sidl. Eines der Stichwörter, die die 
sozialistische Fraktion hat, um dann immer 
in jubelnden Applaus auszubrechen, ist das 
Stichwort, auf das mein Freund Leitner heute 
bereits hingewiesen hat : Die OVP hat die 
Familiengelder zur Defizitdeckung verwendet, 
und die brave SPO-Regierung wendet sie end­
lich zweckgemäß zu. (Abg. Dr. T u  1 1 : Das 
haben Sie doch selbs t bes tätigt! Sie haben das 
doch selbst geschrieben!) Der Kollege Tull 
glaubt es jetzt noch, und jetzt bitte ich ihn, 
einige Minuten zuzuhören. Sie glauben es 
dann nicht mehr, und Sie werden vielleicht 
dann beginnen, über diese Thematik nachzu­
denken, ohne nur einfach auf das Stichwort 
immer zu applaudieren. 

Herr Kollege Tull l Ganz nüchterne Fakten: 
Wenn sich die Sozialistisme Partei, die sozia­
listische Regierung, Androsch, Tull und andere 
als die Retter der Familienlastenausgleichs­
mittel feiern lassen, mödlte ich folgendes fest­
stellen :  

Erstens : Bis 1 965, in der Zeit der Koalition, 
wo bekanntlich nur einstimmige Ministerrats­
beschlüsse zulässig waren, wurden 1 ,7 Mil­
liarden Schilling Familienlastenausgleichs­
gelder für den Staatshaushalt verwendet. Ich 
möchte das nicht rechtfertigen, aber ich stelle 
fest : Diese 1 ,7 Milliarden sind auch mit Zu­
stimmung der sozialistismen Finanzminister 
für Defizitdeckungen herangezogen worden. 
Das stellen wir einmal klar. (Abg. P ö l  z :  
Finanzminister haben wir damals nicht ge­
habtf) Sozialistische Minister - pardon, ich 
habe mich versprochen. Es genügt uns der 
eine. Wir sind gar nicht daran interessiert, 
daß es mehr sind. (Beifall bei der O VP.) 

Von 1 966 bis 1 969, also in den vier Jahren, 
wo die OVP für den Finanzvollzug verant­
wortlich ist, wurden 896 Millionen Schilling 
- ich gebe es zu - aum zweckwidrig ver­
wendet. Aber allein im Jahr 1 970 sind bereits 
800 Millionen Schilling, in einem Jahr, für das 
Sie dann letzten Endes die Verantwortung 
übernehmen müssen . . . (Bundesminister Dok­
tor A n d r 0 s c h: Wer ha t denn das Budget 
gemacht!) Sie haben das Budget nicht gemacht, 
Herr Finanzminister, aber Sie haben dieses 
Budget vollzogen und Sie hätten acht Monate 
Zeit gehabt, im Rahmen eines Budgetüber­
schreitungsgesetzes oder einer Novelle zum 
Bundesfinanzgesetz das schnell abzustellen, 
was Ihnen so mißfällt, Herr Finanzminister. 
Darum geht es. (Beifall bei der OVP.) 

1 ,7 Milliarden in der Koalitionszeit, 800 Mil­
lionen in einem Jahr, wo Sie die Verantwor­
tung bereits übernehmen müssen, und 896 Mil­
lionen Schilling in der OVP-Zeit! Und da stel­
len Sie sich hin und sagen : Wir sind die Ret-

ter des Familienlastenausgleichs ! Bitte, meine 
Damen und Herren von der SPO-Fraktion, 
lassen Sie nicht denken in dieser Frage, son­
dern denken Sie selber einmal darüber nach, 
ob dieser Applaus, den Sie immer wieder zu 
dem Punkt geben, ni mt vielleicht doch zu 
überlegen wäre, wenn Sie es ehrlich und ernst 
meinen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Finanzminister !  Das wollte ich eben 
jetzt noch einmal hier sagen, damit nicht etwas 
im Raum stehen bleibt. Wenn Sie wirklich der 
Meinung sind, es ist das Budget des Staates 
und die Gebarung des Familienlastenaus­
gleichs so streng zu separieren - und wir wol­
len ja diese Separierung, und diese Separie­
rung ist ja durch ein OVP-Gesetz herbeige­
führt worden, das die angeblich so konser­
vative OVP herbeigeführt hat -, wenn wir 
also davon ausgehen: Staatshaushalt und Ge­
barung der Familienlastenmittel ist etwas 
streng zu Trennendes, dann kann unser Vor­
schlag, Mittel des Familienlastenausgleichs für 
die Familien auszugeben, Ihre Budgetpro­
bleme gar nicht berühren, Herr Finanzminister, 
weil das eben zwei Paar Schuhe sind. Und Sie 
sagen ja immer, es müssen zwei Paar Schuhe 
sein. Also können Sie nicht s agen - und 
daher war Ihre Replik in der dringlichen An­
frage unzulässig -: die OVP verlangt hier 
Ausgaben, und auf der anderen Seite sagt sie, 
es sind zu wenig Mittel da. Wir haben die 
Ausgaben dort verlangt, wo Uberschüsse sind 
auf Grund der Separierung, die Finanzmini­
ster Schmitz in einem Gesetz eingeführt hat 
und die Sie seit 1 97 1  zu vollziehen haben. 

Herr Finanzminister !  Wenn aber ein Zusam­
menhang besteht zwischen dem Familien­
lastenausgleich und unseren Forderungen und 
Wünschen und Ihrem Budgetvollzug, dann 
müssen wir die Frage stellen, welcher Zusam­
menhang es ist. Der Zusammenhang ist ja 
an sich klar. Im Arbeitsbehelf zum Bundes­
finanzgesetz 1 975 sagen Sie : Der Reservefonds 
weist per 3 1 .  Dezember 1 973 ein Vermögen 
von 6,9 Milliarden Smilling aus, und dann 
weiter : Das übrige Vermögen des Reserve­
fonds besteht in einer Forderung gegenüber 
dem Bund in Höhe von 3,4 Milliarden Schil­
ling. 

Meine Damen und Herren ! Da haben Sie 
den Zusammenhang! Sie sagen zwar, Sie sind 
der treue Hüter, Separierer und Verwalter der 
Familienlastenausgleichsmittel, in Wahrheit 
arbeiten Sie mit diesen Mitteln. Und insofern 
war mein Zwismenruf, Herr Finanzminister : 
"Sie brauchen das Geld also auch! "  wohl 
gerechtfertigt, und ich bitte Sie, es sich nicht 
so leicht zu machen, hier j emand abzuservie­
ren , der sich mit einem Zwischenruf meldet . 
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Herr Finanzminister! Ich habe ein biß ehen ten. (Beifall bei der SPO.) Und in diesem 
eine Berechti g ung, in Fragen Separierung der Sinne werden wir den Fonds weiter verwalten. 
Familienlastenausgleichsmittel nach dem Rech­
ten zu sehen oder mich zu Wort zu melden, 
weil ich schon seinerzeit die eher unpopuläre 
Rolle auf mich genommen habe, als ich noch 
Funktionär einer Familienorganisation war, 
auf diese Separierung zu dringen. (Abg. Dok­
tor F i s  c h e r: Die jetzige ist auch nicht  popu­
lärer!) Herr Kollege Fischer! Aber da ist es 
eben zweckmäßig, wenn man möglichst zu sei­
nen Grundsätzen steht, ob man in der Regie­
rung oder in der Opposition ist, Herr Kollege 
Fischer! (Beifall bei der avp.) 

In diesem Sinne bitte ich Sie sehr eindring­
lich, Herr Finanzminister :  Wenn Sie sich -
und das tun Sie  gerne und das tun Sie immer 
unter dem Applaus Ihrer Kollegen - als den 
guten Treuhänder der Familienlastenmittel 
hinstellen, dann überweisen Sie diese Mittel 
immer sehr, sehr rasch an die Postsparkasse 
und lassen Sie sie dort nicht in zu hohem 
Ausmaß und zu lange Zeit liegen, denn diese 
Gelder sind dazu bestimmt, den Lebensstan­
dard der Familien zu verbessern. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsm: 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Herr Abgeord­
neter Dr. Kohlmaier, darf ich Sie bitten, doch 
in Sachen Familienlastenausgleichsfonds die 
Dinge nicht auf den Kopf zu stellen. Denn es 
ist ein Auf-den-Kopf-stellen, wenn Sie 
sagen, ich arbeite mit den Forderungen des 
Fonds an den Bund, die entstanden sind, weil 
unter Ihrer Reg ierungszeit die Mittel inkame­
riert wurden, das sind nämlich die 3,4 Mil­
liarden. (Beifall bei der SPO.) 

Seitdem wir ein Budget machen - und das 
erste war das des Jahres 1 97 1 ,  denn das 
des Jahres 1 970 haben wir im April von Ihnen 
übernommen, dafür tragen Sie hinsichtlich der 
Beschlußfassung die volle Verantwortung -, 
seit dem Jahre 1 97 1  gibt es das nicht mehr, 
und die Uberschüsse sind dem Fonds nach 
Abschluß des betreffenden Jahres auch regel­
mäßig überwiesen worden. 

Der Fonds spiegelt im übrigen auf der Ein­
nahmenseite sehr deutlich die günstige Wirt­
schaftsentwicklung dieser Jahre wider, sowohl 
was die Zahl der Beschäftigten als auch was 
die Höhe der Einkommen anlangt, denn nur 
dadurch sind die  hohen Einnahmen entstan­
den, die einerseits Uberschüsse gebracht 
haben, aber darüber hinaus Leistungen des 
Fonds an die Familien, wie sie in keiner ver­
gleichbaren Zeit zuvor gegeben werden konn-

Ich möchte auf das Argument von "gestoh­
lenen M itteln" des Herrn Abgeordneten Leit­
ner nicht weiter eingehen, denn wenn das, 
was wir tun, daß wir nämlich Uberschüsse 
ansammeln, damit auch in Zukunft gewähr­
leistet ist, daß alle Leistungen an die Familien 
bezahlt werden, als Diebstahl bezeichnet wird, 
dann weiß ich nicht, wie Sie Ihr Verhalten, 
wo Sie die Mittel anderweitig verwendet 
haben, qualifizieren. (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf dem Herrn Abgeordneten Peter 
seine Fragen hinsichtlich "keiner Zeit für das 
Parlament" beantworten. Ich glaube, Herr Ab­
geordneter Peter, es läßt sich unschwer naeh­
weisen - nicht nur in den letzten zwei Mona­
ten, sondern in der ganzen Legislatur­
periode -, wie viel Zeit im Parlament ver­
wendet wurde - von allen Ressortkollegen, 
naturgemäß mit unterschiedlicher Intensität, 
weil ja die legistischen Aufgaben unterschied­
lich sind. 

Dies aus zwei tründen : Einmal, weil un­
heimlich viele legistische Vorhaben erledigt 
wurden, und zum zweiten, weil wir, was es frü­
her nicht g egeben hat, Debatten etwa über die 
Wirtschaft gehabt haben und Berichte vorge­
legt haben, die natürlich auch entsprechende 
Diskussionszeiten im Parlament zur Folge hat­
ten. Im Gegenteil, bitte mir das nicht als eine 
Kritik auszulegen, ich verstehe vom Stand­
punkt des Parlaments die Problematik durch­
aus, daß es  schwierig ist, Termine zu bekom­
men. 

Ich darf Sie erinnern, daß ich ein Dreivier­
teljahr das Finanzstrafrecht aus meinem Res­
sort bisher unerledigt im Parlament liegen 
habe, daß das Gebührengesetz unerledigt im 
Haus liegt, daß das Scheidernünzengesetz nicht 
schon, wie möglich, am 8. November in den 
Finanzausschuß gekommen ist, sondern erst 
viel später,  und daß ich meine Verpflichtung, 
die keine Geheimverpflichtung war, Herr Ab­
geordneter Graf, sondern der gesamten Offent­
lichkeit zugänglich war, etwa im Punkt des 
Haushaltsrechtes erfüllt habe, es l iegt ja seit 
zwei Jahren in einem Unterausschuß. 

Zu Ihren zwei konkreten Fragen, zuerst zum 
Erlaß bezüglich der Prioritäten bei den Zah­
lungsanweisungen. Das ist eine notwendige 
und natürliche Regelung, sie stammt im übri­
gen aus dem Jahre 1 967, weil es derartige 
Prioritätsregelungen in der Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs geben muß. 

Was den Artikel II anlangt, so ist er nur 
für Personalaufwand, der eine gesetzliche Ver­
pflichtung ist, beziehungsweise gesetzliche 
Verpflichtungen überhaupt relevierbar, für Er-
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messensausgaben nicht, aber ich darf darüber 
hinaus verweisen, daß bei den Förderungs­
ausgaben, also in einem möglichen Bereich, 
von den Ansätzen 5 Prozent in eine endgültige 
Kürzung umgewandelt wurden. 

Sie haben dann weiter vom Steuersystem 
gesprochen. Man kann sicherlich zu jedem 
Steuersystem verschiedener Meinung sein, 
aber daß es keine Systemänderungen gegeben 
hat, ich glaube , das kann man s chwer behaup­
ten , denn die Mehrwertsteuer ist eine sehr 
einschneidende Systemänderung gewesen. Sie 
haben selbst mitgestimmt und mitgewirkt, was 
ich nicht anstehe anerkennend festzustellen. 
Wenn ich die Einkommen- und Lohnsteuer­
änderungen dazunehme, zu denen man wieder 
verschiedener Meinung sein kann, das Gebüh­
rengesetz hinzunehme und in Rechnung stelle, 
daß die Autosondersteuer und die Weinsteuer 
aufgehoben wurden, so glaube ich, daß auto­
nom gesehen seit der Einkommensteuerreform 
Böhm-Bawerks im Jahre 1 896 oder den über­
nommenen reichsdeutschen Gesetzen das 
jedenfalls die einschneidendste Steuerreform 
in diesem Zeitraum gewesen ist. (Beifall bei 
der SPO.) 

Was die Schwerpunkte anlangt, so möchte 
ich sie nur stichwortartig in Erinnerung rufen: 
Spitäler, Schulen, Nahverkehr, Bergbauern, 
Fremdenverkehrsförderung, Exportförderung , 
Unterstützung der älteren Menschen, der Rent­
ner, insbesondere der Ausgleichszulagen­
empfänger, Bauernpensionszahlungen, Fami­
lienunterstützungen, Steuersenkungen, ich 
glaube, eine gam'.e Fülle von sehr eindrucks­
vollen Prioritäten, die sich in den Haushalten 
spiegeln. 

Wenn Sie auf die Inflation zu sprechen 
gekommen sind, so hat das Institut festgestellt, 
zwei Drittel seien importiert, weil die Import­
preise doppelt so rasch als unser eigenes 
Preisniveau im heurigen Jahr gestiegen sind, 
nämlich um 18 Prozent. Hier spiegelt sich 
die Vervierfachung des Erdölpreises ebenso 
wie die Verteuerung bei den Rohstoffen und 
zum Teil bei den Nahrungsmitteln wider, 
sofern wir sie importieren müssen. 

\Venn Sie nach der Situation des Budgets 
fragen, so darf ich noch einmal in aller Kürze 
die bezügliche Passage in der Budgetrede in 
Erinnerung rufen. 

Ich habe damals am 22. Oktober unter 

weiters, daß die raschere Erfüllung von Auf­
gaben oder gar die Erfüllung neuer Aufgaben, 
etwa im Bereich des Wasserwirtschaftsfonds, 
für den Umweltschutz oder im Bereich der 
öffentlichen Verkehrseinrichtungen, vor allem 
im Nahverkehr, nicht ohne die Bereitstellung 
der dafür zusätzlich erforderlichen Mittel mög­
lich ist." 

Ich möchte hinzufügen, daß auch ein auf­
kommensneutrales Ergebnis der Mehrwert­
steuer sicherzustellen sein wird. Das wird erst 
nach einer entsprechenden Analyse zu beur­
teilen sein und sicherlich nicht für das Jahr 
1 975 relevant sein. 

Das Gutachten, das in der Diskussion eine 
Rolle gespielt hat, ein halbes Jahr alt, konnte 
die inzwischen eingetretene Entwicklung nicht 
berücksichtigen und ist daher kein Argument 
in dieser Richtung. 

Ich darf ganz kurz noch auf einige Einzel­
punkte eingehen. 

UNO-City, Herr Abgeordneter Kern : Dazu 
darf ich noch einmal betonen, wir haben hier 
eine unlimitierte Verpflichtung übernommen, 
es galt sie zu limitieren, und es ist uns trotz 
der Querschüsse - Sie werden es mir nicht 
übel nehmen, wenn ich das so formuliere -
gelungen, daß gestern die Generalversamm­
lung beschlossen hat, daß Wien faktisch dritte 
UNO-Stadt geworden ist. (Beifall bei der 
SPO.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Neuner hat von 
den fehlenden Verwaltungsvereinfachungen 
gesprochen. Sie wissen selbst sehr genau, 
welche großen und erst nach Ablauf einiger 
Jahre voll abschätzbaren Umstellungen etwa 
durch die Automation im Bereich der Abgaben, 
aber auch der Zollverwaltung im Gange sind. 

Im übrigen haben Sie von neuen Aufgaben 
gesprochen ;  das ist sicherlich richtig. Heirats­
beihilfen, Mietzinsbeihilfen, Geburtenbei­
hilfen : sicherlich sind das neue Aufgaben. Sie 
haben damit nur für diese Bereiche unter­
strichen, was diese Regierung alles verwirk­
licht hat. 

Herr Abgeordneter Kern, Sie haben davon 
gesprochen, daß es zwischen 1 966 und 1 969 
vollkommen richtig war, Kredite aufzu­
nehmen, während es seit 1 970 offenbar nicht 
mehr richtig sein sollte, ganz abgesehen 
davon, wie sich die Salden entwickelt haben, 
was an übernommenen Krediten zurückzuzah­

Bezugnahme auf die vorliegende Budgetvor- Jen, was zu verzinsen war. Ich kann nur noch 
schau ausgeführt: einmal in Erinnerung rufen, daß wir in diesen 

"Das Ergebnis der nun vorliegenden Budget- Jahren mit 17 Milliarden Krediten 68 Mil­
vorschau zeigt klar, daß weitere Steuersen- liarden Investitionen getätigt haben, eine 
kungen in absehbarer Zeit nicht möglich sind, Selbstfinanzierungsquote also, die man im pri­
soll das Budget in ökonomisch vertretbaren vaten Bereich, aus welchen Gründen immer, 
Finanzierungsgrößen gehalten werden. Es zeigt kaum antreffen wird. 
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Der Herr Abgeordnete Scherrer hat von der 

falschen Einnahmensch ätzung gesprochen und 
den Vorwurf erhoben, es seien überhöhte 
Steuereinnahmenschätzungen dem Budget 1974 
zugrunde gelegen. Vor einem Jahr oder vor 
einem halben Jahr hat es noch ganz anders 
geheißen , da war die Kritik Ihrerseits, daß 
die Schätzungen viel zu gering und viel zu 
vorsichtig gewesen wären. 

Kraft treten, mit den zusätzlichen Export­
finanzierungsmaßnahmen, wie sie im Herbst 
vereinbart wurden, mit der Tatsache - ich 
stehe nicht an, Herr Präsident MinkowitsCh, 
das festzustellen - unserer hohen Nahrungs­
mitteleigenversorgung und unter Berücksichti­
gung des Umstandes ,  daß wir vergleichsweise 
eine günstige Energieversorgung haben, die 
Chance gegeben i s t ,  daß wir auch in der 
schwieriger gewordenen Welt - daran gibt 

Dem Herrn Abgeordneten Schmitzer möchte es gar nichts h erumzudeuteln oder zu leug­
ich sagen:  Sie haben mich wegen des Finanz- nen _ eine günstige Entwicklung für unser 
berichtes gefragt. Ja, ich stehe dazu, nur bitte Land sicherstellen können, wozu in erster 
die �ahlen nachzuschauen, 1 973 : Das Brutto- Linie gehört, daß wir die Beschäftigung in 
nationalprodukt stieg um 1 5, 1  und die Budget- Osterreich sichern, daß wir ein Preisniveau 
ausgab

,
en um 10,4, und für die Vorjahre kön- halten, das im untersten Bereich liegt und 

nen SIe das den Budgetunterlagen ebenso somit die Wettbewerbsfähigkeit für unsere 
entnehmen. . außenwirtschaftlichen Maßnahmen gegeben 

Ich bin Ihnen vor allem dankbar, daß Sie haben. 
erklärt haben, daß die österreichische Wirt­
schaft in Ordnung ist.  Es ist daher gar nicht 
notwendig, daß Sie plakatieren, daß Sie sie in 
Ordnung bringen. 

Ich möchte das in drei Punkten zusammen­
fassen: Es gilt zuerst, unser wirtschaftliches 
Haus nach außenhin von der Zahlungsbilanz­
seite her in Ordnung zu halten. Es ist uns 

Sie haben im übrigen auch davon gespro- dies heuer trotz einer um 1 0  Milliarden S chi!­
chen, daß wir keine Stabilisierung durch- ling größeren Erdöl- beziehungsweise Energie­
führen. Das deckt sich wieder mit einigen versorgung gelungen ,  dank der Exportstei­
Debattenbeiträgen nicht,  denn hier wurden ja I gerungen, die entgegen Ihren Prognosen auch 
d

.
ie besonders hart wir�e�den Kreditrestrik-

I 
nach den währungspolitischen Entscheidungen 

tlonsmaßnahmen von eInIgen Rednern, nur möglich gewesen sind. 
als ein Beispiel angeführt,  kritisiert. 

H h . . Es wird zum zwei ten unsere Aufgabe sein 
o es Haus ! Lassen SIe mIch kurz folgendes _ die Voraussetzungen sind gelegt -, die 

zusammenfassen :  Balance unserer Wirtschaft i m  Inneren sicher-
Die Debatte hat sehr deutlich zum Ausdruck zustellen, indem wir die Beschäftigung unter 

gebracht, daß wir jedenfalls fünf Jahre Hoch- den erschwerten Bedingungen halten ; die Pro­
konjunktur hinter uns h aben. (Abg. Doktor gnosen von gestern bringen dies sehr deutlich 
W i t h a l m: Sechs Jahre!) Warum erwähne zum Ausdruck. 
ich das? Weil in j edem d ieser Jahre von Ihnen 
das Gegenteil behauptet und für das kom­
mende Jahr eine ganz andere Prognose ge­
stellt wurde. 

Das wiederum ist die Voraussetzung, daß 
unter den vorhin erwähnten Bedingungen auch 
unsere öffentlichen Finanzen - es geht dabei 
nicht nur um die Bundesfinanzen, sondern 
auch die der anderen Gebietskörperschaften ­
in Ordnung gehalten werden können, so wie 
dies in den letzten Jahren trotz dreier Steuer-
senkungen, trotz der Zollsenkungen, wie sie 
wieder in einer Etappe am 1.  Jänner in Kraft 
treten und von denen zu hoffen ist, daß die 
Konsumenten auch in den Genuß der Zoll-

Dies war möglich,  obwohl es 1 97 1 /72 eine 
Minirezession gegeben hat. I ch  glaube, es ist 
besonders bemerkenswert, wenn man sich er­
innert, welche düstere Prognose vor einem 
Jahr gestellt wurde und wie es gelungen ist, 
im Jahre 1 974 - das k ann man abschließend 
schon feststellen - eine in Europa auftretende 
Rezession nahezu gänzli ch von Ost erreich ab­
zuhalten. Zum Untersch ied von den anderen senkungen kommen, möglich gewesen ist. 

Ländern ist uns ein vergleichsweise hohes 
Wirtschaftswachstum gelungen, ist es uns ge- I Hohes l!aus f Meine Damen und �e:ren ! 

lungen, die Vollbeschäftigung zu erhalten, j a  

I 
E s  geht m ch t  darum,

. 
et��s

. 
z u  �eschomge�, 

sogar zusätzliche Personen in den Arbeits- aber es geht darum, dIe Mo�lIchkeIten und dIe 

prozeß einzugliedern und trotz der weltweiten I 
Cha�cen zu er�ennen ,:nd s:e zu nutzen. Was 

hohen Preissteigerungen im untersten Bereich dabeI am v�emgsten hilft, smd alle Versuche 

zu bleiben . (Beifall bei der SPO.) I der VerunsIcherung, der Angstmacherei, der 

I ch  erwähne dies deswegen, weil daraus in 
Verbindung mit den Fremdenverkehrs­
förderungsmaßnahm en, wie sie mit Jänner in 

Panikmacherei, und ich kann Ihnen nur zu-
rufen, wo immer sich so etwas ergibt oder 
auftritt, im Interesse unseres Landes dies blei­
ben zu lassen. (Beifall bei der SPO.) 

133. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 59 von 67

www.parlament.gv.at



12976 Nationalrat XIII. GP - 1 33 .  Sitzung - 1 9. Dezember 1 974 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr A1?geordnete Dr. Withalm. 

Abgeordneter Dr. Wlthalm (OVP) : Hohes 
Haus l Meine Damen und Herren ! Ich war wäh­
rend der ganzen Budgetdebatte ein aufmerk­
samer Zuhörer ; auch jetzt während der Aus­
führungen des Herrn Finanzministers. Wäh­
rend der Budgetdebatte beschäftigte miCh 
- und beschäftigt mich heute erst reCht - vor 
allem ein Gedanke, nämlich die Frage nach 
dem Sinn dieser Budgetdebatte. 

Ist denn - das ist die Frage, die ich mir 
vorlege - der Budgetentwurf für 1975, mit 
dem wir uns nun seit drei Wochen beschäf­
tigen, überhaupt noch aktuell? Ist er wirklich 
realistisch, oder ist nicht die Entwicklung ge­
rade der jüngsten Zeit schon längst über ihn 
hinweggerollt? 

Ganz nüchtern und ohne jede Emotion be­
trachtet ist die Situation doch folgende : 

Im ordentlichen Budget ist ein Defizit in 
der Höhe von 1 6,5 Milliarden Schilling vor­
gesehen, das höchste Defizit, das es je gab. 
Dazu kommen infolge der Situation, in der 
wir uns in einigen Monaten befinden werden 
- zum Teil ist diese Situation jetzt schon 
gegeben -, die in der Stabilisierungsquote 
und in der Konjunkturausgleichsquote einge­
setzten Beträge, sodaß mit einem Gesamt­
abgang für 1 975 von mindestens 20 Milliarden 
Schilling gerechnet werden muß. 

Abgesehen davon, meine Damen und Her­
ren, daß Abgänge dieser Größenordnung ein­
fach nicht finanziert werden können, kommt 
noch ein weiterer Umstand hinzu, der für das 
Jahr 1 975 eine geradezu dramatische Entwick­
lung erwarten läßt. Ich meine die Einnahmen­
entwicklung in der zweiten Hälfte des Jahres 
1 974. 

Die Tatsache von Mindereinnahmen läßt 
sich nicht mehr wegleugnen. Dadurch wird 
sich das Defizit für 1 974 drastisch erhöhen. 
Das im Jahre 1 974 nicht mehr finanzierbare 
Defizit muß in das Jahr 1 975 übertragen 
werden und ergibt dort zusammen mit dem 
für 1975 vorgesehenen Monsterdefizit eine 
Summe, die die Zahlungsfähigkeit des Bundes 
ernstlich in Frage stellt. 

Was Wunder, wenn in Anbetracht dieser 
Situation Horst Knapp, der heute schon oft 
Zitierte, in den "Finanznachrichten" vom 
1. November 1 974 entgegen der Behauptung 
des Finanzministers in seiner Budgetrede vom 
22. Oktober 1974, die da gelautet hatte: "Die 
Staatsfinanzen sind in Ordnung", feststellte : 
"So wenig in Ordnung waren die Staats­
finanzen seit Menschengedenken nicht."  

Meine Damen und Herren I Die Situation 
ist geradezu grotesk. Was die Sache aber 
noch viel schlimmer m acht, das i st der Um­
stand, daß der Finanzminister b isher ni mt 
bereit war, offen und ehrlich zur wirklichen 
Situation des Staatshaushaltes Stellung zu 
nehmen. 

Auch anläßlich der am 1 3 . Dezember 1974 
eingebrachten dringlidlen Anfrage war Doktor 
Androsch nicht bereit, den ihm abgeforderten 
Offenbarungseid abzulegen. 

Es wird aber nidlt mehr lang dauern, bis 
die wahre Situation des Staatshaushaltes trotz 
aller Verschleierungsversuche des Finanzmini­
sters für jedermann offenbar und erkennbar 
werden wird. Diese Stunde wird früher kom­
men, als es manchem derer, die für die kata­
strophale Entwicklung der Staatsfinanzen ver­
antwortlich sind, lieb sein wird. Jetzt wird 
aber doch auch bereits manchem klargeworden 
sein, warum gerade der Finanzminister zu 
jenen zählte, die auf dem Innsbrucker Parteitag 
der Sozialistischen Partei vehement für Früh­
jahrswahlen 1 975 eingetreten sind. 

Anläßlich der eben zitierten dringlichen An­
frage versuchten Sprecher der Sozialistischen 
Partei meiner Partei, der tJsterreichischen 
Volkspartei, den Vorwurf zu machen, sie ver­
unsichere ganz bewußt die Bevölkerung, und, 
Herr Finanzminister, in Ihren Schlußworten 
hab�n Sie gleichfalls darauf hingewiesen, daß 
es welche gebe, die verunsichern. 

In diesem Zusammenhang gestatte ich mir 
eine ganz bescheidene Frage an die sozialisti­
sCt'le Fraktion : 

Meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei ! Ist denn womöglich die Gen­
darmerie an jenen Tatbeständen schuld, die 
sie. pflichtgemäß aufzuklären versucht? (Beifall 
bei der GVP.) Das wäre ja noch schöner, 
wenn man womöglich der Opposition deshalb 
Vorwürfe zu machen versuchte, weil sie ge­
rade das tut, was ihre ureigenste Aufgabe 
ist, nämlich zu kontrollieren, zu kritisieren 
und Mißstände aufzudecken ! (Neuerlicher Bei­
fall bei der GVP.) Gerade das letztere hat die 
Opposition mit umso größerer Entschiedenheit 
und ohne Rücksicht darauf, ob es der Regie­
rung paßt oder nicht, zu tun, je mehr sich 
die Regierung bemüht, aufklärungs bedürftige 
Tatbestände zu verschleiern. 

Die sozialistische Inflationsregierung hat 
nach dem Grundsatz zu wirtschaften versucht, 
den Horst Knapp in seinem schon oft zitierten 
Artikel in den "Finanznachridlten" vom 
1. November 1 974 folgendermaßen beschreibt 
- dieses Zitat wurde heute in der Debatte 
bereits wiedergegeben; ich zitiere - :  
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"Ausgegeben w ird - ohne Rücksicht auf 
konjunktur-, stabilitäts- oder wachstumspoli­
tische Erfordernisse - nunmehr genau jener 
Betrag, den der Staat einzunehmen oder sich 
ausborgen zu können hofft." 

Diese Feststellung von Horst Knapp bedeu­
tet für die Politik der Regierung Kreisky eine 
geradezu vernichtende Kritik, Herr Bundes­
kanzler. 

Die Situation, vor der wir stehen, ist nicht 
von ungefähr gekommen. Sie ist d i e  durdlaus 
logische, ja geradezu zwangsläufige Konse­
quenz einer seit Jahren praktizie rten Lizi­
tations- und GefälligkeitspoIitik. Jetzt ernten 
wir die Früchte dieser Politik. Diese Art von 
Politik hat kläglich Schiffbruch erlitten. (Zu­
stimmung bei der O VP.) 

Ich mache hier nicht dem Staatsbürger als 
solchem, aber umso heftiger jenen Politikern 
einen Vorwurf, pie dem Staatsbürger Leistun­
gen geradezu einreden und aufdrängen.  Was 
wir in diesen Tagen erleben und was immer 
klarer in Erscheinung tritt, ist mehr als ein 
bloß budgetpolitisches Debakel des Finanz­
ministers. Es ist das Sichtbarwerden des Schei­
tems der sozialistischen Regierung Kreisky 
und der von ihr vertretenen Gefälligkeits­
politik. 

Meine Damen und Herren! Wenn es nur 
um diese sozialistische Regierung und um ihr 
Debakel ginge , dann könnte man sich als 
politischer Gegner in berechtigter S chaden­
freude womöglich mit allergrößtem Vergnügen 
die Hände reiben. Es geht aber bei  der dro­
henden Gefahr der Zahlungsunfähi gkeit des 
Staates leider nicht nur um Dr. K r ei sky und 
Dr. Androsch - das wäre ja keineswegs das 
Schlimmste -, es geht um das Wohl und 
Weh� von Millionen Osterreichem (neuerliche 
ZustImmung bei der OVP), und hier, meine 
Damen und Herren, hört sich jede Schaden­
freude auf. 

Es ist ja wirklich nicht zu fassen, wohin es 
eine Regierung gebracht hat, die von uns im 
Jahre 1 970 eine Hochkonjunktur übernommen 
hat �nd der das einmalige Glück zute il gewor­
den 1st, daß sie eine j ahrelange Hochkonjunk­
tur hatte. Es ist ein einmaliger Fall daß es 
e�n Finanzminister, dem derart gi�antische 
Emnahmen zugeflossen sind, wie es noch nie 
in der Geschichte der Republik der F all war 
zustande gebracht hat, daß die Staatskasse� 
gähnend leer sind und daß er am Rande der 
Z�hlungsunfähigkeit steht. Und ausgerechnet 
dIeser Fi

.
nanzminister wagt es zu sagen, daß 

un�e� semer Ministerschaft das Budget kon­
solIdIert wurde und daß die Staatsfinanzen 
in Ordnung sind. (Abg. Dr. T u 1 1 : S timmt 
auell!) 

Herr Finanzminister! Sind S i e  sich dessen 
bewußt, was Sie damit dem P arlament und 
dem ganzen österreichischen Volk zumuten? 

Nach mehr als vier Jahren sozialistischer 
Alleinregierung ist die Stunde der Wahrheit 
nicht mehr aufzuhalten. Auf D auer läßt sich, 
meine Damen und Herren, mit Gefälligkeits­
und Verschwendungspolitik, mit Populäritäts­
hascherei und mehr oder weniger guten Ein­
fällen nicht regieren. (Zustimmung bei der 
O VP.) 

In diesen Jahren der sozialistischen Allein- · 
regierung wurde wieder einmal e i ndruCksvoll 
unter Beweis gestellt, daß auf Dauer gegen 
ein Grundgesetz der Volkswirtschaft nicht un­
gestraft gesündigt werden darf. Und dieses 
Grundgesetz, das noch zu allen Zeiten und in 
allen Ländern uneingeschränkt g egolten hat, 
tautet : Zuerst kommt die Leistung, und dann 
erst kann das, was erarbeitet wurde - und 
niemals mehr als das Erarbeitete und Gelei­
stete -, verteilt werden. Noch immer und 
überall hat sich eine Sünde g egen dieses 
Naturgesetz bitter gerächt. Eine Lehre aus der 
gegebenen Situation haben wir alle  zu ziehen, 
wo immer wir in diesem Haus s itzen mögen. 

Als verantwortungsbewußte Parlamentarier 
haben wir uns heute seilon gerade in Anbe­
tracht der im nächsten Jahr bevorstehenden 
Nationalratswahl mit folgendem Gedanken­
gang auseinanderzusetzen : Es ist richtig, daß 
das Budgetreeilt des Parlaments in seiner ur­
sprünglichen Bedeutung heute weitgehend 
obsolet geworden ist. Trotzdem oder viel­
leicht gerade deshalb müssen wir bedenken, 
daß fast alle Gesetze, die wir hier beschließen, 
im Staatsvoranschlag ihren Niederschlag 
finden. Insoferne, meine Damen und Herren, 
wird das Budget sehr wohl und sehr maßgeb­
lich von uns, den Parlamentariern, mitbeein­
flußt und mitgestaltet. 

Es ist reichlich spät, aber vielleicht ist es 
nodl nicht zu spät, wenn wir uns künftig vor 
jedem Gesetzesbeschluß an Hand konkreter 
Berechnungen folgende Fragen vorlegen : 

Erstens : Ist die zu regelnde Maßnahme über­
haupt notwendig? 

Zweitens : Wenn Sie für notwendig 
befunden wird, ist sie auch finanzierbar? 

Drittens: Wenn sie nicht oder nicht im ge­
wünschten Ausmaß finanzierbar ist, wie kann 
sie den gegebenen Möglichkeiten angepaßt 
werden? 

Und viertens : Wenn dies alles realistischer­
weise nicht der Fall ist, dann müssen wir eben 
auf den entsprechenden Gesetzesbeschluß ver­
zichten. 
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Hätten wir uns alle , hätte sich aber vor 
allem die sozialistische Regierungsfraktion, 
die ja infolge ihrer absoluten Mehrheit die 
letzte Verantwortung im Hause trägt, nach 
diesen Grundsätzen verhalten, dann wäre uns 
viel erspart geblieben. Und dann stünden wir 
j etzt nicht vor jenem Trümmerhaufen, den uns 
Kreisky und sein Team besmert haben. (Bei­
fall bei der OVP. - Widerspruch bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Lassen Sie mich 
zum Schluß . . . (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der spa.) Warten wir einige Monate ab, 
meine Damen und Herren, warten wir einige 
Monate ab und dann reden wir weiter. 

Lassen Sie mich aber zum Schluß j etzt noch 
einen Gedanken aussprechen. (Abg. S e  k a­
n i  n a: Wenn die Gedanken so sind wie die 
vorher, so ist es besser, Sie reden nichtJ) Im 
sehe, Sie werden da sehr nervös, ich kann 
mir vorstellen, ich würde sicherlich auch ner­
vös, wenn uns das bevorstünde. (Beiiall bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Ich würde wahr­
scheinlich auch nervös, wenn i ch das Gefühl 
haben müßte, daß mir das bevorsteht, was 
Ihnen bevorsteht, leider auch dem öster­
reichischen Volk bevorsteht. (Zustimmung bei 
der avp.) 

Aber zum Schluß möchte i ch  noch einen 
Gedanken aussprechen, der mich gerade in 
diesen Wochen sehr beschäftigt hat. Was wäre 
gewesen, wenn im Jahre 1 970 dem Auftrag 
des Bundespräsidenten entsprochen worden 
wäre . . . (Zwischenrufe des Abg. S e k a n i n a.) 
Herr Sekanina, ich habe oft schon gehört, daß 
Sie gesagt haben : Wer hier steht und den 
Lautsprecher für sich hat, hat j a  doch die 
stärkere Position, da können Sie brüllen , was 
Sie wollen. Das gilt für alle von der 
sozialistischen Fraktion. (Beifall bei der OVP.) 

Ich frage mich also,  was wäre gewesen, 
wenn im Jahre 1 970 dem Auftrag des Bundes­
präsidenten entsprochen worden wäre und 
wenn es damals zu einer Regierung zwischen 
OVP un9. Sozialistischer Partei gekommen 
wäre? Die Frage : Stünden wir heute vor der 
gleichen Situation beziehungsweise vor dem 
gl eichen Debakel, wie es jetzt der Fall ist? 

Meine Damen und Herren I Diese Frage 
haben Sie sich ZU beantworten, vor allem einer 
hat sie zu beantworten, der Bundeskanzler. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Sie haben doch die Koa­
li tion zers tört, zweimal zerstörtl) Damals, Herr 
Bundeskanzler, das wissen Sie sehr genau 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Sie haben sie mutwillig 
zerstörtl), damals hat die Parteiräson über 
das Staatswohl gesiegt. (Beifall bei der O VP.) 
Und "Kreisky und sein Team" wollten damals 

sozialistische Gesellschaftspolitik machen. Sie 
haben sie gemacht. Die Fristenlösung i st · das 
hervorstechendste Ergebnis dieser Politik. Und 
damit wurde eine tiefe Kluft, ein tiefer Graben 
aufgerissen. 

Meine Damen und Herren! Ich frage mich 
und ich frage vor allem Sie, meine Damen und 
Herren von der sozialistischen Fraktion : War 
das, Herr Bundeskanzler, den Preis wert, der 
letzten Endes zu bezahlen sein wird? Das ist 
eine Frage, die i ch  mir vorlege. Vielleicht 
haben Sie auch zu Weihnachten ein bißchen 
Gelegenheit, darüber nachzudenken. (Beifall 
bei der OVP.) 

Zu wessen Vorteil hat sich der höchstper­
sönliche Entschluß Dr. Kreiskys, im Jahre 1 970 
eine Minderheitsregierung zu bilden, w irklich 
ausgewirkt? Ganz bestimmt nicht, meine 
Damen und Herren, zum Vorten des öster­
reiChischen Volkes. Ohne Zweifel aber auch 
nicht zum Vorteil der Sozialistischen Partei ,  
wie sich bei Zwischenwahlen bereits gezeigt 
hat und wie es sich bei den nächsten National­
ratswahlen - ich bin kein Prophet, meine 
Damen und Herren - unweigerlich zeigen 
wird. (Beifall bei der avp. - Abg. W e i s  Z :  

Sie waren bisher ein schlechter ProphetJ) 

Ich habe es Ihnen bereits anläßlich der 
ersten Lesung gesagt (Abg. P ö l  z: Ihre Pro­
phezeiungen haben sich nie erfüll t, das lies t 
man in Ihren eigenen Büchern, Herr Vizekanz­
ler1), und ich wiederhole das : Der Weg der 
Sozialistischen Partei führt steil abwärts, und 
niemand und nichts wird in der Lage sein, 
Herr Bundeskanzler, diese Wendung zum Bes­
seren, die Sie erwünschen, herbeizuführen. 

Im Jahre 1 970 wollte Dr. Kreisky die ganze, 
die uneingeschränkte Macht, obwohl sie ihm 
vom Volk damals am 1. März 1 970 gar nicht 
Übertragen worden war, und er wollte diese 
Macht mit niemandem teilen. Herr Bundes­
kanzler!  Mit dieser Macht tragen Sie auch die 
volle und die ganze Verantwortung. (Anhal­
tender Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Abgeordneter Dr. Kreisky: In den letzten 
Minuten der Budgetdebatte hat es der Herr 
Abgeordnete Dr. Withalm für richtig befun­
den, über Dinge zu sprechen, die zu einer 
Zeit, als ich noch nicht die Funktion hatte, die 
idl heute habe, geschahen. I ch  fühle mich 
daher verpflichtet und berechtigt, von diesem 
Platz aus zwei Richtigstellungen vorzuneh­
men. 

Die erste mache i ch  auf Grund des Umstan­
des , daß ich das letzte Gespräch als Vertreter 
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d e r  Sozialistischen Partei im Jahre 1 966 mit I außerordentliche Parteitag der Soz�alistischen 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Withalm ge- Partei stattgefunden hatte (Rufe bel der OVP: 

führt habe, ehe die zwanzigjährige große Koa- Genau!), auf dem beschlossen worden war, 
l ition zerbrochen war. (Abg. S t a u  d i n g e r: d aß die Sozialistische Partei in Opposition 
Sie haben sie vorher kaputt  gemachtl) Sie ist geht. (Neuerliche Rufe bei der OVP: Genau! -
gescheitert an dem Umstand, daß der Herr Widerspr�ch bei der S':'O.) Ich b

.
itte, da� i n s  

D r .  Withalm sogar abgelehnt hat, eine große G edächtms rufen z u  durfen. (BeIfall bel  der 
KoaLi tion zu akzeptieren allein für die Dauer O VP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

des gemeinsam beschlossenen Budgets. Er Meine Damen und Herren ! Ich darf Ihnen 
wollte für sich in Anspruch nehmen, daß der eines sagen : Ich war immer bekannt und be­
kleinere Koalitionspartner, wann es ihm paßt, rüchtigt wegen meines Gedächtnisses. Der 
aus der Koalition hinausgeworfen werden außerordentliche Parteitag der Sozialistischen 
kann. Und da wir das nicht akzeptieren konn- Partei h at am 1 5. April 1 966 stattgefunden. 
ten, ist damals die Koalition gescheitert. Mut- Und unser Gespräch, Herr Bundeskanzler,  
williger ist noch nie eine solche Koalition wurde am 1 8. oder 1 9. April 1966 geführt. 
zum Scheitern gebracht worden als diese!  Also der Beschluß war bereits vorher gefaßt. 
(Beifall bei der SPO.) (Abg. L i  b a 1:  Das stimmt ja gar nichtf) 

Und im Jahre 1 970 hat die OVP halt nicht 
zur Kenntnis nehmen wollen, daß sie die Wah­
len verloren hat, und hat derartige Ansprüche 
gestellt, die nur eine Partei hätte stellen kön­
nen,  die die Wahl gewonnen hat. Und aber­
mals sind diese Koalitionsverhandlungen an 
den Machtansprüd1en, die der Herr Doktor 
Withalm vertreten hat, gescheitert. Das ist die 
Wahrheit. (Zustimmung bei der SPO.) 

Und wenn der Herr Dr. Withalm sagt, für 
das, was in Osterreich geschieht, trägt die 
Bundesregierung und damit auch ich die Ver­
antwortung, dann sage ich Ihnen, meine Her­
ren (Abg. H a  r w a l  i k: Das ist eine Verdre­
h ung!), im vollen Bewußtsein dieser Verant­
wortung, daß wir bereit sind , diese Verant­
wortung zu tragen. (Anhal tender Beifall bei 
der SPO.J 

Präsident (den Vorsitz übernehmend) : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. W ithalm. (Beifall bei der OVP.) 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich im Gegensatz zu Bundeskanzler Doktor 
Kreisky nicht mit der Vergangenheit beschäf­
tigen. Ich tat das auch nicht in meinem Refe­
rat. I ch habe mich vielmehr mit der Gegen­
wart beschäftigt - mit der Gegenwart, Herr 
Bund e skanzle r  - und mit der Zukunft, die 
dank der Arbeit der sozialisti schen Regierung 
nicht die beste Zukunft sein wird. (Zustim­
mung bei der OVP .) 

Aber weil Sie auf das letzte Gespräch, das 
zwischen Ihnen und mir im Jahre 1 966 geführt 
wurde,  Bezug genommen haben, dazu auch 
meinerseits eine kurze Feststellung. 

Es s timmt : Wir saßen damals am Samstag 
in Ihrem Amtszimmer - Sie waren ja noch 
amtierender Außenminister - beisammen. D a  
führten w i r  ein letztes Gespräch. Ich darf 
allerdings bei dieser Gelegenheit darauf hin­
weisen , daß vor diesem Gespräch bereits der 

Und j etzt darf ich Ihnen sagen, daß wir 
d amals zur Erkenntnis gekommen waren: Was 
S i e  von Uns verlangt haben, war nicht mehr, 
aber auch nicht weniger, als daß wir auf das 
v erzichten, was uns das Volk am 6. März 
1 966 übertragen hatte, nämlich die absolute 
Mehrheit. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Es hat sich gezeigt, meine sehr geehrten 
D amen und Herren, daß Sie nicht und auch wir 
nicht, ohne daß wir unsere Grundsätze auf­
ge ben, zu einer Einigung kommen können. 
Darüber haben wir seither einige Male gespro­
chen und waren uns im großen und ganzen 
darüber im klaren, daß eine mit absoluter 
Mehrheit ausgestattete Partei nicht auf das 
v erzichten kann, was ihr vom Volk übertragen 
worden ist. Das gilt heute für Sie genauso, wie 
es für uns damals gegolten hat. (Zustimmung 
bei  der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Und jetzt zu Ihrer Bemerkung, Herr Bun­
deskanzler, weil Sie gemeint haben, ich sei  
einer derer gewesen, die  j a  mehr oder weniger 
die Totengräber der großen Koalition waren : 
Ich gestatte mir daran zu erinnern, daß ich e s  
w a r  - damals als Generalsekretär - ,  der 
zum ersten Mal den koalitionsfreien Raum in 
die Debatte geworfen hat .  Warum? Um 
die Koalition, die damals - 1 962, 1 963 -
be reits schwer krank war, vielleicht dom noch 
e in mal zu retten. Das war damals die Motiva­
tion, die nicht verstanden wurde bei Ihnen 
und zum Teil auch in der eigenen Partei. 

Und j etzt. rufe ich meine damaligen Mit­
verhandler, als wir 1 970 beisammensaßen 
- hier sitzen sie : Schleinzer, Koren, Baue r ;  
wir  saßen damals Ihnen gegenüber -, als 
Z eugen auf, meine Damen und Herren, wenn 
Sie gesagt haben, wir wären maßlos gewesen 
mit unseren Forderungen und hätten den Ent­
scheid des österreichischen Volkes vom 
1 .  März 1 970 nicht zur Kenntnis genommen : 
D a s ,  meine Damen und Herren, was Sie uns 
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damals angeboten haben, war für eine Partei,  
die halbwegs auf ihre Ehre geschaut hat, ein­
fach nicht tragbar und nicht annehmbar. D aran 
sind die Regierungsverhandlungen 1 970 ge­
scheitert ! (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet, die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über die Beratungsgruppe XI des Bun­
desvoranschlages 1 975. 

Diese umfaßt die Kapitel 50 bis einschließ­
lich 57 samt den zu den Kapiteln 50 und 54 
gehörenden Teilen des Konjunkturausgleich­
Voranschlages, die Kapitel 59 und 73 bis ein­
schließlich 76 in 1 285 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit a n  g e­
n o m m e n. 

B. 

Bundesfinanzgesetz, Syslemisierungsplan der 
Krafl-, Luit- und Wasseriahrzeuge des Bundes, 
Syslemisierungsplan der Datenverarbeitungs-

anlagen des Bundes und Dienstpostenplan 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ver­
handlung über das Bundesfinanzgesetz selbst 
samt Anlagen, s oweit diese nicht schon Gegen­
stand der Spezialdebatte waren. 

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Doktor 
Gradenegger als Generalberichterstatter um 
seinen Bericht. 

Generalberichterstatter Dr. Gradenegger: 
Bericht des Finanz- und B udgetausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1 285 und Zu 1 285 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 
1 975 samt Anlagen. 

Die Bundesregierung hat am 1 7 .  Oktober 
1 974 den Entwurf des Bundesfinanzgesetzes 
für das J ahr 1 975 dem N ationalrat vorgelegt. 
In der 1 1 6.  Sitzung der laufenden Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates am 22. Ok­
tober 1 974 gab Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch die einbegleitende Erklärung zu 
dieser Regierungsvorlage ab. In der 1 1 8. Sit­
zung am 6.  November 1 974 wurde die Vorlage 
in erste Lesung genommen und sodann dem 
Finanz- und Budgetausschuß zur Vorberatung 
zugewiesen. 

Die Regierungsvorlage besteht aus dem 
eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anla­
gen ; es sind die s :  Der Bundesvoranschlag (An­
lage I) samt den Gesamtübersichten (Anla-

gen I a bis  I d) , der Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag (Anlage II) samt dessen summari­
s cher Aufgliederung (Anlage 11 a) sowie der 
Dienstpostenplan (Anlage III) ; Anlagen zum 
Bundesvoranschlag in gesonderten Heften bil­
den der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft­
und Wasserfahrzeuge des Bundes sowie der 
Systemisierungsplan der Datenverarbeitungs­
anlagen des Bundes. 

Bundesfinanzgesetz. Der von der Bundes­
regierung vorgelegte Text des Bundesfinanz­
gesetzes für das Jahr 1 975 stimmt mit dem 
in Geltung stehenden Bundesfinanzgesetz weit­
gehend überein. 

Nähere Details zum Bundesfinanzgesetz 
gehen aus dem vorliegenden Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses hervor. 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes.  Der Text des 
Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes hat sich gegenüber dem Jahre 1 974 
nicht verändert. 

Die Anzahl der systemisierten Personen­
kraftwagen erhöhte sich gegenüber dem Bun­
desfinanzgesetz 1 974 geringfügig um sieben 
Fahrzeuge, während sich die Anzahl der 
Motorräder um 51 Fahrzeuge verringerte. 

Systemisierungsplan der Datenverarbei­
tungsanlagen des Bundes. Im Text des Allge­
meinen Teiles des Systemisierungsplanes der 
Datenverarbeitungsanlagen des Bundes wur­
den geringfügige sprachliche Verbesserungen 
vorgenommen. 

Die Anzahl der systemisierten Anlagen soll 
sich gegenüber dem Bundesfinanzgesetz 1 974 
um neun erhöhen. 

Dienstpostenplan. Der Dienstpostenplan des 
Bundes sieht für das Jahr 1 975 eine Zunahme 
um 4662 Dienstposten vor. Der Großteil der 
neuen Dienstposten entfällt auf die Bereiche 
der Bundesministerien für Unterricht und 
Kunst sowie Wissenschaft und Forschung. 

Im Text des Dienstpostenplanes nahm der 
Ausschuß folgende Berichtigungen vor: 

Auf den Seiten 256 und 259 bei Konvikte 
und Schülerheime statt "Professor" und bei 
Konvikte, Lehrhaushalte und Schülerheime 
statt "Professor" nunmehr j eweils "Direktor". 

Auf den Seiten 329, 337, 338 und ( 1 3) 
statt den Begriffen "Dienststellen der Bundes­
gebäudeverwaltung", zu 1 .  bei Vertrags­
bediensteten Kategorie A I statt "Dienststellen 
der Bundesgebäudeverwaltung" , zu 2. bei Ver­
tragsbediensteten Kategorie A ll statt "Dienst­
stellen der Bundesgebäudeverwaltung" , zu 
1 .  bei Vertragsbediensteten Kategorie B I statt 
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Dienststellen der Bundesgebäudeverwal-
tung",  zu 2. bei  Vertragsbediensteten Kate­
gorie B 11 statt "Dienststellen der Bundes­
gebäudeverwaltung" , bei Bauten und Technik 
statt "Dienststellen der Bundesgebäudever­
waltung" nunmehr j ew eils "Bundesbaudienst 
Wien". 

Bei der Abstimmung wurde der Dienst­
postenplan unter Berücksichtigung der er­
wähnten Berichtigungen mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
als Ergebnis seiner Beratungen den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle beschließen : 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1975 (1285 und Zu 1 285 der Beilagen) sowie 
dessen 

Anlage I - B undesvoranschlag in der Fas­
sung der Spezial  berichte samt 

Anlagen I a b i s  I d - Gesamtübersichten, 

Anlage II - Konjunkturausgleich-Voran­
schlag samt des sen summarischer Aufgliede­
rung in der Anlage II a, 

Systemisierungsplan der Kraft�, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes (Anlage zum 
Bundesvoranschlag) , 

Abgeordneten, sowie 23 Wortmeldungen von 
Regierungsmitgliedern. 

16 Abgeordnete der SPO fungierten als Be­
richterstatter. 

Die von Klubs empfohlene Redezeit von 
40 Minuten für Hauptredner und 20 Minuten 
für die übrigen Abgeordneten und Regierungs­
rnitglieder wurde von 64 Rednern nicht einge­
halten. D a  i ch den Eindruck gewonnen habe, 
daß die Redezeit von keinem der Abgeord­
neten bewußt überzogen wurde und die Zeiten, 
um die die Redezeiten überschritten wurden, 
nur sehr g eringfügig waren, möchte ich von 
Namensnennungen Abstand nehmen. (Allge­
meine lebhafte Heiterkeit.) Durch Redner, die 
die Zeit nicht voll ausnützten, ergab sich ein 
Ausgleich mit der Redezeit jener Abgeord­
neten, die ihre Redezeit überzogen. 

Die Limitierung der Redezeit ergab folgende 
Fakten: Es galt für die Abgeordneten, die 
Zeit optima l  zu nützen. Die Abgeordneten gin­
gen grundsätzlich weniger auf Zwischenrufe 
und Vorredner ein. Es gab im Haus weniger 
Dialoge zwis chen den j eweiligen Rednern und 
den Abgeordneten. Die Redebeiträge waren 
konzentrierter. Der Zeitdruck. zwang zur Prä­
gnanz und verhinderte Wiederholungen. 

Die Anwesenheitsquote lag während der De­
batte zwisch e n  25 und 50 Prozent. 

Systemisierungsplan der Datenverarbei-
tungsanl agen d e s  Bundes (Anlage zum Bun- Erwähnen möchte ich, daß während der Bud-

desvoranschlag) und getdebatte eine Reihe von Einzelpersonen und 
Delegationen bei Abgeordneten und Regie-

Anlage III - Dienstp ostenplan in der er- rungsmitgliedern vorgesprochen hat. 
wähnten Fassung 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung er- Letztlich durfte auch die Alltagsarbeit der 

teilt. Abgeordneten - das bitte ich auch zu beden-
ken - und d e r  Regierungsmitglieder während 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, der Budgetzeit nicht ruhen. 
stelle ich den A ntrag, in die Debatte einzu­
gehen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemel­
det. Wünscht d e r  Herr Generalberichterstatter 
ein Schlußwort? - Bitte. 

Generalberichterstatter Dr. Gradenegger 
(Schlußwort): Herr Präsident ! Hohes Haus! Die 
Debatte zum Bundesfinanzgesetz und zum Bun­
deshaushalt 1 975 ist zu Ende. Wir stehen vor 
den Schlußabstimmungen. 

Dies ist der Z eitpunkt, in einigen Sätzen 
ein Resümee übe r  die Budgetdebatte zu zie­
hen. 

Die Budgetdebatte im Plenum dauerte zehn 
Tage. Die Redezeit der Abgeordneten, der Be­

Die beschränkte Redezeit bildete wegen der 
mannigfachen Anfragen besonders für die Re­
gierungsmitglieder ein etwas schwerer zu 
bewältigendes Problem. Die Limitierung war 
aber im großen und ganzen positiv und diente 
der Straffung der Budgetberatungen. 

Mit 1 1  Stunden und 3 Minuten war das 
Kapitel Landwirtschaft die Beratungsgruppe, 
die die meiste Zeit in Anspruch nahm, gefolgt 
vom Kapitel Bundeskanzleramt mit 9 Stunden 
12 Minuten und vom Kapitel Soziale Verwal­
tung mit 8 Stunden und 5 Minuten. 

Die von mir geführten ausführlichen Stati­
stiken liegen für alle Abgeordneten zur Ein­
sichtnahme auf. 

richterstatter und der Regierungsmitglieder Präsident: Wir gelangen nunmehr zur A b­
betrug 95 Stunden und 24 Minuten. Es gab s t i m  m u n g über das Bundesfinanzgesetz 
267 Wortmeldungen von Abgeordneten : sowie Titel und Eingang und die dazugehören-
89 Wortmeldungen von SPO-Abgeordneten, den Anlagen, soweit über diese nicht bereits 
1 38 von OVP-Abgeordneten und 40 von Fpo- l abgestimmt wurde. 
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Es sind dies die Anlagen I a bis I d und 

II  a ,  der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft­
und Wasserfahrzeuge des Bundes und der 
Systemisierungsplan der Datenverarbeitungs­
anlagen des Bundes sowie die Anlage UI , 
Dienstpostenplan - in der Fassung des Aus­
schußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Das ist mit Mehrheit ange­
nommen. Damit ist die zweite Lesung über das 
Bundesfinanzgesetz 1 975 samt Anlagen been­
det. - Der Berichterstatter beantragt die sofor­
tige Vornahme der dritten Lesung. Wird da­
gegen ein Einwand erhoben? � Dies ist nicht 
der Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. -- In dritter Lesung mit 
M e h r  h e i t a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den zur Beratungsgruppe I eingebrachten 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dok­
tor Ermacora und Genossen betreffend Uber­
tragung der Justizverwaltung an die Höchst­
gerichte. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
M i n d e r h e i t. A b g e l e h n t. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung, die für Mittwoch, 
den 22. Jänner 1975, in Aussicht genommen ist, 
wird auf schriftlichem Wege einberufen wer­
den. 

Schlußansprache 

Präsident: Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mit dieser Sitzung beenden wir 
zugleich unsere Arbeit im Jahre 1 974.  Aus 
einem solchen Anlaß ist zunächst ein kurzer 
Rückblick angebracht. 

Das Hohe Haus hat in diesem nunmehr zu 
Ende gehenden Jahr 36 Plenarsitzungen abge­
halten, in denen 1 67 Gesetze verabschiedet, 
36 Abschlüsse von Staatsverträgen genehmigt 
und 29 von Mitgliedern der Bundesregierung 
vorgelegte Berichte zur Kenntnis genommen 
wurden. Von den 1 67 Gesetzesbeschlüssen er­
folgten 1 4 1  einstimmig und 26 mit Stimmen­
mehrheit; vier Beharrungsbeschlüsse wurden 
ebenfalls mit Mehrheit gefaßt. 

Ferner wurden in den Sitzungen des Natio­
nalrates 21 Fragestunden abgehalten, in denen 
267 mündliche Anfragen zum Aufruf gelang­
ten. Schließl ich wurden im Laufe des heurigen 
Jahres 349 schriftliche Anfragen eingebracht, 

334 schriftliche Anfragebeantwortungen lang­
ten ein. 

Schon diese Zahlen beweisen, daß das abge­
laufene Jahr ein sehr arbeitsreiches gewesen 
ist. Zwar ragen aus der Fülle der Gesetze 
heuer nicht so spektakuläre Reformwerke wie 
das im vergangenen Jahr verabschiedete neue 
Strafgesetzbuch und die neue Gewerbeord­
nung hervor, aber die Volksvertretung hat 
doch eine ganze Reihe von Beschlüssen ge­
faßt, die einerseits den Veränderungen der 
Gesellschaft Rechnung tragen und anderseits 
dem kulturellen, wirtsChaftlichen und sozialen 
Fortschritt der Bürger dieses Landes dienen 
sollen. Ich verweise in diesem Zusammenhang 
nur auf das Schulunterrichtsgesetz, auf das 
Bodenbeschaffungsgesetz und das Assanie­
rungsgesetz sowie auf das Entgeltfortzahlungs­
gesetz . 

Hohes Haus ! Wenn man zu Ende dieses 
Jahres den Blick zurückriChtet, dann wird man 
in erster Linie an die Situation erinnert, in 
der wir uns vor genau einem Jahr befunden 
haben : Damals zogen gerade dunkle Wolken 
der Ungewißheit über unserer Energieversor­
gung, über der Konjunkturentwicklung sowie 
über der Währungs- und Stabilitätspolitik dro­
hend herauf. Das meiste, was wir vor Weih­
nachten des vergangenen Jahres für das Jahr 
1974 befürchteten, ist glücklicherweise nicht 
eingetreten. 

Aber international gesehen hat sich die wirt­
schaftliche Lage nicht entspannt, sie ist viel­
mehr schlechter geworden, und auch Oster­
reich wird es, wenn auch abgeschwächt durch 
eine entsprechende Beeinflussung der Politik, 
zu spüren bekommen. 

Daß die Verteuerung importierter Energie­
träger unsere Handelsbilanz gewaltig belastet, 
ist ebenso eine Tatsache wie j ene, daß die in 
der Welt herumrollenden Dollarmilliarden 
der erdölproduzierenden Staaten ernste Pro­
bleme für die internationale Währungspolitik 
und damit natürlich auch für Osterreich dar-. 
stellen. 

Es wäre also völlig falsch zu behaupten, daß 
wir alle Schwierigkeiten bereits überwunden 
und keinerlei Vorsorgen für eventuelle Rück­
schläge zu treffen hätten. Im Gegenteil : Das 
kommende Jahr 1 975 wird ein Jahr der Be­
währung für uns alle und in vielfacher Hin­
sicht werden. 

Im nächsten Jahr ist bekanntlich auch die 
Neuwahl des Nationalrates fällig. Die öster­
reichische Bevölkerung wird zu einer der wich­
tigsten politischen Entscheidungen aufgerufen 
werden. In den Wodlen vor einem solchen 
Urnengang pflegen die Wogen der Gefühle 
besonders hochzugehen, und schon lange vor-
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her verspüren Parteien und Politiker das Be­
dürfnis, sich gegeneinander abzugrenzen, 
widersprüchliche Positionen herauszuarbeiten 
und sich zu profilieren. Die Argumente ebenso 
wie jenes der zu fällenden Entscheidung dra­
stisch vor Augen zu führen, ist nun Aufgabe 
der Politiker. 

Es ist, geehrte Damen und Herren, ein 
Lebensgesetz der parlamentarischen Demokra­
tie, daß von Zeit zu Zeit gewählt wird und 
daß in solchen Zeiten das Gegensätzliche bis­
weilen das Gemeinsame in den Hintergrund 
drängt. Nur eines darf nicht geschehen: daß 
nämlich das Gemeinsame dabei überhaupt 
zugrunde geht. 

Um die Dinge beim Namen zu nennen: In 
der pluralistischen Gesellschaft unserer Tage 
haben einzelne und auch ganze Gruppen An­
spruch auf verschiedene !.Auffassungen, ver­
schiedene politische Zielsetzungen und so wei­
ter. Letztlich entscheidet dann die Mehrheit, 
wobei die Minderheit nicht schutzlos ist, sie 
hat rechtsstaatliche Garantien, wie zum Bei­
spiel die Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichtsbarkeit, sie hat politische Instrumente 
wie Volksbegehren und dergleichen mehr. 

Worum es mir aber geht, ist nicht die For­
malität beziehungsweise Legalität des nun ein­
mal in Gang gesetzten Prozesses unmittelbarer 
politischer Willensbildungj was mir am Her­
zen liegt, ist vielmehr die aus persönlicher 
Lebenserfahrung entspringende Sorge, daß 
meistens schwer aufgebaut, aber leicht zer­
schlagen ist. Es erfordert deshalb unser aller 
Aufmerksamkeit, damit nicht die nach 1 945 
unter schwierigsten Bedingungen errichtete 
demokratische Ordnung durch vielleicht gar 
nicht so übelwollende, sondern nur durch 
unbedachte Heißsporne einen Schaden erlei­
det. Man kann für diese oder j ene politische 
oder weltanschauliche Gruppe eintreten, man 
kann für die Fristenlösung sein oder dagegen, 
für das Volksbegehren der "Aktion Leben" 
oder gegen dieses, aber man sollte eines nicht 
gefährden, was ein deutscher Politikwissen­
schafter einmal als die "politische Kultur" 
unseres Landes bezeichnet h at .  

Es  wäre traurig, sehr geehrte Damen und 
Herren, wenn Kultur in Osterreich nur in 
Oper, Konzert, Theater und Festspielen vor­
handen wäre, nicht aber auch kultivierte Poli­
tik, wenn wir einander nur im Festgewande 
mit Würde und gegenseitiger Achtung begeg­
nen könnten, in der politischen Auseinander­
setzung aber Barbaren wären, wenn wir zwar 

großartige Straßen und Brücken bauen, aber 
nicht mehr die Brücken der Verständigung zum 
Andersdenkenden und zum Anderswollenden 
fänden. Das, Hohes H aus, möchte ich ganz 
bewußt zum Abschluß des heurigen Jahres 
und für das kommende Jahr, das ein Jahr 
der Wahl sowie eine Zeitspanne der wirt­
schaftlichen und politischen Bewährung sein 
wird, in meiner Eigenschaft als Präsident des 
Nationalrates zum Ausdruck gebracht haben. 

Und nun, sehr verehrte Damen und Herren, 
lassen Sie mich auch in Ihrer aller Namen 
allen jenen danken, die uns in dem zu Ende 
gehenden Jahr behilfli ch  waren, unsere 
umfangreichen Arbeiten zu bewältigen. Vor 
allem den Bediensteten des Hauses in ihrer 
Gesamtheit gilt dieser D ank. (Allgemeiner Bei­
fall.) Sie sind es, die uns unter Hintanstellung 
ihrer eigenen Bedürfnisse stets getreu zur 
Seite stehen und mithelfen. Das gilt nicht nur 
für die in der Offentlichkeit bekannten Sit­
zungen des Plenums, das Geschick und die 
Verläßlichkeit unserer beamteten Kollegen be­
weist sich auch dort, wo die notwendige und 
harte Vorarbeit geleistet werden muß, wie 
zum Beispiel in den Ausschüssen. 

Ebenso gilt unser D a nk allen jenen, die 
unsere Tätigkeit der österreichischen Offent­
lichkeit vermitteln, nämlich den Damen und 
Herren der Presse, des Rundfunks und des 
Fernsehens, und schließlich nicht zuletzt allen, 
die in irgendeiner Form Anteil am parlamen­
tarischen Leben Osterreichs genommen haben. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Ihnen, geehrte Damen und Herren, wünsche 
ich zum kommenden Weihnachtsfest und zum 
Jahreswechsel alles Gute und daß wir ein­
ander zu Beginn des J ahres 1 975 wieder zu 
gemeinsamer Arbeit im Dienste unserer demo­
kratischen Republik Osterreich zusammenfin­
den. 

Meine Festtagswünsche gelten aber auch 
allen unseren Mitbürgern in Stadt und Land 
sowie allen Osterreichern im Ausland und 
unseren Soldaten und Polizisten im Nahen 
Osten und auf Cypem. 

Ich schließe mit dem Wunsche : Das Jahr 
1 975 möge für uns alle ein gutes und glü<x­
limes werden. (Allgemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Unter dem Beifall des Hauses begeben sich 
die Klubobmänner Robert W e i s  Z, Doktor 
K o r  e n und P e t  e r zum Präsidenten und 
erwidern im Namen ihrer Klubs die Wünsche. 

SchlUß der Sitzung: 15 Uhr 40 Minuten 
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